250-Milionen- 
Ding für ein 
neues 
Medikament 


Mai 1994 E8080E 


deutsche Nachrichienmagazin 


Bonn: 
Der Umgang mit den Steuergeldern 


Aufgabe deutscher Politik, 
Industrie und Gesellschaft: 
Alle Chancen nutzen und 

Verantwortung übernehmen 


Frankreich: 


Elite hat Angst vor gesellschaftlicher Explosion 


Naher Osten: 

Die Freunde des Rabbi Meir Kahane 
Rußland: 

Der Einfluß des Militärs steigt 
Geheimdienste: 

Das Spionagespiel geht weiter 


»Die Welt wird von Persönlichkeiten regiert, die sehr 
anders sind, als man meint, wenn man nicht hinter die 
Kulissen schauen kann«, meint Benjamin Disraeli. 

Dieses Buch informiert über diese massive Verschwörung 
- einer »verborgenen Hand«, einer »geheimen Kraft«, 
die die Nationen der Erde in den endgültigen Zusammenbruch führt, 
damit eine gottlose, totalitäre »Weltherrschaft« errichtet 
und rücksichtslos durchgesetzt werden kann. 
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Lieber Leser, 


CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen 
Gruppierungen verpflichtet. 


CODE ist das andere deutsche Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend 
Themen widmet, die in der etablierten Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht 
dargestellt werden. 


CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen 
und Problemen besonders verpflichtet. 


JEDEN MONAT NEU! 


CODE widmet sich eingehend Themen, die sich mit der Diskussion um den 
Standort Deutschland beschäftigen. 


CODE möchte mit seinen Analysen, Berichten und Kommentaren dazu beitra- 
gen, daß Deutschland im internationalen Wettbewerb nicht zu einer erstarrenden 
Gesellschaft wird. 


CODE kann vorerst nur im Abonnement bezogen werden. 


Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene, kritische Haltung dieser 
Zeitschrift. Wir bitten Sie daher zu überlegen, wer aus dem Kreise Ihrer Familie, 
Ihrer Freunde, Bekannten und Kollegen Abonnent von CODE werden könnte. 


Für Ihre Mühen möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen 
Abonnenten vermitteln, der noch nicht Bezieher von CODE ist oder war, erhal- 
ten Sie kostenlos als Dankeschön das Buch „Der namenlose Krieg“. 
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Vielen Dank 
Ihr Verlag Diagnosen 


[Verse Diagnosen - Untere Burghalde 51 - D-71229 Leonberg 
Ich habe einen neuen Abonnenten für CODE geworben. 


Die Einziehungsermächtigung gilt bis auf Widerruf und 


Senden Sie CODE ab 
erlischt automatisch bei Beendigung des Abonnements. 


bis auf weiteres zum jährlichen Abonnementpreis von 
90.- DM einschließlich Porto und Mehrwertsteuer (im 


Ausland DM 90.- zuzüglich DM 15.- Versandkosten für 
den einfachen Postweg, der Betrag wird zum Tageskurs Datum 
umgerechnet) an: 


Unterschrift des Abonnenten/Kontoinhabers 


Name Ich bin darüber belehrt, daß ich diese Bestellung des 
Abonnements ohne Angabe von Gründen gegenüber 

V dem Verlag Diagnosen, Untere Burghalde 1, D-71229 
Sams Leonberg, binnen einer Woche schriftlich widerrufen 


kann, daß es zur Fristwahrung genügt, wenn der Wider- 
spruch innerhalb der laufenden Frist abgesandt wird. 


Straße und Hausnummer/Postfach 


Postleitzahl/Stadt/Land 
Unterschrift 

Ich habe den neuen Abonnenten geworben und erhalte dafür 
das Buch »Der namenlose Krieg«. Der neue Abonnent war 
noch nicht Bezieher dieser Zeitschrift, ist nicht mit mir 
identisch, und ihm wurde eine Kopie dieses Bestellscheins 
ausgehändigt. Meine Anschrift: 


DI Der neue Abonnent ist damit einverstanden, daß das 
Abonnentengeld von seinem Konto (Bank- oder 
Postscheckkonto) abgebucht wird. 


[] Jährlich DM 90.- 


Ei Zweimal jährlich jeweils DM 45.- Name 
Vorname 
Bank/Ort 
Bankleitzahl Straße und Hausnummer/Postfach 


Kontonummer 


Postleitzahl/Stadt/Land 
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Das andere deutsche Nachrichienmagazin 


Deutschland 


8 Schwere Schlappe 
für die Republikaner 


9  Straffällig gewor- 
dene Ausländer un- 
bedingt ausweisen 
Die Mehrheit der Deut- 
schen ist der Auffassung, 
daß die Abschieberege- 
lung unter gewissen Be- 
dingungen angemessen 
und richtig ist. Das geht 
aus einer Umfrage her- 
vor, die das Institut für 
Demoskopie Allensbach 
durchgeführt hat. 


10 Der Umgang mit 
den Steuergeldern 
Ausgerechnet nach der 
Wiedervereinigung haben 
sich die jährlichen deut- 
schen Nettozahlungen in 
die EG-Kasse auf 31 Milli- 
arden DM verdreifacht. 
Das ist das Sechsfache des 
britischen und das Zehn- 
fache des französischen 
Beitrages. 


12 Neues 
Denken wagen 
Die Welt, in der wir leben, 
hat sich in den vergange 
nen Jahren dramatisch 
verändert. Die Konsequen- 
zendie die sich daraus 
ergeben, analysiert 
Walter Leisler-Kiep. 
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Wirtschaft 


17 BASF setzte auf 
weitere Strukturan- 
passungen 


20 Die Stärken der 
High-Tech-Industrie 
nutzen 
Die Diskussion um den 
Standort Deutschland ist in 
vollem Gange. An Vor- 
schlägen mangelt es nicht. 
Die schnelle Umsetzung 
einiger Maßnahmen wie 
die Novellierung des 
Gentechnikgesetzes unter- 
streicht den dringenden 
Handlungsbedarf. 


28 Das 250- 
Millionen-Ding 
Ehe ein neues Medikament 
auf den Markt kommt, hat 
sein Hersteller schon tief in 
die Tasche gegriffen: Für 
Forschung und Entwick- 
lung muß heute soviel aus- 
gegeben werden wie für 
den Bau einer ganzen 
Wohnsiedlung. Am Bei- 
spiel eines neuen Medika- 
ments gegen Infektions- 
krankheiten wird deutlich, 
wo das Geld bleibt. 


Internationales 


37 Das Spionagespiel 
geht weiter 
Der letzte Spionageskandal 
zwischen Washington und 
Moskau hat viele ernste 
Fragen aufgeworfen. Doch 
was einige der Leute an der 
Spitze dazu zu sagen 
haben, mag überraschen. 


40 Frankreichs Elite 
hat Angst vor einer 
esellschaftlichen 

xplosion 
In einer Rede machte der 
französische Präsident 
Frangois Mitterrand einige 
außerordentliche Bemer- 
kungen über die Schwere 
der Krise, der sich Frank- 
reich gegenübersieht. 


Frangois Mitterrand: „Wenn ich 
so viele Berufszweige sehe, die 
heute in Furcht und Angst leben 
- und warum morgen nicht in 
Revolte?“ 


42 Der Einfluß des 
Militärs in Rußland 
steigt 
Die Rechnung dafür, daß 
der militärischen Super- 
macht Rußland von anglo- 
amerikanischer Seite eine 
ruinöse Schocktherapie 
auferlegt wurde, wird jetzt 
fällig. 


44 Britanniens 
historisches 
Dilemma 
Britanniens staatsbürger- 
liche Infrastruktur scheint 
am Ende zu sein, jegliche 
Moral zerstört, jeglicher 
Sinn für die Gesetze der 
Volkswirtschaft untermi- 
niert und die Monarchie, 
die Kirche von England 
und die Regierung unter 
ständigem Beschuß durch 
die Medien. 


Die 15 Jahre, in denen Margaret 
Thatcher Premierministerin war, 
haben Britannien praktisch zu- 
grunde gerichtet. 


47 Protest gegen 
Lehrpläne in 
britischen Schulen 


8. Jahrgang 


Nr.5 Mai 1994 


48 Destabilisierung 
durch Bruch des 
irakischen Embargos 
Internationalen Quellen aus 
der Industrie zufolge sollen 
die Ölpreise weltweit 
extrem fallen, wenn das 
Embargo gegen den Irak 
aufgehoben wird. 


Saddam Hussein und sein Öl 
sind die wahren Gewinner der 
Aktion Wüstensturm, sobald das 
Embargo gegen den Irak aufge- 
hoben wird. 


50 Wirtschaftliche 
Probleme des 


Gaza-Jericho- 
Abkommens 


54 Die Freunde des 
Rabbi Meir Kahane 
FBI-Direktor William 
Webster bezeichnet die 
Kach-Partei, gegründet von 
Rabbi Meir Kahane, als 
Amerikas gefährlichste 
Terroristen. 


Rabbi Meir Kahane, ermordet 
am 5. November 1990, gründete 
die Jüdische Verteidigungsliga 
und die Kach-Partei, die jetzt in 
Israel verboten wurde. 


58 Das Massaker von 
Hebron und die 
Drahtzieher 


61 Die Intervention der 
UNO auf dem 
Balkan 


62 Das Drehbuch für 
den Holocaust in 
Bosnien wurde in 
London geschrieben 


Ständige Rubriken 
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27 
38 


Deutschland-Journal 
Konjunkturbremser 
Bundesbank; 
„Rockehuber“; 

Kohls Ende in Sicht?; 

Die Bank von England 
stimmt Kontrollen 
vielleicht zu; 

Den russischen Atomkraft- 
werken geht der Brennstoff 
aus; 

Weltbank sabotiert den 
Vertrag zwischen Israel 
und PLO. 


Banker-Journal 

IWF wird für Schülerun- 
ruhen in Mosambik verant- 
wortlich gemacht; 
Weltgesundheitsorganisa- 
tion warnt vor Eskalation 
der Tuberkulose-Epidemie; 
Liquiditätsblase kann 
platzen; 

Geburten- und Sterberaten 
in Europa alarmierend; 
Schulden der dritten Welt 
erreichen neue 
Höchstwerte; 

Polnischer Finanzminister 
und Befürworter des 
Freihandels tritt zurück; 
Wolski attackiert Sachs 
und bevorzugt das 
französische Modell; 
Gerüchte um neutrale 
Strahlenwaffe. 


Impressum 


Europa-Journal 

Neue russische Militärdok- 
trin ruft Besorgnis hervor; 
Schirinowski rasselt bei der 
NATO mit den Säbeln; 
Kandidat der Separatisten 
gewinnt Wahlen auf der 
Krim; 

Briten verlangen Sparmaß- 
nahmen von Südafrika; 
London und Paris über 
Schritte Bosniens besorgt; 
Vatikan attackiert die Reso- 
lution des Europäischen 
Parlaments über Homo- 
sexuelle; 


Schweden sucht jetzt 
Palmes „Einzelmörder‘“; 
Pro-russischer Präsident 
tritt sein Amt in 
Weißrußland an. 


52 Hintergrund-Journal 
Opposition in Asien 
gegenüber Sanktionen für 
Nordkorea; 

Paraguay fürchtet Aufstand 
nach mexikanischem 
Modell; 

Iranischer Führer sieht 
Revolution voraus; 
Schirinowski sagt „Infer- 
no“ in Zentralasien voraus; 
Alternatives Wirtschafts- 
programm enthüllt; 

OAU über Schulden 
besorgt; 

Weltgetreideernte 

sinkt weiterhin; 

Japan startet seine erste 
eigene Rakete; 

Soros arbeitet mit GE 
zusammen, um Kraftwerke 
zu bauen; 

Ramos lehnt vom IWF 
angeordnete Benzinpreiser- 
höhungen ab. 


64 Vertrauliches 
Ukrainische Demonstran- 
ten in Moskau verhaftet; 
Kardinal beschuldigt die 
Europäer der Feigheit; 
Rußland verbessert seinen 
Geheimdienst; 

Walesa bezeichnet NATO- 
Partnerschaft als 
„Erpressung“; 

Will Douglas Hurd ein 
neues russisches 
Imperium?; 

Nordkorea stimmt 
Untersuchungen von 
Atomkraftwerken durch 
die UNO zu; 
Privatisierung von ELF 
signalisiert Frankreichs 
Rückzug; 

War Japan Ziel eines 
Wirtschaftskrieges? 


66 Leserbriefe 
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Deutschlad- 


Journal 


Konjunktur- 
bremser 
Bundesbank 


Die Wut in großen Teilen der 
deutschen Wirtschaft auf die im- 
mer unverständlicher werdende 
Politik der Bundesbank wird im- 
mer größer. Zu ungewöhnlich 
scharfer Kritik sah sich dann auch 
der Chefvolkswirt der Deutschen 
Bank, Dr. Walter, veranlaßt. Er 
meinte, daß die Geldmenge M 3, 
die von der Bundesbank immer 
wieder als Hauptgrund für die 
nach wie vor sehr hohen kurzfri- 
stigen Zinsen genannt wird, voll- 
kommen überbewertet werde. 


Angesichts der zahlreichen Son- 
derfaktoren, nicht zuletzt auch 
durch die deutsche (Teil-)Einheit, 
sei diese Zahl derzeit nur wenig 
aussagekräftig. Viel wichtiger wä- 
re es dagegen, die Inflation und 
die Tarifabschlüsse als Maßstab 
für die weitere Zinspolitik zu ma- 
chen und nicht M 3 zu einem „Fe- 
tisch“ zu erheben. 


In die gleiche Kerbe schlugen 
auch nahezu alle anderen Wirt- 
schaftsfachleute, wie zum Bei- 
spiel die Experten des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung 
(DIW) in Berlin. Sie gehören be- 
reits seit vielen Monaten zu den 
Hauptkritikern, die der Bundes- 
bank vorwerfen, mit einer zu re- 
striktiven Geldpolitik den Auf- 
schwung zu verzögern bzw. die 
Rezession zu verlängern. 


Und diese Kritik ist auch voll- 
kommen richtig. So fiel zum Bei- 
spiel die Inflationsrate in Nord- 
rhein-Westfalen bei weiter sinken- 
der Tendenz im März auf 3,1 
Prozent. Dies ist der niedrigste 
Stand seit rund drei Jahren. Und 
dies, obwohl dort noch die Ba- 
siseffekte einer höheren Mine- 
ralölsteuer und anderer Gebühre- 
nerhöhungen preistreibend wir- 
ken. Die um diese Sonderfaktoren 
bereinigte Preissteigerungsrate 
liegt damit bereits wieder deutlich 
unter drei Prozent und damit auf 
einem stabilitätspolitisch gewoll- 
ten Niveau! 
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Und auch die Tarifabschlüsse 
schreien geradezu nach niedrigen 
Zinsen. Die Gewerkschaften ha- 
ben nach vielen Jahren wieder ta- 
rifpolitische Vernunft walten las- 
sen, was um so größerer Anerken- 
nung bedarf, wenn man bedenkt, 
daß dies ein Wahljahr ist und alle 
große Gewerkschaften zu den So- 
zialdemokraten tendieren und die- 
se zum Teil offen unterstützen. 


Die Abschlüsse in den Schlüssel- 
branchen kommen aber de facto 
einer Nullrunde gleich. Zwar ver- 
pflichteten sich die Unternehmen 
im Gegenzug zu einer Beschäfti- 
gungsgarantie. Dies ist aber noch 
immer positiv zu werten, da sie 
sich nicht dazu verpflichteten, die 
natürliche Fluktuation - also Kün- 
digungen, Pensionierungen und 
Tod - nicht auszugleichen, und al- 
leine dadurch pro Jahr erhebliche 
Mengen Personal eingespart wer- 
den können. Je nach Unterneh- 
mensgröße können dies durchaus 
500 bis 1000 Personen sein, was 
bei einem vertretbaren Nichtersatz 
Kosteneinsparungen in hoher 
achtstelliger Größenordnung be- 
deuten kann. 


Damit sind aber die Voraussetzun- 
gen für Zinssenkungen so gut wie 
noch nie in den vergangenen Jah- 
ren. Ein hohes Geldmengen- 
wachstum stellt nämlich nur bei 
einer steigenden Inflation eine 
Gefahr dar, aber nicht bei einer 
rückläufigen. 


Dies haben auch praktisch alle an- 
deren westlichen Industrieländer 
erkannt. In den USA zum Beispiel 
hat diese Zahl heute nur noch ei- 
ne untergeordnete Bedeutung. Na- 
hezu alle Fachleute sind sich ei- 
nig, daß Inflation und Tarifab- 
schlüsse - damit verbunden die 
Lohnnebenkosten - wesentlich 
wichtigere Einflußfaktoren auf die 
Wirtschaft sind als die Geldmen- 


ge. 


Besonders dann, wenn man be- 
denkt, auf welchen Sonderfakto- 
ren das hohe deutsche Geldmen- 
genwachstum beruht. So sind zum 
Beispiel zum Jahreswechsel 1994 
viele Gelder wegen des Auslau- 
fens von Steuervergünstigungen 
in Hypothekarkredite geflossen. 


Das Hauptübel ist aber die nach 
wie vor inverse Zinsstruktur, daß 
es also für kurzfristige Anlagen 
höhere oder nur unwesentlich 
niedrigere Zinsen als für Lang- 
fristanlagen gibt. Dadurch fließen 
natürlich viele Gelder in Termin- 


einlagen, also Festgelder. Dies 
soll alleine in Deutschland über 
300 Milliarden DM sein. 


Wird aber nun diese inverse Zins- 
struktur durch Zinssenkungen der 
Bundesbank behoben, dann 
fließen innerhalb der nächsten 
Monate die freiwerdenden Gelder 
in längerfristige Anlageformen 
und den Aktienmarkt. Damit wird 
aber gleichzeitig M 3 entlastet. 
Die Katze beißt sich damit wegen 
der Unfähigkeit der Bundesbank 
selber in den Schwanz. 


Und Unfähigkeit muß man der 
Bundesbank vorwerfen. Das 
Hauptübel ist dabei, daß der 
Großteil der Direktoriumsmitglie- 
der, die die Politik der Notenbank 
treffen, aus Politikern besteht. 
Kaum jemand hat zum Beispiel 
eine Banklehre mit anschließen- 
der Praxis in der Wirtschaft hinter 
sich. Soweit nachprüfbar gibt es 
mit Ottmar Issing nur einen 
Volkswirtschaftler im Bundes- 
bank-Direktorium. 


Die meisten Direktoriumsmitglie- 
der sind aber abgehalfterte Politi- 
ker, die wegen der Verdienste um 
ihre Partei noch auf einen lukrati- 
ven Posten gehievt worden sind, 
die aber von der Wirtschaft und 
den komplexen Zusammenhängen 
nur wenig oder gar keine Ahnung 
haben. Ein an der Börse kursie- 
render Witz, daß die meisten Bun- 
desbanker an ein Glas Bier den- 
ken, wenn sie das Wort Wirtschaft 
hören, ist sicherlich überspitzt, 
kommt dem Kern der Sache aber 
doch ziemlich nahe. 


Richtig wäre es, daß nur diejeni- 
gen in das oberste Führungsgre- 
mium der Bundesbank kommen 
können, die in der Praxis ihre 
Kompetenz erwiesen haben. Nur 
weil jemand etwa aus dem Fi- 
nanz- oder Wirtschaftsministeri- 
um kommt, bedeutet dies noch 
lange nicht, daß er Ahnung hat. 
Denn normal ist es nicht, wie 
manche Politiker von einem Tag 
zum anderen Spitzenpositionen in 
anderen Ministerien bekommen, 
ohne vorher ihre Kompetenz be- 
wiesen zu haben. Und plötzlich 
findet man diese Leute dann im 
Bundesbank-Direktorium wieder. 


„Rockehuber“ 


Mit großem Befremden ist in na- 
tionalen Kreisen aufgenommen 
worden, daß das „Council on For- 
eign Relations“ (CFR) den Vorsit- 


zenden der Republikaner, Franz 
Schönhuber, zu einem Vortrag 
über die deutsche Politik nach 
New York eingeladen hatte. Die- 
ses hätte eigentlich geheim blei- 
ben sollen. Erst nachdem die 
„Bild“-Zeitung dieses an die Öf- 
fentlichkeit brachte, wurde 
Schönhuber wieder ausgeladen. 


Peter Blackwood schreibt im 
„ABC der Insider“ (zu beziehen 
über „CODE“): „Die Verflech- 
tung der Rockefeller-Macht ist 
kaum zu begreifen, wenn man 
nichts von dem alles durchdrin- 
genden Einfluß des CFR - Rat für 
auswärtige Beziehungen - weiß. 
Die Organisation ist der Schluß- 
stein des gesamten Gebäudes der 
Insider. Die Führung dieses Rates 
ist sozusagen das Gehirn des Po- 


Iypen. 


Der ‘Rat für auswärtige Bezie- 
hungen’ wurde 1919 in New York 
auf Veranlassung einflußreicher 
Kreise von ihrem Beauftragten 
“Colonel’ E. Mandell House, 
‘dem Kissinger Wilsons’, und sei- 
nen intellektuellen Freunden kon- 
zipiert, um US-Regierung und 
Bevölkerung von ihrer laut House 
‘negativen’ von Präsident Wa 
shington festgelegten Politik der 
‘“Nichteinmischung in ausländi- 
sche Händel’ auf eine ‘positive’, 
von Wilson mit der Kriegser- 
klärung an Deutschland am 7. 
April 1917 begonnenen Außenpo- 
litik zugunsten ‘einer Weltge- 
meinschaft’ zu bringen.“ 


Weiter schreibt Blackwood: „Wie 
aus der Reihe der Vortragsveran- 
staltungen hervorgeht, hat fast je- 
der der heute amtierenden Regie- 
rungschefs, jeder Bewerber auf 
ein politisches Amt und jeder Po- 
litiker, der für diesen Posten in 
Frage kommt oder aus dem Hin- 
tergrund operiert, sich dem CFR 
vorzustellen. 


Noch im April 1975 beschrieb 
Professor Meford Evans die Rolle 
des Rates: ‘Es ist wie mit der 
Kommunistischen Partei der So- 
wjetunion. Der CFR ist nicht die 
Regierung, er ist eher die Haupta- 
gentur, von der die Regierung ge- 
sagt bekommt, was sie zu tun hat. 
Daß es die Wähler sind, ist offen- 
sichtlich eine Illusion. So genießt 
der CFR höchsten Einfluß mit ei- 
nem Minimum an gesetzlicher 
Verantwortung.’“ 


Vorsitzender des CFR ist seit 
1970 David Rockefeller. Offiziel- 
les Organ ist die Vierteljahreszeit- 


schrift „Foreign Affairs“, die die 
Strategie der US-Außenpolitik 
vorschreibt. Durch die Mitglied- 
schaft der größten Verleger und 
Leitartikler überregionaler Zeit- 
schriften und Zeitungen sowie 
von Vorstandsmitgliedern der 
Fernsehketten hat der CFR ent- 
scheidend Anteil an der Mei- 
nungsformung in den USA - und 
über die „International Herald Tri- 
bune“, der einzigen weltweit ver- 
breitete, in Paris erscheinenden 
Tochter der „New York Times“, 
und der „Washington Post“ sowie 
die nachgeschalteten andersspra- 
chigen Medien in erheblichem 
Maß auch in der ganzen westli- 
chen Welt. 


Nach Blackwoods Erkenntnis sind 
auch marxistische Vordenker stark 
an der Meinungsgestaltung im 
CFR beteiligt. Weiter schreibt er: 
„Die CFR-Denker gehen davon 
aus, daß ‘Demokratie’ überholt 
ist. Infolge der schrittweisen Zer- 
störung der im organischen Zu- 
sammenhang stehenden Lebens- 
bereiche durch die Folgen des 
zum Ordnungsprinzip erhobenen 
Staatskapitalismus müssen an die 
Stelle absterbender Institutionen 
weltweite Planungen und ihre 
Durchsetzungsmöglichkeiten tre- 
ten, um Chaos zu vermeiden, das 
im Atomzeitalter menschheitsver- 
nichtend wird. 

Voraussetzung für die dem CFR 
vorschwebende ‘Neue Ordnung’ 
einer dekretierten und durchsetz- 
baren Welteinheit ist daher die be- 
schleunigte Beseitigung nationa- 
ler Eigenständigkeit, gegebenen- 
falls durch Zulassung von 
Weltkriegen, die Schaffung syn- 
thetischer Staatengebilde, die Ver- 
schmelzung von Rassen und Reli- 
gionen sowie Fortfall von 
Handelshindernissen und Unab- 
hängigkeitsfaktoren.““ 


Franz Schönhuber sollte einmal 
erklären, aus welchem Grunde er 
vom CFR eingeladen wurde, war- 
um dies geheim gehalten wurde 
und was er dort sagen wollte. 
Denn die Ziele des CFR wider- 
sprechen vollkommen dem, was 
Schönhuber offiziell sagt. 


Kohls 
Ende in Sicht? 


In der Union mehren sich die 
Stimmen, die auf eine Ablösung 
von Bundeskanzler Helmut Kohl 
bei der nächsten Bundestagswahl 
drängen. Sollte die CDU bei den 


nächsten Landtags- und speziell 
auch bei den Europawahlen ähn- 
lich schlecht abschneiden wie in 
Niedersachsen, „dann muß gehan- 
delt werden“, heißt es in Bonner 
CDU-Kreisen. 

Helmut Kohls Politik sei zwar bei 
weitem nicht so schlecht, wie von 
den Medien dargestellt, doch 
dauere es noch zu lange, um dies 
zu beweisen, wird weiter kolpor- 
tiert. Man habe darauf gehofft, 
daß der Wirtschaftsaufschwung 
schneller eintrete, als sich nun ab- 
zeichne. Dies habe aber die „Ver- 
hinderungspolitik“ der Bundes- 
bank verhindert. Deswegen soll es 
auch zu einem massiven Krach 
zwischen Kohl und dem von ihm 
protegierten Bundesbank-Chef 
Hans Tietmeyer gekommen sein. 


Kohl habe ihn mit der Absicht an 
die Macht gehievt, die Zinsen 
schneller zu senken und damit die 
Wirtschaft anzukurbeln, wollen 
Informanten wissen. Die Mehrheit 
der Zentralbankrats-Mitglieder, 
zum überwiegenden Teil abge- 
halfterte Politiker, die dort für ihre 
treuen Dienste ein hohes „Gna- 
denbrot“ kassieren, oftmals aber 
über keinen Funken wirtschaftli- 
chen Sachverstand verfügen, habe 
dies aber verhindert. 


Als Favoriten für die Nachfolge 
Kohls wird immer mehr der säch- 
sische Ministerpräsident Kurt 
Biedenkopf genannt. Sachsen sei 
das einzige mitteldeutsche Land, 
das wirklich „laufe“. 


Auch genieße Biedenkopf in den 
neuen Bundesländern großes An- 
sehen und könne „mit absoluter 
Sicherheit“ weitaus mehr Stim- 
men auf sich vereinigen als Kohl. 

D) 


Den russischen 
Atomkraftwer- 
ken geht der 

Brennstoff aus 


Wie die Tageszeitung „Komso- 
molskaja Prawda“ berichtete, ist 
damit zu rechnen, daß den russi- 
schen Atomkraftwerken der 
Brennstoff ausgehen wird. 
Während die Atomkraftwerke in 
St. Petersburg und in Kursk zu je- 
nem Zeitpunkt noch Brennstoff 
für weitere Wochen hatten, reichte 
es in Smolensk nur noch für neun 
Tage. Diese drei Kraftwerke pro- 
duzieren Strom für Moskau, St. 
Petersburg und viele Städte in 
Zentralrußland. 


Die Atomkraft liefert 80 Prozent 
der Elektrizität für diese Region, 
doch man hat kein Geld mehr für 
Kernbrennstoff. Alle Atomkraft- 
werke wurden angewiesen, ihre 
Produktion um 70 Prozent zu 
drosseln. Interfax zufolge wurde 
das Atomkraftwerk in Balakowsk 
bereits geschlossen. Nowoworo- 
nesch wird demnächst geschlos- 
sen, weil die Beschäftigten nicht 
bezahlt werden können. Das rus- 
sische Ministerium für Atomener- 
gie hat Vizepremierminister Oleg 
Soskowez jetzt informiert, daß der 
russische Nuklearenergie-Sektor 
in eine „potentiell gefährliche Si- 
tuation““ hineingeraten könnte, 
was eine Gefahr für die Sicherheit 
des Landes mit sich bringen 
würde. 


Weltbank 
sabotiert den 
Vertrag zwi- 
schen Israel und 


der PLO 


Eine unter der Schirmherrschaft 
des dänischen Industrieverbandes 
stehende Konferenz über die wirt- 
schaftlichen Möglichkeiten im 
Friedensprozeß von Nahost, die in 
Kopenhagen stattfand, zeigte wie 
die Weltbank den Friedensvertrag 
im Nahen Osten sabotiert. 


Die tonangebende Sprecherin, die 
dänische Ministerin für Entwick- 
lungshilfe, Helle Degn, erklärte, 
es sei unumgänglich, daß für die 
Palästinenser innerhalb von drei 
bis sechs Monaten eine sichtbare 
wirtschaftliche Verbesserung 
spürbar sein müsse. Sie und ande- 
re Sprecher wiesen darauf hin, 
wie die Weltbank dies tatsächlich 
unmöglich gemacht hat. Sie be- 
richtete, jegliche bilaterale Hilfe 
von einzelnen Spendern an die 
Palästinenser habe aufgehört und 
alle Programme müßten über die 
Weltbank laufen, die 70 Prozent 
der Finanzierung kontrolliere, so- 
wie über die Europäische Union, 
die den Rest kontrolliere. Sie sag- 
te, die dänische Regierung habe 
einen schweren Kampf zu führen, 
um sicherzustellen, daß 50 Pro- 


zent ihrer Hilfeleistungen in spe- 


zielle Projekte gesteckt würden. 


Der dänische Botschafter in Tel 
Aviv, Jacob Ritter, betonte, „kein 
Pfennig, nicht ein einziger Pfen- 
nig“ an Hilfeleistung sei von der 
Weltbank freigegeben. Jörgan K. 
Hanson vom dänischen Industrie- 


verband warnte Investoren und 
potentielle Spender, die Bürokra- 
tie der Weltbank sei „zehnmal 
schlimmer“ als jede andere. Er 
sagte, weil sämtliche Projekte von 
der Weltbank und der UNO- 
Flüchtlingshilfebehörde (UNRA) 
in Gaza amtlich zugelassen wer- 
den müßten, würde es mindestens 
27 Monate dauern, um auch nur 
ein einziges Projekt genehmigt zu 
bekommen. Er verglich die Situa- 
tion mit dem Versagen der Welt- 
bank und des Internationalen 
Währungsfonds, die Wirtschafts- 
entwicklung in Osteuropa zu un- 
terstützen. 


Morgans Heering von der däni- 
schen Cowicon-Consultingfirma, 
die Studien für die Weltbank 
durchführt, sagte, die Infrastruk- 
turprojekte wie der Seehafen und 
der Flughafen von Gaza seien 
nicht „nach dem Geschmack der 
Weltbank“, auch wenn er zugab, 
daß es für die Projekte gute poli- 
tische und wirtschaftliche Gründe 
gebe. m 


Die Bank von 
England stimmt 
Kontrollen 
vielleicht zu 


In einer vor kurzem gehaltenen 
Rede, die in der britischen Finanz- 
presse weitgehend ignoriert wur- 
de, wies ein Direktor der Bank 
von England auf die „systemati- 
schen Gefahren“ unkontrollierten 
internationalen Handels mit „De- 
rivaten“ hin. Informanten der Ci- 
ty of London zufolge hat sich die 
Bank von England zögernd ent- 
schlossen, den europäischen Zen- 
tralbanken auf dem Kontinent zu 
folgen und „kapitalzulängliche“ 
Regelungen für Derivatives einzu- 
führen, wozu eine „Transparenz“ 
oder vollständige Aufdeckung 
von „off-balance sheet“ oder 
„over the counter derivatives“ 
gehört sowie die Forderung nach 
einer größeren „Gewinnspanne“, 
um die Risiken der Bank abzu- 
decken. 


„Die Bank ist besorgt darüber, 
daß gegenwärtige Mißbräuche zu 
einer systematischen Krise führen 
könnten, deshalb sucht sie nach 
einem Weg, damit das ganze Ge- 
schäft mit den „Derivaten“ nicht 
völlig zum Erliegen kommt, denn 
es ist für die City of London 
höchst lukrativ,“ so sagte der In- 
formant. 
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Deutschland 


Schwere 
Schlappe für 
Republikaner 


Alfred König 


Die Landtagswahlen in Niedersachsen am 13. März dieses Jahres 
haben es mal wieder bewiesen: Die deutsche Rechte ist unfähig, eine 
wirksame Gegenopposition aufzubauen. Sicherlich haben die eta- 
blierten Parteien und die linksliberale Medienmafia ihr Möglich- 
stes hierzu beigesteuert, nichtsdestotrotz ist die Hauptschuld nicht 
bei diesen, sondern zum weitaus größten Teil bei den rechten Par- 


teien selber zu suchen. 


Daß es anders geht, haben am 
gleichen Wochenende die Öster- 
reicher bewiesen, die in bisher un- 
gekanntem Maße die Freiheitliche 
Partei Österreichs (FPÖ) von Jörg 
Haider wählten. Und Haider hat 
jenseits der Alpen mit den glei- 
chen Problemen zu kämpfen wie 
etwa Schönhuber oder Frey hier- 
zulande. 


Die „heile Welt“ 
für die Wähler 


Das amtliche Endergebnis der 
Niedersachsen-Wahlen ist dann 
auch wie ein Schlag ins Gesicht 
der Schönhuber-Partei. Nur 3,7 
Prozent (1990: 1,5 Prozent) wähl- 
ten die „Repse“. Durch die Wahl- 
arithmetik reichten der SPD schon 
44,5 Prozent (1990: 44,2 Prozent) 
zur absoluten Mehrheit der Man- 
date. Die CDU kam auf 36,4 Pro- 
zent, nach 42,0 Prozent vier Jahre 
zuvor. Die Grünen/Bündnis 90 
mehrten ihren Stimmenanteil von 
5,5 auf 7,4 Prozent. Mit 4,4 Pro- 
zent (1990: 6,0 Prozent) flog die 
FDP aus dem Landtag. Dies ist 
wahrscheinlich auch der einzige 
positive Aspekt dieses Wahlsonn- 
tags, der die erste von insgesamt 
19 Wahlen dieses Jahres einläute- 
te. 


Die Gründe für das schlechte Ab- 
schneiden der Republikaner lie- 
gen auf der Hand: Sie waren ein- 
fach nicht imstande, andere Felder 


8 [ODE 5/1994 


außer der Asylpolitik zu besetzen. 


Und hier ist den etablierten Partei- 
en und Medien ein großer Coup 
gelungen. Durch die Nennung der 
offiziellen Zahlen, die einen star- 
ken Rückgang der Asylantenzah- 
len aufweisen, wurde dem Bürger 
„heile Welt“ vorgegaukelt. Daß 
diese Zahlen - natürlich - nicht 
stimmen, sondern durch die im- 
mer größer werdende Zahl von il- 
legalen Einwanderern die Zahl 
der nach Deutschland kommen- 
den Ausländer nur geringfügig 
niedriger als vor der sogenannten 
„Asylreform“ ist, wurde erfolg- 
reich verschwiegen oder so ge- 
schickt plaziert, daß man es leicht 
überlesen konnte. 


Bereits nach der (Teil-)Wiederver- 
einigung hatte es für die „Rech- 
ten“ aber den ersten Rückschlag 
gegeben, da sie fast nur dieses po- 
litische Themenfeld besetzt hat- 
ten. Zu ihrem Glück setzte dann 
aber nur wenig später ein riesiger 
Asylantenstrom ins „westliche Pa- 
radies“, sprich Deutschland, ein, 
was dann zu einem neuen Wähl- 
erzuwachs bei den Republikanern 
und der DVU führte. 


Brunner 
ist eine Alternative 


Selbst die katastrophale Europa- 
politik der Bundesregierung, die 
zu einer Aufgabe deutscher Inter- 


essen zugunsten einer französi- 
schen Vorherrschaftspolitik führ- 
te, konnte von diesen beiden 
größten Gruppierungen der deut- 
schen „Rechten“ nicht genutzt 
werden. Erst die neue Partei, der 
„Bund freier Bürger“, von dem 
ehemaligen FDP-Europaabgeord- 
neten Manfred Brunner schaffte 
es, sich auf diesem Themengebiet 
Respekt zu verschaffen. 


Das Problem sowohl der DVU als 
auch der Republikaner ist, daß sie 
ernsthafte Schwierigkeiten haben, 
auch auf anderen wichtigen The- 
menfeldern der Politik - wie be- 
sonders derzeit der Wirtschafts-, 
Finanz- und Steuerpolitik - mit 
fachlich kompetenten Experten 
und einem genauso fachlich kom- 
petenten Programm aufzuwarten. 
Selbst die immer weiter zuneh- 
mende Kriminalität, die in den 
Bereich der Innenpolitik fällt, 
konnte von den Rechten nicht ge- 
nutzt werden, um Stimmen zu be- 
kommen. 


Wenn dies schon nicht in Nieder- 
sachsen gelingt, wo soll es denn 
dann gelingen? In einem Land, 
das vier Jahre von Rot-Grün her- 
untergewirtschaftet wurde und das 
einen extrem linken Kurs fuhr. 


Man sehe sich nur den Europami- 
nister der Grünen, Trittin, an! Die- 
ser kam vom Kommunistischen 
Bund zu den Grünen, hat sich von 
seinen grundsätzlichen Positionen 
bis heute aber nicht getrennt. 


Man denke nur an Fernsehdiskus- 
sionen, wo Trittin schon mal an- 
deren Diskussionsteilnehmern, 
die ihm mißliebige Positionen 
vertraten, mit dem Satz „Halt die 
Schnauze“ ins Wort fiel. Man 
kann sich nur fragen, wie sich ein 
Ministerpräsident mit so einem 
Mann, für den Demokratie an- 
scheinend ein absolutes Fremd- 
wort ist, an einen Kabinettstisch 
setzen kann. Wenn man bedenkt, 
daß Schröder früher Vorsitzender 
der Jusos war, kann man sich die- 
ses widerwärtige Akzeptieren 
kommunistischer Denkweisen 
schon eher erklären, wenn auch 
nicht akzeptieren. 


Christian Wulff 
ohne Charisma 


Um so schlimmer ist es dann, 
wenn eine Partei anscheinend 
noch nicht einmal in der Lage ist, 
dieses ins Bewußtsein der Wähler 
zu rufen. 


Der „Spitzenkandidat“ der CDU, 
der 34jährige Christian Wulff, bot 
ebenfalls alle Chancen, für eine 
rechte Partei in die Bresche zu 
schlagen. Die Nominierung 
Wulffs, der ungefähr soviel Aus- 
strahlung wie ein entnadelter 
Weihnachtsbaum im Hochsom- 
mer hat, war bereits die „halbe 
Miete‘ für Schröder, der nun sel- 
ber alles andere als ein charisma- 
tischer Politiker ist. Ganz im Ge- 
genteil wirkt auch er eher wie ei- 
ne Schlaftablette als ein 
dynamischer Politiker. Es ist aber 
sicherlich schwierig, über weniger 
Charisma als Wulff zu verfügen. 


Die Chancen für die „Rechten“ 
waren damit - zumindest in der 
Theorie - ausgezeichnet. Es ist si- 
cherlich schwierig, bei der derzei- 
tigen Hetzkampagne gegen alles, 
was auch nur den Anschein hat, 
rechts zu sein, geeignete Männer 
oder Frauen zu finden, die bereit 
sind, sich der Öffentlichkeit und 
damit allen möglichen Arten von 
Angriffen bis hin zur körperlichen 
Gewalt zu stellen. 


Die einzige Alternative, die sich 
für den konservativ-nationalen 
Wählerkreis derzeit abzeichnet, 
ist der „Bund freier Bürger“ von 
Manfred Brunner. Allerdings 
bleibt auch hier abzuwarten, in- 
wieweit Brunner es wirklich 
schafft, die sicherlich guten An- 
sätze dann auch wirklich in der 
Tagespolitik umzusetzen. Jeden- 
falls hat er die Möglichkeit, mit 
kompetenten Fachleuten aufzu- 
warten und so ziemlich die ganze 
Bandbreite der Politik qualitativ 
gut abzudecken. 


Denn bei allen Unwägbarkeiten 
Brunners zum derzeitigen Zeit- 
punkt könnte es ihm aber gelin- 
gen, die FDP aus dem Bundestag 
herauszufegen und sich damit als 
selbstverständlicher Koalitions- 
partner der Union zu etablieren. 


Sicherlich ist dies nicht unbedingt 
etwas - zumindest zum gegenwär- 
tigen Zeitpunkt nicht -, was zu Ju- 
beltänzen im nationalen Sektor 
führen wird, nur ist dies noch im- 
mer besser, als nach dem 16. Ok- 
tober plötzlich von einem rot-grü- 
nen Bündnis, dazu vielleicht noch 
unterstützt von der SED-Nachfol- 
gepartei PDS, regiert zu werden. 
Wenn Brunner sich dann wirklich 
als „Windhose“ entpuppen sollte, 
dann bleibt noch immer die Zeit, 
bei der Wahl 1998 mit einem breit 
angelegten Bündnis der gesamten 
Rechten anzutreten. im) 


Deutschland 


Straflällig ge- 
wordene Aus- 
länder unbe- 
dingt ausweisen 


Das Ausländerrecht der Bundesrepublik legt fest, daß Ausländer, 
die in Deutschland straffällig geworden sind, in ihr Heimatland aus- 
gewiesen werden. Diese Regelung gilt generell, das heißt, auch für 
jene Gruppen von Ausländern, bei denen die Rechtspraxis mit 
großer Wahrscheinlichkeit oftmals zu Härtefällen führt. Für Aus- 
länder, die hier bei uns geboren wurden, bedeutet der Härtefall, 
daß sie ihr „Heimatland“ manchmal nur als Paßeintrag kennen, 
eventuell also in die „Fremde“ abgeschoben werden. Ausschlagge- 
bend ist jedoch, daß ein Ausländer, der hier bei uns eine Straftat 
begeht, auf grobe Weise sein Gastrecht mißbraucht hat. Die Mehr- 
heit der Deutschen ist der Auffassung, die Abschieberegelung un- 
ter dieser Bedingung sei angemessen und richtig. Das geht aus ei- 
ner 1993 vom Institut für Demoskopie Allensbach durchgeführten 
Umfrage hervor. 


kerung ab 16 Jahre gestellt hat, 
lautete: „Es ist ja so, daß alle Aus- 
länder, auch die, die hier in 


Die Frage, die das Allensbacher 
Institut an einen repräsentativen 
Querschnitt der deutschen Bevöl- 


Tabelle 1 
Gesamtdeutschland. 
Bevölkerung ab 16 Jahre 


Ausländer sollten nach Straftaten 
unbedingt ausgewiesen werden 


FRAGE: "Es ist ja so, daß alle Ausländer, auch die, die hier in Deutsch- 
land geboren wurden und aufgewachsen sind, ausgewiesen werden, wenn 
sie eine Straftat begangen haben und dafür verurteilt wurden. Was mei- 
nen Sie, sollte man diese Regelung beibehalten, oder sollte man das än- 
dern und die Ausländer, die hier geboren wurden, nicht mehr ausweisen?" 


Man sollte diese Regelung der 


Man sollte diese Regelung ändern, 
nicht mehr ausweisen... 


Deutschland geboren wurden und 
aufgewachsen sind, ausgewiesen 
werden, wenn sie eine Straftat be- 
gangen haben und dafür verurteilt 
wurden. Was meinen Sie, sollte 
man diese Regelung beibehalten, 
oder sollte man das ändern und 
die Ausländer, die hier geboren 
wurden, nicht mehr ausweisen?“ 


54 Prozent der Deutschen plädie- 
ren dafür, daß bei einem Verstoß 
gegen das deutsche Recht auch in 
Zukunft eine Abschiebung bzw. 
Ausweisung die Regel sein sollte. 
Jeder dritte Befragte äußerte in 
der Umfrage jedoch Bedenken ge- 
gen diese Regel und vertrat die 


Ausweisung beibehalten................. 


Unentschieden ........u00z224440000@n0n0ennennne 


Deutsche Bevölkerung 
Insgesamt West Ost 
% % % 
TRENNEN" 54 4.94 
rer 33 33........34 
Kenntnis 13 3 6: POrRPRRTEEN 
100 100 100 


QUELLE: Allensbacher Archiv, I[D-Umfrage 5080, 1993 


FRAGE: "Es ist ja so, daß alle Ausländer, auch die, die hier in Deutschland geboren wurden und aufgewach- 
sen sind, ausgewiesen werden, wenn sie eine Straftat begangen haben und dafür verurteilt wurden. Was mei- 
nen Sie, sollte man diese Regelung beibehalten, oder sollte man das ändern und die Ausländer, die hier gebo- 


ren wurden, nicht mehr ausweisen?" 


Anhänger der - 


Ins- West Ost Ins- West Ost Ins- West Ost 

gesamt gesamt gesamt 

%% % %% % %% % 
Man sollte diese Regelung der 
Ausweisung beibehalten... 62 61.....65 54 55...54 50  50...50 
Man sollte diese Regelung ändern, 
nicht mehr ausweisen... n Mel 36  36.....34 1 Ib 
Unentschieden... Wu 10 9...12 3. ad 

nun nun mm 


Auffassung, daß eine Ausweisung 
von Ausländern, die hier geboren 
wurden, nicht richtig oder zumin- 
dest nicht in jedem Fall angemes- 


sen sei. In West- und Mittel- 
deutschland ist das Zahlenverhält- 
nis bei Für und Wider der 
Abschieberegelung gleich. 


Auch die Anhänger der Bonner 
Koalitionsparteien und der SPD 
sind sich in der Frage der Auswei- 
sung von Ausländern nach einer 
Straftat erstaunlich einig. Einzig 
bei den Anhängern von Bündnis 
90, den Grünen, gibt es eine deut- 
liche Mehrheit. oO 


Tabelle 2 
Gesamtdeutschland 
Bevölkerung ab 16 Jahre 


„uunnan.n 


Ins- West Ost Ost 
gesamt 
%“ HH 9% % 
35 33...4 44 
532 53...47 45 


3. Mandl 11 


100 100100 100 100 100 | 
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Bonn 


Der Umgang 
mit den Steu- 
ergeldern 


„Die Politiker der Maastricht-Parteien SPD-CDU-FDP haben es 
verlernt, deutsche Interessen zu vertreten. Ausgerechnet nach der 
Wiedervereinigung haben sich die jährlichen deutschen Nettozah- 
len in die EG-Kasse auf 31 Milliarden DM verdreifacht. Das ist das 
Sechsfache des britischen und das Zehnfache des französischen Bei- 
trages.“ Diese Feststellung trifft Manfred Brunner, ehemaliger EG- 


Kommissar. 


Es ist schon verblüffend, mit wel- 
cher Infamie das deutsche Volk 
seit Jahrzehnten hinters Licht ge- 
führt wird. Während man ihm 
einredet, es müsse gespart werden 
und es sei zum Beispiel für den 
Umzug nach Berlin kein Geld 
vorhanden, sind die gigantischen 
deutschen Zahlungen an interna- 
tionale Organisationen ein Tabu- 
thema, das heißt, sie werden tot- 
geschwiegen und die dumm- 
seligen „Bundesbürger“ auf Ne- 
benschauplätze abgelenkt. 


Auf dem 6. Platz 
der Wohlstandsskala 


Die Art und Weise, wie Deutsch- 
land in der sogenannten Europäi- 
schen Union geprellt wird, ist be- 
sonders skanalös. Dabei ist dies 
nur ein Beispiel unter vielen. 


Alle Mitgliedsstaaten zahlen ge- 
wisse Beiträge für den EU-Haus- 
halt ein. Entscheidend aber ist der 
schließliche Nettobetrag, der nach 
Abzug der Rückflüsse in die ver- 
schiedenen Länder von diesen 
aufgebracht wird. So erhielten im 
Jahre 1992 folgende Staaten mehr 
zurück, als sie einbezahlten: Grie- 
chenland, Spanien, Portugal, Ir- 
land, Dänemark, Belgien und Lu- 
xemburg. Die übrigen Mitglieder 
„zahlten drauf“, und zwar unter 
dem Strich knapp 30 Milliarden 
DM. 


Davon brachte Bonn allein 19,39 
Milliarden auf, das heißt, fast 
zwei Drittel der gesamten EU- 
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Nettokasse. Deutschland ist also 
mit Abstand der größte Zahler, 
die Melkkuh Europas. 


Es folgten 1992 Großbritannien 
mit 4,77 Milliarden, Frankreich 
mit nur 2,88 Milliarden, die Nie- 
derlande und Italien mit 1,65 bzw. 
1,09 Milliarden. 


Inzwischen ist Deutschland auf 
den sechsten Platz der westeu- 
ropäischen Wohlstandsskala 
zurückgefallen, nimmt also nur 
noch einen Mittelrang ein, 
während in der Welt noch die Sa- 
ge von dem unvorstellbar reichen 
Deutschen kursiert, ein Unsinn, 
der nicht zuletzt auf das Konto 
unserer von allen guten Geistern 
verlassenen Asylanten-Lobby 
geht. Auch bei den Netto-pro- 
Kopf-Zahlungen für die EU liegt 
Deutschland weit an der Spitze. 
Diese betrugen 1990 145 DM, 
1992 schon 270 DM und sollen 
bis 1997 auf 370 DM steigen. 


Also: Jeder Deutsche, ob Baby 
oder Greis, wird also mit 370 DM 
pro Jahr für die Euro-Diktatur zur 
Kasse gebeten werden! 


Der noch 
größere Skandal 


Alle diese Dinge werden von den 
sonst so geschwätzigen Massen- 
medien niemals erwähnt. Diese 
stehen bei der Ausplünderung des 
deutschen Volkes gleichsam 
Schmiere. Von Bundeskanzler 
Kohl hören wir immer nur den 


Standardsatz, Deutschland brau- 
che die EG bzw. die EU notwen- 
diger als andere. Deshalb brau- 
chen wir uns über die ständigen 
Erpressungen seitens fremder 
Mächte nicht im geringsten zu 
wundern. 


Der Öffentlichkeit wird vorgegau- 
kelt, unser Exportüberschuß - der 
inzwischen gar nicht mehr vor- 
handen ist - beruhe auf der EU, in 
die 60 Prozent unserer Ausfuhr 
gehe. Das aber ist ein übles 
Scheinargument, mit dem die 
kenntnislose Öffentlichkeit in die 
Irre geführt und das durch ewige 
Wiederholung nicht besser wird. 
Unsere Ausfuhr ging nämlich im- 
mer, also auch schon 1938 oder 
1910, zur Hälfte in die west- und 
südeuropäischen Länder. Mit der 
Wirtschaftsgemeinschaft hat das 
überhaupt nichts zu tun. 


Waren werden stets gekauft, wenn 
sie gut und billig sind, sonst könn- 
te ja auch Japan Europa nicht mit 
seinen Erzeugnissen überschwem- 
men. Nur hat Deutschland 1910 
und 1938 nicht einfach 20 Milli- 
arden jährlich fremden Staaten in 
den Rachen geworfen. 


Wie hohl diese Phrase von der an- 
geblichen Wunderwirkung der EU 
ist, beweisen Österreich und die 
Schweiz, die als Nichtmitglieder 
auch heute noch nahezu Vollbe- 
schäftigung haben, während die 
Massenarbeitslosigkeit in den EU- 
Staaten langsam, aber sicher alle 
Rekorde schlägt. 


Herr Kohl ist also entweder ein 
Ignorant, oder er sagt die Unwahr- 
heit, um der nichtdeutschen Welt 
zu gefallen. In Wirklichkeit brau- 
chen die anderen Deutschland als 
Melkkuh, und ohne diese wäre die 
ganze Brüsseler Konstruktion un- 
interessant; sie würde sich über 
Nacht auflösen. 


EWG, EG und jetzt der Vertrag 
von Maastricht hatten mit wirt- 
schaftlichen Erwägungen stets 
wenig zu tun, sondern waren rein 
politische Gebilde vor allem fran- 
zösischer Herkunft, mit denen 
jegliche eigenständige unabhängi- 
ge deutsche Politik, insbesondere 
auch gegenüber Ost- und Südost- 
europa, für immer unmöglich ge- 
macht werden sollte. 


Nach den Schätzungen Fried- 
manns, eines Mitglieds des Eu- 
ropäischen Rechnungshofes, 
müßte Deutschland für die neuen 
Bundesländer einen Mittelrück- 


fluß von 50 Milliarden DM in 
sechs Jahren erhalten. Statt dessen 
stehen Bonn nur 27 Milliarden zu. 
Dies entspricht genau dem Be- 
trag, den Deutschland seit der 
kleinen Wiedervereinigung mehr 
in die EU-Kasse zahlt. Die deut- 
schen Bruttozahlungen an Brüssel 
belaufen sich für 1994 auf 44,3 
Milliarden DM, für 1996 auf 48,5 
Milliarden, und sie sollen bis 
1997 auf 52,3 Milliarden steigen. 


Welches Europa 
ist eigentlich gemeint? 


Von all diesen horrenden Leistun- 
gen, die aus dem deutschen Steu- 
erzahler herausgepreßt werden, 
hört man im Bundestag kein Ster- 
benswörtchen. Die dort sitzenden 
„Volksvertreter“ scheinen der 
Meinung zu sein, die skrupellose 
Ausbeutung des deutschen Volks- 
vermögens sei die selbstverständ- 
lichste Sache der Welt. 


Die SPD-“Opposition“? Man 
müßte laut lachen, wenn die Sa- 
che nicht so ernst wäre! Diese Ge- 
nossen werfen der Regierung 
höchstens noch vor, sie tue nicht 
genug für „Europa“. 


Welches Europa ist denn da ei- 
gentlich gemeint? Wir dachten, 
die Deutschen seien schon immer 
Europäer gewesen, und zwar Mit- 
teleuropäer! Und so kommt es, 
daß für jeden vierten Kindergar- 
tenplatz bei uns kein Geld vorhan- 
den ist, daß überall am falschen 
Platz gespart wird, daß Familien 
mit Kindern schändlich im Stich 
gelassen werden, daß Kulturdenk- 
mäler zerfallen. Statt alten ver- 
staubten Klassenkampfparolen 
nachzulaufen, müßten Arbeiter 
und Gewerkschaften die antinatio- 
nale Bonner Mißwirtschaft an- 
prangern. 


Trotz wachsender Not und Armut 
in Deutschland Milliardenzahlun- 
gen an alle Welt. Und als Dank: 


Prügel für 
den Spender 


Wer in dieser Welt Dankbarkeit 
erwartet, ist ein Traumtänzer. 


Aber daß Deutschland für seine 
mehr oder weniger freiwillige Ge- 
berrolle auch noch gescholten und 
mit Füßen getreten wird, das müß- 
te doch jeden Deutschen mit Zorn 
erfüllen und den Staat zu der ein- 
zig hier noch möglichen Konse- 


quenz zwingen: den Geldhahn zu- 
drehen. Soll die EU dann zuse- 
hen, wie sie ohne ihren Zahlkuli 
auskommt! 


Nicht allein wird die europäische 
Öffentlichkeit getäuscht, indem 
man ihr vormacht, Deutschland 
sei der Hauptnutznießer der EU, 
wobei ja Kohl noch Hilfsdienste 
leistet, sondern es geht das 
Gerücht, Deutschland schmiede 
heimliche Vorherrschaftspläne in 
Europa. Ausgerechnet diese Bon- 
ner Dienstmannen! 


In Griechenland läuft seit Mona- 
ten eine antideutsche Kampagne 
mit wüsten Beschimpfungen un- 
seres Landes. Es wird dort ausge- 
rechnet Bonn für die Jugoslawien- 
Tragödie verantwortlich gemacht, 
nicht etwa die wahren Schuldigen, 
nämlich die Konstrukteure der Pa- 
riser Vorortverträge von 1919, 
denn einen billigeren Sündenbock 
als den ewigen deutschen Michel 
gibt es ja nicht. 

Man muß sich nun vorstellen, daß 
gerade Griechenland der Staat ist, 
der den Löwenanteil aus der Brüs- 
seler EU-Kasse erhält. Athen 
steckte im Jahre 1992 satte sieben 
Milliarden DM ein, wofür die 
Deutschen allein 4,6 Milliarden 
DM aufbrachten. Überhaupt be- 
steht die Europa-Begeisterung der 
europäischen Südstaaten aussch- 
ließlich im Kassieren. Hinzu 
kommt die Tatsache, daß die deut- 
schen Touristen jährlich 50 Milli- 
arden DM im Ausland ausgeben, 
wovon mindestens 60 Prozent 
nach Südeuropa fließen. Trotzdem 
hat Griechenland die Stirn, noch 
50 Milliarden DM an „Wiedergut- 
machung“ zu fordern. 

Die Bundesregierung und die 
„deutschen“ Massenmedien sind 
meilenweit davon entfernt, ant- 
ideutschen Unverschämtheiten, 
wie sie zur Zeit aus Griechenland 
kommen, entgegenzutreten. War- 
um? Weil sie zu Gefangenen der 
eigenen Geschichtslügen gewor- 
den sind. 


Riese mit dem Gehirn 
eines kleinen Kindes 


Eine zum Ritual gewordene un- 
redliche „Vergangenheitsbewälti- 
gung“ hat längst alles vernünftige 
Denken hinweggespült. Griechi- 
sche Zeitungen spotten, Deutsch- 
land sei ein Riese mit dem Gehirn 
eines kleines. Kindes. Das stimmt, 
allerdings in einem anderen Sin- 
ne, als es diese Schreiber wohl 
meinen. 


Was müßte ein deutscher Politiker 
in solcher Lage zum Beispiel dem 
griechischen Außenminister mit 
ruhigen, klaren Worten sagen? 


Erstens: Erst die britisch-französi- 
sche Kriegserklärung vom 3. Sep- 
tember 1939 machte aus einem 
dreiwöchigen mitteleuropäischen 
Grenzkrieg den Zweiten Welt- 
krieg. 


Zweitens: Griechenland wurde 
1940 von Italien angegriffen. 
Rom wäre also die richtigere 
Adresse für Wiedergutmachungs- 
ansprüche. Denn nach den italie- 
nischen Niederlagen konnten die 
Engländer in Griechenland Fuß 
fassen, was Deutschland 1941 wi- 
derwillig zu dem höchst ungele- 
genen Balkanfeldzug zwang. Nie- 
mand in Deutschland hegte böse 
Absichten gegen Griechenland 
oder stellte irgendwelche territo- 
rialen Forderungen an diesen Bal- 
kanstaat. So sieht die geschichtli- 
che Wahrheit aus. 


Drittens: Griechenland lebt heute 
weitgehend von der deutschen 
Wirtschaftskraft, den deutschen 
EU-Zahlungen und dem deut- 
schen Tourismus. Wir könnten da- 
her wahrlich etwas anderes erwar- 
ten als ausgerechnet Beschimp- 
fungen. 


Welch eine sagenhafte Vorstel- 
lung! Denn hätte Deutschland Po- 
litiker, die so sprächen, dann 
wären wir endlich nicht mehr die 
Zahlkulis der Welt! 
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Der 
Islam 
wird uns 
Iressen! 


Wie Frankreich afrikanisiert wird. 


Das aufrüttelnde Buch ist soeben in fünfter 
Auflage erschienen 
(1.Auflage Januar 1990) 


Nach Frankreich wurden Millionen von 
Afrikanern eingeschleust. Mit der 
Beseitigung jeglicher Personenkontrolle an 
der deutsch-französischen Grenze können 
diese Menschenmassen ungehindert nach 
Deutschland einsickern. 


Autor: Dr. jur. B. C. Bäschlin 
99 Seiten, SELVAPIANA-Verlag CH-6652 TEGNA 
Preis 20,- DM/18,- Sfr. 
Direkt beim Verlag (Porto und Verpackung inbegriffen) 
oder im Buchhandel. 


Deutschland 


Neues 


Denken wagen 


Walter Leisler-Kiep 


Die Welt, in der wir leben, hat sich in den vergangenen Jahren dra- 
matisch verändert. Die Konsequenzen, die sich darauf für uns Deut- 
sche ergeben, haben zu Unsicherheiten, zuweilen auch Angsten und 
krisenhaften Stimmungsbildern geführt. Die neue Lage: Die Welt 
nach dem Ende des Kalten Krieges erfordert neues Denken. Wir 
müssen Schritt für Schritt lernen, daß Probleme Aufgaben sind, die 
ein Gemeinwesen lösen kann und lösen muß, wenn es zukunftsfähig 


bleiben will. 


Wir müssen lernen, daß die Her- 
ausforderungen, vor denen wir 
heute stehen, in erster Linie 
Chancen sind, denn schließlich 
will keiner hinter „1989“ zurück, 
keiner will Mauer und Ost-West- 
Konflikte wiederhaben. Aber es 
ist offenkundig nicht so einfach, 
die Chancen der neuen Zeit inmit- 
ten der Schwierigkeiten des Um- 
bruchs zu erkennen. Und noch 
schwieriger scheint es zu sein, die 
richtigen Schlußfolgerungen zu 
ziehen und mit Führungskraft po- 
litisch zu handeln, daß die Men- 
schen, die den Umbruch existen- 
tiell erleben oder sich von seinen 
Folgen bedroht fühlen - je nach- 
dem also, ob sie in Ost- oder in 
Westdeutschland leben -, das Ge- 
fühl des Vertrauens in die Zu- 
kunft, das Gefühl der Sicherheit 
durch die Entscheidungen der Po- 
litik wiedergewinnen. 


Rascher als die politischen Insti- 
tutionen haben sich die Struktu- 
ren der Wirtschaft an die neue La- 
ge angepaßt. Plötzlich ist der 
Osten Europas, der soeben noch 
ein grauer Ostblock ohne Wirt- 
schaftskraft war, als Billiglohnre- 
gion entdeckt worden. Firmen 
verlagern ihre Produktion dorthin, 
wo die Lohnkosten günstiger 
sind. 


Allerorten ist, wenngleich oftmals 
allzu pauschalisierend, von der 
Möglichkeit einer Migration 
großer Menschenströme von Ost- 
nach Westeuropa die Rede. Die 
Institutionen der Politik, die wei- 
terhin nationalstaatlich organisiert 
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sind und in ihren Entscheidungs- 
möglichkeiten von den allzu stark 
organisierten sozialen Interessen- 
gruppen eines jeden Landes ab- 
hängig bleiben, hinken wegen ih- 
rer Struktur, nicht wegen des Wil- 
lens, mit ihren Antworten auf die 
neue Lage hinterher. Man sucht 
Übergangslösungen und Zwi- 
schenstufen, sei es im Bereich der 
sicherheitspolitischen Architektur, 
sei es im Blick auf eine Ost-Er- 
weiterung der Europäischen Uni- 
on. 


Dies ist nicht falsch, aber viele 
Menschen empfinden dieses Ver- 


halten als Ausdruck von 
Führungsschwäche. Das böse 
Wort von der Politikverdrossen- 
heit macht die Runde. 


Zu allem gehört die Erkenntnis, 
daß unsere eigene Gesellschaft, 
allzumal in ihrem westdeutschen 
Teil, den strukturellen Anpassun- 
gen nicht länger wird ausweichen 
können, die ihr durch die neue 
Lage abverlangt werden. Da dies 
unvermeidlich geworden ist, soll- 
te es doch konstruktiver und weit- 
sichtiger sein, nach Chancen der 
Veränderungen zu fragen, als 
bloß über die Anpassungsproble- 
me zu jammern. 


Die Chance, eine Welt, die im 
Umbruch ist, neu zu ordnen, ver- 
langt die Fähigkeit aller Beteilig- 
ten zur nüchternen Bestandsauf- 
nahme und zum gemeinsamen 
Handeln in der Verwirklichung 
der uns aufgetragenen Aufgaben. 


Dazu müssen wir unsere Prioritä- 
ten neu überdenken. Wir brauchen 
neues Denken. An erster Stelle 
heißt dies, daß das Verhältnis der 
Bürger zum Staat und umgekehrt 
neu definiert werden muß. 


Viele Bürger haben heute den 
Eindruck gewonnen, daß die 
führende politische Klasse sich 
bei ihrem Handeln oder Unterlas- 
sen mehr oder weniger an der Er- 
haltung der eigenen Macht und 
auch an der Mehrung des eigenen 
Wohlergehens ausrichtet. Dies 
mag berechtigt sein oder nicht; es 
ist fast zu einem verhängnisvollen 


Pauschalurteil geworden, das 
kaum noch Auswege zuzulassen 
scheint. 


Im selben Atemzug hat sich im 
Laufe der vergangenen Jahre und 
aufgrund der hohen Belastungen 
der Bürger durch Steuern und 
Abgaben ein allgemeines Staats- 
verständnis herausgebildet, das 
den Staat mit seinen ungeheuer 
differenzierten und komplizierten 
Sicherheitsleistungen und Sub- 
ventionsangeboten als eine Art 
von Selbstbedienungsladen emp- 
findet. Die gleichen Politiker, auf 
die allerorten geschimpft wird, 
sollen soziale Leistungen aus ei- 
nem Füllhorn erbringen, bei dem 
kaum noch jemand fragt, wie es 
selbst denn weiterhin nachgefüllt 
werden kann. Das Bewußtsein 
unserer Leistungsansprüche ist 
abgekoppelt worden von dem Be- 
wußtsein ihrer Bedingungen, die 
in gesamtwirtschaftlieher Produk- 


Bundeskanzler Helmut Kohl ist 
gefordert, sich in den europäi- 
schen Gremien mehr für die 
deutschen Belange einzusetzen. 


tivität und gesellschaftlicher Krea- 
tivität begründet sind. 


Die Versicherungsgesellschaften 
in unserem Land führen zuneh- 
mend Klage darüber, daß Versi- 
cherungsnehmer bemüht sind, die 
von ihnen gezahlte Versicherungs- 
prämie im Laufe eines Jahres bei 
anstehenden Schäden möglichst 
ganz wieder hereinzuholen und 


Trotz der Wiedervereinigung mit 
Mitteldeutschland herrscht in 
Deutschland Untergangsstimmung 
statt Aufbruchsbegeisterung. 


dabei alle Grenzen, die ihnen ge- 
setzt sind, zu überschreiten. Of- 
fenbar haben viele Bürger ange- 
sichts der Höhe der Belastungen, 
die ihnen der Staat auferlegt, die 
Überzeugung entwickelt, daß sie 
alles „mitnehmen“ können und 
müssen, was ihnen geboten wird. 


Diese Mentalität kann nicht gut- 
gehen. Sie wird nur bestärkt durch 
die weitverbreitete eigenartige 
Vorstellung, es sei der Staat, der 
für die Schaffung neuer Arbeits- 
plätze und damit neuer Verdienst- 
möglichkeiten zuständig sei. Es 
bedarf wieder eines klaren Wortes 
- auch seitens der Politik -, daß es 
zu allererst die Wachstumskräfte 
der Wirtschaft sind, die Fähigkeit 
zu Kreativität, technologischer Er- 
neuerung und der Nutzung neuer 
Marktchancen, die neue Arbeits- 
plätze schaffen oder auch nur die 
bestehenden sichern. 


Das Verhältnis des Bürgers zum 
Staat muß überdacht werden. Der 
Staat ist nichts anderes als die Ge- 


meinschaft von uns allen. Wir 
können ihn nicht für uns habhaft 
machen, was aus unserer eigenen 
Mitte erwachsen muß, noch kön- 
nen wir ihn mit ständig steigenden 
Ansprüchen überfordern - und 
dann hinterher noch auf die Poli- 
tiker schimpfen, die nicht mehr 
die freundlichen Überbringer net- 
ter Dienstleistungen sind. 


In unserer Gesellschaft muß das 
Prinzip der Subsidiarität, von dem 
im Zuge der Europa-Diskussion 
so viel und so abstrakt geredet 
worden ist, wieder Geltung erhal- 
ten: Diejenigen, die aufgrund ei- 
gener Leistungen für ihre eigene 
Vorsorge aufkommen können, 
müssen und können in die eigene 
Sozialverantwortung entlassen 
werden, damit die knapper wer- 
denden Ressourcen des sozialen 
Sicherheitssystems auf diejenigen 
Bevölkerungsgruppen konzen- 
triert werden können, die ohne die 
Solidaritätsleistung der Gemein- 
schaft keine Chance zur Errei- 
chung einer erträglichen Existenz- 
grundlage bekommen können. 


Subsidiarität aus wahrhaftiger So- 
lidarität, das wäre die Formel, auf 
die dieser Gedanke gebracht wer- 


den kann. Schon heute wäre eine 
drastische Senkung der Steuern 
und Abgaben in unserem Lande 
ohne Einkommensverlust für den 
Staat möglich, wenn wir alle be- 
reit wären, auf eine Fülle von 
Sonderregelungen im Steuer- und 
Abgabenrecht zu verzichten. Die 
gegenwärtige Schuldensituation 
der öffentlichen Hand ist gewiß 
nicht unabwendbares Schicksal. 


Die Distanz vieler Bürger zur Po- 
litik, die in den letzten Jahren bei 
gleichzeitiger Zunahme der Er- 
wartungen an Staat und Politik 
entstanden ist, gibt den Parteien 
die besondere Verpflichtung auf, 
innerhalb ihrer inneren Strukturen 
Wege zu finden, die die Mitwir- 
kung der Bürger wieder interes- 
sant erscheinen lassen. Alle poli- 
tisch Interessierten sollten sich 
eingeladen fühlen, sich an dem 
notwendigen Veränderungsprozeß 
in unserer Gesellschaft zu beteili- 
gen. 


Die politischen Parteien, insbe- 
sondere die beiden großen Volks- 
parteien, die angesichts jüngster 
Tendenzen um ihren Charakter als 
Volksparteien bangen, sollten 
Möglichkeiten nutzen, Kandidatu- 


ren für Bundestags-, Landtags- 
und Europawahlen durch Mitglie- 
der-Urwahl zu ermöglichen und 
im Vorlauf dazu auch den Wettbe- 
werb um ein Mandat innerhalb ei- 
ner Partei für mehrere Kandidaten 
möglich zu machen. Allein schon 
die Chance der Mitwirkung an der 
Personalauswahl würde vielen 
Abseitsstehenden Mitwirkungs- 
möglichkeiten geben und könnte 
mit dazu beitragen, die Qualität 
des politischen Nachwuchses für 
unsere Parlamente anzuheben. 


Dabei muß allerdings auch einmal 
erwähnt werden, daß die Schwie- 
rigkeiten der politischen Parteien 
und der Parlamente, die Bürger 
von ihrer Kompetenz zur Pro- 
blemlösung zu überzeugen, kei- 
neswegs ein spezifisch deutsches 
Thema ist. Die Entwicklungen in 
Italien sollten hierzulande als 
„Frühwarnsystem‘“ begriffen wer- 
den. Noch ist es für die deutschen 
Volksparteien nicht zu spät. Die 
Notwendigkeit zu neuem Denken 
und vor allem neuen Handeln aber 
ist dringend geboten. 


Das Wahljahr 1994 gibt die Chan- 
ce, das von vielen so empfundene 
abgeschmackte Wahlkampfspiel 
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Deutschland 


Neues Denken 
wagen 


der Parlamentarier mit Schuldzu- 
weisungen, Polemik und Dem- 
agogie nicht zu spielen. Statt des- 
sen wäre es der Demokratie und 
diesem Land dienlich, wenn sach- 
lich um Mehrheiten geworben 
und nüchtern um die besseren 
Wege in die Zukunft gerungen 
wird. Es geht nicht darum, dem 
Streit aus dem Weg zu gehen. 
Ganz im Gegenteil haben viele 
Bürger doch oft den Eindruck, als 
seien die parteipolitischen Kon- 
flikte eher Rituale. Sie wünschen 
wirklichen Streit, wirklichen Dis- 
put um die Schicksalsfragen unse- 
res Landes. 


Die Demokratie lebt davon, daß 
aus Konflikten um den besseren 
Weg Konsens in der besseren Lö- 
sung erwächst. Daß dies ein Pro- 
zeß ist, der zuweilen beschwerlich 
sein kann, müssen viele Bürger 
wohl neu lernen; daß dies Klar- 
heit der Positionen und den 
Führungsmut zum Handeln bei 
denen verlangt, die in Verantwor- 
tung stehen, müssen viele Politi- 
ker wohl wieder neu beweisen. 
Das Wahljahr 1994 gibt allen die 
Chance, den Wert und die Chance 
der Demokratie neu zu begreifen 
und zu leben. 


Welchen Begriff von 
Arbeit haben wir? 


Vor allen anderen Themen be- 
herrscht die Arbeitslosigkeit die 
öffentliche Diskussion. Während 
erste positive Konjunktursignale 
ein Ende des wirtschaftlichen Ab- 
schwungs ankündigen, produzie- 
ren die strukturellen Veränderun- 
gen in unserer Wirtschaft neue, 
zusätzliche Arbeitsplatzverluste. 
Die strukturelle Arbeitslosigkeit, 
die wir derzeit erleben, ist nur 
durch Rahmenbedingungen er- 
folgreich zu bekämpfen, die in 
der Wirtschaft zu verbesserter 
Produktivität und erhöhter Wett- 
bewerbsfähigkeit durch Innovatio- 
nen und neue Investitionen 
führen. Dabei ist die Verläßlich- 
keit der vom Staat gesetzten Rah- 
mendaten Voraussetzung für lang- 
fristiges, strategisches Handeln 
der Unternehmen. 

Wir müssen dabei aber auch den 
größeren Zusammenhang stärker 
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als bisher intensiv diskutieren: 


Welche Folgerungen ziehen wir 
aus der gewachsenen Erwerbsnei- 
gung in unserer Gesellschaft für 
die Bereitstellung von mehr Teil- 
zeitarbeitsplätzen? 


Welche Anpassungen müssen in 
unserem Bildungssystem erfol- 
gen, damit lebenslanges Lernen 
zur Selbstverständlichkeit werden 
kann, wie es unserer hochkomple- 
xen Industriegesellschaft zu- 
kommt, wenn sie ihre Standort- 
vorteile weiterhin nutzen will? 


Welchen Begriff von Arbeit haben 
wir insgesamt, und in welchem 
Verhältnis stehen materielle und 
nichtmaterielle Lebensplanungen? 


Die Angst um die Zukunft be- 
drückt heute auch solche Men- 
schen, die sich noch im Besitz 
von Arbeitsplätzen befinden. Nur 
so erklärt sich das erstaunliche 
Phänomen der demoskopischen 
Umfragen, in denen die Befragten 
in der Mehrzahl - auch in den 
neuen Bundesländern - auf die 
Frage, wie es ihnen zur Zeit gehe, 
positiv antworten, aber auf die 
Frage nach der Beurteilung ihrer 
Zukunft die Entwicklung ei- 
gentümlicherweise allzuoft nega- 
tiv sehen. 


Unserem Land geht keineswegs 
die Arbeit aus. Wir müssen nur 
ein neues Verhältnis zu jenen Fak- 
toren gewinnen, aus denen sich 
Arbeitsplatzbedingungen ergeben. 
Wir haben in den vergangenen 
Jahren durch ein meist vom Pro- 
duktivitätszuwachs abgekoppel- 
tes, geradezu hemmungsloses 
Wachstum der Löhne den Preis 
der Arbeit in Höhen geführt, die 
heute und in Zukunft für nach wie 
vor notwendige Arbeiten insbe- 
sondere auch im Bereich von 
Dienstleistungen und im großen 
Feld der sozialen Betreuung nicht 
mehr verkraftbar sind. 


Jetzt lösen viele Unternehmen das 
Problem dadurch, daß sie Arbeits- 
kräfte entlassen oder die Arbeit 
verteilen. Besonders bedenklich 
ist, daß Unternehmen in wachsen- 
dem Umfang auf die Einstellung 
von akademischem Nachwuchs, 
insbesondere auch im Bereich der 
Naturwissenschaften, verzichten. 
Dadurch entsteht ein arbeitsloses 
akademisches Proletariat, und zu- 
gleich muß man sich fragen, wie 
die betreffenden Unternehmen die 
dringend notwendige Produktin- 
novation bewerkstelligen und da- 


mit zur Gewinnung neuer Märkte 
fähig werden wollen. Notwendige 
Kostensenkungen allein schaffen 
keine neuen Märkte und bringen 
verlorene Märkte nicht zurück. 


Die Fähigkeiten zum Umdenken, 
zu neuem Denken und neuem 
Handeln haben in den letzten Mo- 
naten erfreuliche Fortschritte ge- 
macht, und es ist zu hoffen, daß 
unser Land die Diskussion um 
den Standort Deutschland auf die- 
sem Wege fortsetzt. 


Bereitschaft 
zur Solidarität mit allen 


Die Wende 1989 hat die Demo- 
kratie in ganz Deutschland ge- 
stärkt. Die Westdeutschen haben 
allen Grund, mit Respekt auf die 
großen Leistungen zu blicken, die 
die ostdeutschen Landsleute seit- 
her erreicht haben. Sie sind exi- 
stentiellen Veränderungen unter- 
worfen worden, die mit großer in- 
nerer Kraft und - gemessen an der 
kurzen Zeit, die seither zur Verfü- 
gung gestanden hat - bemerkens- 
werten Leistungen vollzogen wor- 
den sind. Deutschland blüht ins- 
gesamt wieder auf, wenn wir 
bedenken, welche Zustände vor 
1989 unser Land zerrissen haben. 


Die Menschen in Ostdeutschland 
haben insgesamt die Demokratie 
in unserem Lande gestärkt, und 
wir haben alle miteinander Grund, 
dies als Verpflichtung für ganz 
Deutschland zu nehmen, das Be- 
währte unserer Verfassungsord- 
nung zu bewahren und durch die 
Weiterentwicklung, wo immer 
nötig, unsere gemeinsame Zu- 
kunftsfähigkeit zu sichern. Die 
Entwicklung in Ostdeutschland ist 
zum Motor für die Erneuerung 
ganz Deutschlands geworden, 
auch wenn dies viele im Westen 
immer noch nicht gerne so sehen 
oder bisher nicht zu erkennen 
meinen. 


Dies ändert aber nichts an der Tat- 
sache, daß auch weiterhin Solida- 
rität in Deutschland und unter al- 
len Deutschen geboten ist. Die 
Bereitschaft zur Solidarität unter- 
einander bleibt Voraussetzung, da- 
mit die innere Einheit Deutsch- 
lands vollendet werden kann. Die 
Jahrzehnte des Wohlstandsauf- 
baus in Westdeutschland im 
Schatten einer zwar eingeschränk- 
ten, zugleich aber durch das 
Nordatlantische Bündnis ge- 
schützten Souveränität haben un- 
ter vielen Westdeutschen zu ei- 


nem ebenso individualisierten wie 
introvertierten Verhalten geführt. 
Man könnte die alte westliche 
Bundesrepublik liebevoll-spöt- 
tisch einen „gepanzerten Konsum- 
verein“ nennen, dessen Erfolgs- 
kriterium vorrangig im Bereich 
des Wirtschaftswachstums, der 
Erhöhung des Volkseinkommens 
und der privaten Ersparnisse gele- 
gen hat. In diesem Prozeß der In- 
dividualisierung des Denkens und 
Strebens der Menschen hat die 
Fähigkeit zum solidarischen Ver- 
halten Schaden genommen. 


Es gibt keinen Grund, die frühe- 
ren Zustände in der DDR noch im 
Nachhinein zu idealisieren oder 
ein zu beschönigendes Bild vom 
dortigen Zusammenhalt vieler 
Menschen im Alltag zu zeichnen. 
Manche meinen aber vielleicht 
nicht zu Unrecht, daß wir aus die- 
ser Erfahrung Gewinn für das nun 
gemeinsame Gemeinwesen ziehen 
können. Jedenfalls benötigen wir 
insgesamt in Deutschland wieder 
einen erneuerten und gestärkten 
Sinn der Solidarität, der gelebten 
Mitverantwortung für die Welt 
außerhalb unseres eigenen priva- 
ten Glücks. 


Wir brauchen 
weniger Staat 


Gerade das Wahljahr 1994 bietet 
Chancen, hierüber intensiver zu 
reden und miteinander einen neu- 
en Weg einzuschlagen. Vorausset- 
zung dazu ist, daß zwischen Staat, 
Wirtschaft, Politik und Verbänden 
eine solidarische Einschätzung 
der Notwendigkeiten unserer Zeit 
gelingt. Risiko liegt dann vor, 
wenn mangels einer solchen 
Fähigkeit zu solidarischem Han- 
deln die Parteien und die anderen 
Beteiligten sich gegenseitig mit 
Unterstellungen und Beschuldi- 
gungen überziehen, die notwendi- 
gen neuen Prioritäten des Han- 
delns leugnen, Schuldzuwei- 
sungen und Schein-Auseinander- 
setzungen in den Vordergrund 
stellen, die weder die Probleme 
lösen noch dazu geeignet sind, die 
Bürger in diesem Wahlkampfjahr 
zu erhöhtem Interesse und einer 
zustimmenden Beteiligung an der 
Gestaltung der Politik zu bringen. 
Die strukturellen Reformen, die 
heute in der deutschen Wirtschaft 
eingesetzt haben, bedürfen als Er- 
gänzung dringend der Struktur- 
veränderungen im staatlichen Be- 
reich wie die Überprüfung der 
Funktionstüchtigkeit der parla- 
mentarischen Demokratie. Wir 


brauchen weniger Staat, eine 
Konzentration des Staates auf sei- 
ne ureigensten Aufgaben der Ord- 
nung des Gemeinwesens und ei- 
nen Abbau der bis ins Extrem 
verästelten Verwaltungsbürokra- 
tie. 


In den neuen Bundesländern kann 
man beobachten, wozu die Über- 
verwaltung uns geführt hat - zum 
Schaden der West- wie nun auch 
der Ostdeutschen. Schaden nimmt 
daran aber die allgemeine Einstel- 
lung zur Demokratie und zum 
Staat. Nur weniger Staat wird 
besserer Staat sein können, ge- 
achteterer Staat. Dazu muß die 
deutsche Politik ihren mutigen 
Beitrag leisten. Man darf sicher 
sein, daß dies nicht zum Schaden 
der Politiker sein wird, die die ge- 
botene Schlankheitskur des Staa- 
tes ins Werk setzen. Im Gegenteil 
werden sie an Achtung gewinnen. 


In diesem Zusammenhang muß 
auch unser föderales System 
überprüft werden. Seit der Verei- 
nigung ist es in immer stärkerem 
Maße zu einem geradezu nackten 
Kampf um öffentliche Ressour- 
cen gekommen. Die Länder ha- 
ben sehr erfolgreich allein im 
Laufe des letzten Jahres massive 
finanzielle Belastungen auf die 
ohnehin schon ächzenden Schul- 
tern des Bundes abgewälzt. Es 
bedarf parteiübergreifender Maß- 
nahmen solidarischeren Han- 
delns, denn der Bund kann nicht 
allein für alle Vereinigungsfolgen 
in die Pflicht genommen werden, 
um dann hinterher zudem noch 
Kritik für seine eigene Haushalts- 
führung einstecken zu müssen. 


Die Politik muß 
wieder führen wollen 


Ein Solidaritätspakt ist in 
Deutschland gefordert, der wirk- 
lich den Namen verdient. Das 
Handeln der politischen Führung 
ist gefragt. Die Bereitschaft der 
Menschen zum Umdenken und 
zum Umsetzen der Erkenntnis, 
daß die gewaltigen Aufgaben, vor 
die wir gesellschaftlich, wirt- 
schaftlich und politisch gestellt 
sind, durch gemeinsames Handeln 
in Chancen der Erneuerung ver- 
wandelt werden können, ist weiter 
verbreitet, als viele Politiker, aber 


„Aufbruch ‘89“ war das Schlag- 
wort des Widerstandes der Bevöl- 
kerung der ehemaligen DDR ge- 
gen das SED-Regime. 


ses [ODE 15 


Deutschland 


Neues Denken 
wagen 


auch notorische Schwarzmaler in 
den Medien, anzunehmen schei- 
nen! Daß dabei auch persönliche 
Opfer gebracht werden müssen, 
demonstriert die Bereitschaft vie- 
ler Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
in den von den Strukturverände- 
rungen besonders hart betroffenen 
Unternehmen. Die Regelungen 
im Zusammenhang mit der Ein- 
führung der Vier-Tage-Woche bei 
der Volkswagen AG machen dies 
besonders deutlich. 


Was politische Führung vermag, 
haben wir Deutsche in den achtzi- 
ger Jahren gemeinsam erlebt. Auf 
dem Höhepunkt des Kalten Krie- 
ges, an der Schwelle zu einem 
neuen gewaltigen atomaren Rü- 
stungswettlauf, hat der sogenann- 
te Doppelbeschluß der NATO, 
von Bundeskanzler Helmut 
Schmidt konzipiert und von sei- 
nem Nachfolger Helmut Kohl 
1983 gegen massiven Öffentlichen 
Druck durchgesetzt, den Grund- 
stein für das Ende des Kalten 
Krieges gelegt. 


Die Bundestagswahl von 1983 
mit den beiden Hauptthemen 
Nachrüstung, das heißt Stationie- 
rung atomarer Mittelstrecken- 
und Lenkflugraketen, und Sen- 
kung der Staatsausgaben im Rah- 
men einer notwendigen finanziel- 
len Konsolidierung führte be- 
zeichnenderweise zum bisher 
größten Wahlerfolg der Regie- 
rungskoalition aus CDU/CSU 
und FDP. Mit der Verkündigung 
des Zehn-Punkte-Programms im 
Deutschen Bundestag hat Bun- 
deskanzler Kohl 1989 erneut 
Führungskraft gezeigt und den 
atemberaubenden Prozeß der Ein- 
heit Deutschlands auf die richtige 
Bahn gebracht. 


Heute geht es wieder einmal um 
politische Führungskraft und 
Weitsicht, um Risiken abzuweh- 
ren und Chancen zu nutzen. Wir 
Deutsche sind dazu materiell oh- 
ne Zweifel imstande, wenn wir 
uns zu dem entschiedenen und 
entschlossenen Nutzen der Chan- 
cen, die sich uns bieten, ent- 
schließen. Es geht dabei nicht nur 
um wirtschaftliche und außenpo- 
litische Aspekte. Es geht dabei 
vor allem um die Festigung oder 
Wiederherstellung des Vertrauens 
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Ein Symbol für das Ende der SED-Diktatur. Arbeiter demontieren das 
Abzeichen der SED am Parteigebäude. 


der Menschen in die parlamenta- 
rische Demokratie, auch in kriti- 
schen Zeiten das Notwendige zu 
bewirken. 


Es geht zugleich um den Beweis 
der Fähigkeit zur Solidarität von 
Parteien, Verbänden, Gewerk- 
schaften und Unternehmen. Nicht 
zuletzt geht es um die nur aus ge- 
meinsamem Handeln entstehende 
Zurückweisung aller rechts- und 
linksradikalen falschen Prophe- 
ten. Diese mögen hoffen, im 
Wahljahr 1994 zu ernten. Politi- 
sche Führungskraft allein wird ih- 
nen das Geschäft mit der Angst 
und mit der Demagogie verder- 
ben. Wo dies gelingt, werden die 
Parteien, die unser Gemeinwesen 
durch gute Jahrzehnte geführt ha- 
ben, weiterhin Zuspruch und Un- 
terstützung in der übergroßen 
Mehrheit unseres Volkes finden. 


Nur aus Wahlkampferwägungen 
heraus vermag die Europadebatte 
verständlich sein, die hierzulande 
geführt wird. Der entschiedene 


persönliche Einsatz von Bundes- 
kanzler Helmut Kohl hat den 
Weg der europäischen Integration 
in wichtigen Passagen vorange- 
trieben. Die Europäische Union 
ist im Entstehen. Sie ist und sie 
bleibt eine elementare Lebens- 
ader, damit wir Deutsche in Euro- 
pa inmitten unserer Nachbarn un- 
seren friedlichen und partner- 
schaftlichen Platz einnehmen 
können. Zur Europäischen Uni- 
on, die durch den Vertrag von 
Maastricht zu leben begonnen 
hat, gibt es für unser Volk und für 
die anderen Mitgliedsvölker der 
Europäischen Union keine Alter- 
native, wenn wir die Lehren die- 
ses Jahrhunderts richtig begriffen 
haben und die europapolitischen 
Erfolge der letzten Jahrzehnte an- 
erkennen. 

Angesichts der tragischen Ereig- 
nisse in Bosnien können wir Eu- 
ropäer insgesamt uns nicht der 
Kritik entziehen, daß Europa un- 
fähig geblieben ist, den Konflikt 
im ehemaligen Jugoslawien fried- 
lich zu beenden. Die USA wer- 


den auf Dauer nur dann Partner 
Europas in der Schaffung einer 
Friedensordnung sein, wenn die 
Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union endlich eine gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik zu- 
stande bringen. 


Die Relevanz 
der Europapolitik 


Die Europäische Union hat damit 
begonnen, die Reformstaaten Mit- 
telosteuropas durch „Europa-Ab- 
kommen“ zu assoziieren. Dieser 
Weg „zurück nach Europa“, wie 
es dort heißt, sollte konsequent 
fortgesetzt werden. Er muß be- 
gleitet werden von einer ebenso 
konsequenten Nutzung der Mög- 
lichkeiten, die das von der NATO 
unter amerikanischer Führung er- 
arbeitete Konzept „Partnership for 
Peace“ eröffnet, damit in Mittel- 
und Osteuropa neue Formen der 
Stabilität und in Europa insgesamt 
eine dauerhafte Friedensordnung 
entstehen können. 


Die Europäische Union muß alle 
Instrumente, die ihr der Vertrag 
von Maastricht einräumt, konse- 
quent nutzen, und das heißt vor 
allem, die Schaffung einer ge- 
meinsamen Außen- und Sicher- 
heitspolitik voranzutreiben. Nur 
so kann es gelingen, daß die enga- 
gierte Teilnahme der Vereinigten 
Staaten an einer sich schrittweise 
entwickelnden Sicherheitsarchi- 
tektur in Europa anhält. Die USA 
erwarten, daß die Europäische 
Union handlungsfähiger wird. Wir 
Deutsche haben darin unseren 
Beitrag zur europäischen Frie- 
densordnung zu leisten, daß wir 
eine konstruktive und weiter- 
führende Europapolitik in der bis- 
her bewährten Form entschieden 
fortsetzen. 


Wir sind nur ein Partnerland der 
Europäischen Union und Partner- 
land der USA. Wir dürfen uns 
nicht überschätzen, aber unsere 
Verpflichtungen auch nicht auf 
andere abladen. Die heute Han- 
delnden werden in der Zukunft 
daran gemessen werden, ob und 
wie es ihnen gelingt, die großen 
Chancen dieser Zeit, die nur bei 
kurzsichtiger Betrachtung als Be- 
drohung empfunden werden kön- 
nen, zu ergreifen, um unser Land 
auf das nächste Jahrhundert vor- 
anzutreiben. Dadurch sichern wir 
die Zukunftsfähigkeit unserer par- 
lamentarischen Demokratie und 
unserer auf internationalen Wett- 
bewerb angelegten Wirtschaft. 


Deutsche Unternehmen 


BASE setzt 
auf weitere 
Strukturan- 
passungen 


Anläßlich der Bilanz-Pressekonferenz schätzte BASF-Vorstands- 
vorsitzender Dr. Jürgen Strube die aktuelle Lage so ein: „Wir sind 
gut aus den Startlöchern herausgekommen und können auf den er- 
sten Metern eine respektable Zeit vorweisen. Wir wissen aber auch, 
daß wir nicht zu einem Kurzstreckenlauf gestartet sind. Für die 
noch vor uns liegende Strecke benötigen wir unsere ganze Kraft. 
Über die dazu notwendigen Reserven verfügen wir.“ 


Die Maßnahmen der BASF zur 
Konzentration auf ihre Stärken, 
zur Optimierung des Regional- 
portfolios und zur Steigerung der 
Effizienz der Organisation haben 
Erfolge gezeigt. Darüber hinaus 
haben Kostensenkungsprogram- 
me die Auswirkungen der Rezes- 
sion auf das Ergebnis gemildert. 


„Wir beseitigen 
Verlustquellen“ 


Produktbereiche, von denen lang- 
fristig keine zufriedenstellenden 
Ergebnisbeiträge zu erwarten 
sind, werden daraufhin unter- 
sucht, ob mit Umstrukturierung, 
Kooperation, Verkauf oder Stille- 
gungen Verbesserungen erzielt 
werden können. Strube: „Wir be- 
seitigen Verlustquellen und stär- 
ken unsere Ertragsquellen.“ So 
verzichtete die BASF in den ver- 
gangenen Jahren auf zwei Milliar- 
den DM Umsatz, vermied aber 
auch die damit verbundenen ho- 
hen Verluste. 


Als Beispiel für eine langfristige 
Stärkung ertragsversprechender 
Aktivitäten durch Akquisitionen 
nannte der BASF-Chef den Er- 
werb der Polystyrol-Aktivitäten 
von Mobil Chemicals und den Er- 
werb des europäischen Polypro- 
pylen-Geschäfts von ICI. 


Die Zusammenarbeit mit Gaz- 
prom setzte Strube an die erste 


Organisation effizienter, dynami- 
scher und flexibler. Auch dabei 
steht die Marktorientierung im 
Vordergrund. Beispiele hierfür 
sind die Ausgliederung von EDV- 
Aktivitäten in die BASF Compu- 
ter Services GmbH, die Reorgani- 
sation des Unternehmensberei- 
ches Pharma und die Bildung des 
neuen Unternehmensbereiches 
Faserprodukte mit Sitz in den 
USA. 


Strube verwies in diesem Zusam- 
menhang auch auf die Reduzie- 
rung des Personals auf allen Ebe- 
nen des Unternehmens. 


Als dritten Punkt nannte der Vor- 
standsvorsitzende die Sicherung 
der Zukunft durch konsequente 
Förderung von Innovationen. 


Mangel an Innovationsbereit- 


schaft sieht der BASF-Chef nicht. 
Das Problem liege vielmehr darin, 
daß Innovationen am Standort 
Deutschland erheblich behindert 
würden. 


Dr. Jürgen Strube, Vorsitzender des Vorstandes der BASF. Trotz eine 
Umsatzabnahme ein stattlicher Gewinn. 


Stelle der erfolgreichen Koopera- 
tionen. In Rekordzeit wurden 
zwei wichtige Ferngasleitungen 
gebaut und der Erdgasspeicher 
Rehden erheblich erweitert. 


Vielversprechend seien die mitt- 
lerweile fünf Gemeinschaftsunter- 
nehmen in der Volksrepublik Chi- 
na. Ende des Jahrzehntes sollen in 
China über eine Milliarde DM 
umgesetzt werden. 


Ferner gestaltet die BASF ihre 


Von einer leichten Erholung 
sprach Strube mit Blick auf das 
BASF-Geschäft während der bei- 
den ersten Monate des Jahres 
1994. In der BASF-Gruppe wur- 
de im Januar und Februar ein 
Umsatz von 6,7 Milliarden DM 
erzielt, der knapp über dem des 
Vorjahres liegt. Vergleichbar ge- 
rechnet, also ohne die Kali- und 
Steinsalzaktivitäten auch in 1993, 
ergibt sich eine Umsatzzunahme 
von vier Prozent. In der BASF 
Aktiengesellschaft übertrifft der 


Umsatz im gleichen Zeitraum den 
Vorjahreswert um vier Prozent. 
Auch beim Ergebnis liegen Grup- 
pe und AG über den Vorjahres- 
werten. In fast allen Arbeitsgebie- 
ten konnte gegenüber der Vorjah- 
resperiode ein Umsatzzuwachs 
erzielt werden. Diese Entwick- 
lung müsse allerdings vor dem 
Hintergrund der extrem schlech- 
ten Zahlen des Vorjahres gesehen 
werden, betonte der BASF-Vor- 
standsvorsitzende. 


Aus heutiger Sicht werde sich der 
positive Trend auch in den näch- 
sten Monaten fortsetzen. 
Während Strube für die westdeut- 
sche Chemie im Inland nur gerin- 
ge Nachfrageimpulse erwartet, sei 
beim Export mit einer leichten 
Belebung zu rechnen. Der Pro- 
duktionszuwachs werde hier bei 
ein bis zwei Prozent liegen. 

Das Jahr 1993 verlief für die 
BASF allerdings insgesamt ent- 
täuschend. Verglichen mit dem 
schon schlechten Jahr 1992 sarık 
der Umsatz weiter um drei Pro- 
zent auf 40,6 Milliarden DM. Das 
Ergebnis vor Ertragsteuern nahm 
um fast 15 Prozent ab und betrug 
939 Millionen DM. Eine differen- 
zierte Betrachtung zeigt jedoch 
auch eine positive Entwicklung. 
Einem schlechten Geschäft in der 
ersten Jahreshälfte stand eine Sta- 
bilisierung in der zweiten gegen- 
über; einem drastischen Umsatz- 
einbruch des Geschäftes in 
Westeuropa eine erfreuliche Stei- 
gerung in Nordamerika, Lateina- 
merika sowie Süd- und Ostasien, 
mit Ausnahme Japans. Insgesamt 
konnten die Überseegeschäfte den 
Rückgang in Europa jedoch nicht 
ausgleichen. 


Die Umsatzabnahme beruht auf 
dem Rückgang der Verkaufsprei- 
se um vier Prozent in der Gruppe 
und sechs Prozent in der Aktien- 
gesellschaft. Überkapazitäten bei 
wichtigen Produkten, neue Anbie- 
ter aus dem Fernen Osten und 
Osteuropa sowie Preiszugeständ- 
nisse, um die Marktposition zu 
behaupten, haben zu dieser Ent- 
wicklung beigetragen. Die Ab- 
satzmengen haben sich im Laufe 
des zweiten Halbjahres erholt. 


Wegen der Verminderung des 
Steueraufwandes und wegen der 
auf Dritte entfallenden Verlustan- 
teile liegt das Ergebnis nach Steu- 
ern und Anteilen Dritter für die 
BASF-Gruppe mit 858 Millionen 
Mark um 40 Prozent über dem 
entsprechenden Vorjahreswert 
(615 Millionen Mark). 
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IWF wird für 
Schülerunruhen 
in Mosambik 
verantwortlich 
gemacht 


Die Nachrichtenagentur Mosam- 
biks (AIM) hat den Internationa- 
len Währungsfonds (IWF) für 
Probleme verantwortlich ge- 
macht, die in der Josina-Machel- 
Schule - dem größten Gymnasi- 
um des Landes - zu Unruhen ge- 
führt haben. „Korruption in 
Mosambiks Schulen ist eine di- 
rekte Folge der Haushaltspolitik, 
die der IWF im Namen struktu- 
reller Anpassung Mosambik auf- 
erlegt hat“, sagte die AIM. 
„Durch die Politik des IWF haben 
sich die Effektivgehälter der Leh- 
rer und Schulvertreter verschlech- 
tert. Es überrascht kaum, daß ei- 
nige von ihnen versuchen ihren 
sinkenden Lebensstandard wett- 
zumachen, indem sie Bestech- 
ungsgelder von ihren Schülern er- 
zwingen.“ 


In der Josina-Machel-Schule in 
der Hauptstadt Maputo brachen 
Unruhen aus, als Schüler, die sich 
einschreiben wollten, über Versu- 
che - wie sie es nannten - einiger 
Schulvertreter und Lehrer prote- 
stierten, Geld im Austausch ge- 
gen Einschreibungsunterlagen zu 
erzwingen. Die Einschreibungs- 
möglichkeiten an den Gymnasien 
Maputos endeten mehrere Tage 
früher als geplant - angeblich weil 
die Schulen keinen Platz mehr 
hatten. Hinweisschilder mit dem 
Wortlaut „keine Plätze mehr ver- 
fügbar“ sind an verschiedenen 
Schulen, darunter auch an der Jo- 
sina-Machel-Schule, aufgestellt 


worden. 


Weltgesundheits- 
organisation 
warnt vor Eska- 
lation der Tuber- 
kulose-Epidemie 


Die Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) sagte voraus, daß zwi- 
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schen 1990 und 1999 mindestens 
30 Millionen Menschen an Tuber- 
kulose sterben würden und daß 
die Sterberate in den Ländern dra- 
matisch ansteigen werde, wo sich 
diese Krankheit als resistent ge- 
gen Medikamente erwiesen habe. 


„Diese Tragödie ist völlig 
unnötig“, meinte WHO-General- 
direktor Hiroshi Nakajima bei der 
Vorlage der Untersuchungsergeb- 
nisse im Hauptquartier der UNO- 
Behörde in Genf. „Wir besitzen 
die Werkzeuge und eine kosten- 
günstige Strategie, um diese 
Krankheit zu kontrollieren. Es 
gibt keinen vernünftigen Grund 
dafür, weshalb sich die Zahl der 
Menschen, die an Tuberkulose 
sterben, weiter erhöhen sollte.“ 


Laut Angaben der Weltgesund- 
heitsorganisation werden bis zum 
Jahr 2000 jährlich mindestens 3,5 
Millionen Menschen an Tbe ster- 
ben. Sieben Millionen Menschen 
werden schätzungsweise in Osta- 
sien und im Pazifik, sechs Millio- 
nen in Afrika (südlich der Sahara) 
und drei Millionen in Nordafrika 
sterben. Beamte der WHO mein- 
ten, wenn die Regierungen keine 
angemessenen Geldmittel zur 
Verfügung stellten, werde die Epi- 
demie immer weiter um sich grei- 
fen. 


WHO-Vertreter nannten den HIV- 
Virus - den Immunschwächevirus, 
der AIDS hervorruft - als einen 
der Hauptfaktoren, der zu dem 
dramatischen Anstieg an Tbc- 
Krankheitsfällen beiträgt. Die 
Behörde sagte voraus, die Aus- 
breitung des HIV-Virus werde in 
Zukunft für mindestens 25 Pro- 
zent der Tuberkulosefälle verant- 
wortlich sein; im Jahr 1990 hätten 
HIV-positive Opfer nur vier Pro- 
zent der Tbc-Fälle ausgemacht. 

| 


Liquiditätsblase 
kann platzen 


Die Liquiditätsblase auf den inter- 
nationalen Finanzmärkten könnte 
leicht platzen, warnte die Schwei- 
zer Tageszeitung „Neue Zürcher 
Zeitung“ in ihrer Wochenkolumne 
über die Eurobond-Mäfrkte. 


Die Zeitung schreibt, amerikani- 
sche Investmentfonds hätten 200 
Milliarden Dollar pro Jahr ins 
Ausland vergeben, besonders an 
die sogenannten „aufstrebenden 
Märkte“ in Südamerika, Osteuro- 
pa und Asien. Doch dies sei nur 


ein kleiner Anteil an der Gesamt- 
liquidität der Investmentfonds. 
Neue Pensionskassen und Versi- 
cherungsgesellschaften erreichten 
immer mehr internationale Viel- 
falt. Warburg Securities in Lon- 
don zufolge könnte das zu einem 
Kapitalfluß in Höhe von weiteren 
300 Milliarden Dollar führen. 


Doch die Stabilität dieses Kapital- 
flusses sei nicht garantiert, 
schreibt die „Neue Zürcher Zei- 
tung“. Der „Liquiditätsdruck“ 
verursache „Verzerrungen“ auf 
den internationalen Finanzmärk- 
ten, die die „Liquiditätsblase“ 
zum Platzen bringen könnten. 


Andere potentielle Bedrohungen 
für die Stabilität der Finanzmärkte 
seien die „sozialen und politi- 
schen Spannungen“ im Zusam- 
menhang mit dem Prozeß der 
weltweiten Umstrukturierung, das 
heißt, dem Vorstoß zu den billig- 
sten Arbeitsmärkten. Diese Span- 
nungen erzeugten jetzt Zweifel 
über die „etablierte‘‘ Idee, daß der 
Prozeß der weltweiten Umstruktu- 
rierung kontinuierlich fortschrei- 
ten werde. Selbst in Westeuropa, 
so die Zeitung, habe der kombi- 
nierte Effekt aus Sparmaßnahmen 
und Globalisierung ein „Potential 
für politische Instabilität“ ge- 
schaffen. 


Geburten- und 
Sterberaten in 
Europa 

„alarmierend“ 


Steigende Sterberaten, sinkende 
Geburtenraten und wachsende 
Kriminalität, die nicht gestoppt 
werden kann, hätten als Folge der 
Wirtschafts- und Sozialreformen 
in Ost- und Südosteuropa „wirk- 
lich alarmierende Ausmaße“ an- 
genommen, so heißt es in einem 
Bericht, der von der UNICEF in 
Genf veröffentlicht wurde. In dem 
Bericht wird nicht erwähnt, daß 
diese „Reformen“ unter dem 
Druck des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) und Befür- 
wortern der sogenannten Schock- 
therapie in Angriff genommen 
wurden. 


Der Bericht dokumentiert den 
Einfluß der rückläufigen Kon- 
junktur auf die Lebensbedingun- 
gen in neun Ländern seit dem 
Jahre 1989. Die Krise treffe die 
Kinder mehr als alle anderen so- 
zialen Gruppen. In dem Bericht 


heißt es: „Diese Kosten sind nicht 
nur die Ursache für unnötiges 
Leid und Verluste von Menschen- 
leben, sie sind auch eine Quelle 
erheblicher Instabilität und sozia- 
ler Konflikte, die den gesamten 
Reformprozeß gefährden könn- 
ten.“ 


In Rußland, Ukraine, Rumänien, 
Albanien und Bulgarien verschär- 
fe sich die Krise, schreibt der Au- 
tor Giovanni Cornia. Der Anstieg 
der Sterberate im Kindesalter so- 
wie mangelnde Ernährung und 
Ausbildung seien bereits schlim- 
mer als in Lateinamerika während 
der achtziger Jahre. Die Zahl der 
Eheschließungen sei in Osteuropa 
um 35 Prozent gesunken und die 
Geburtenrate so stark gefallen, 
daß die Bevölkerungszahl sinken 
werde. 


Der Direktor der UNICEF, James 
Grant, sagte, unmittelbare Maß- 
nahmen seien erforderlich, um die 
Kosten zu kompensieren, und bi- 
laterale Hilfsprogramme würden 
allzuoft eher von kurzfristigen 
kommerziellen Interessen als von 
den Bedürfnissen des Empfänger- 
landes bestimmt. 


Die Sterberate ist in Rumänien 
um 9 Prozent, in Bulgarien um 12 
Prozent und in Rußland um 32 
Prozent gestiegen. Die Anzahl an 
Todesfällen stieg in Rußland zwi- 
schen 1989 und 1993 jährlich um 
500 000. Dies war teilweise auf 
die Ausbreitung von Diphtherie 
und Tuberkulose, aber auch auf 
den Anstieg an Todesfällen auf- 
grund von Mord, Unfällen, Ver- 
giftungen und Selbstmord zurück- 
zuführen. In Polen stieg die Zahl 
der Selbstmorde zwischen 1989 
und 1992 um ein Drittel. 


Schulden der 
dritten Welt 
erreichen neue 
Höchstwerte 


Dem Weltschuldenplan der Welt- 
bank für die Jahre 1993 und 1994 
zufolge stiegen die Gesamtschul- 
den aller Entwicklungsländer im 
Jahre 1992 um 3,5 Prozent, und es 
wird erwartet, daß sie im Jahre 
1993 um 6,5 Prozent steigen; dies 
entspricht einem Anstieg um ins- 
gesamt 164 Milliarden Dollar in 
den letzten beiden Jahren. 


Diese Erhöhung wird in dem Be- 
richt auf fünf Faktoren zurückge- 


führt, darunter erhebliche. Netto- 
kapitalflüsse einschließlich lang- 
fristiger Schulden, Nutzung von 
IWF-Krediten und kurzfristige 
Schulden, die bei 90 Milliarden 
Dollar liegen sollen; Änderungen 
im Währungswert von 23 Milliar- 
den Dollar; Hinzuschlagen der 
Zinsen zum Kapital durch Um- 
schuldung, wodurch die Schulden 
um 15 Milliarden Dollar steigen 
sollen, sowie eine geplante Redu- 
zierung der Verzugszinsen um 10 
Milliarden Dollar. 


Aus dem Bericht geht weiter her- 
vor, daß sich die Gesamtschulden 
für zwei Dutzend der am stärksten 
verschuldeten Länder mit gerin- 
gen Einnahmen - vor allem die 
Länder Afrikas südlich der Saha- 
ra - seit Anfang der achtziger Jah- 
re verdreifacht haben. „Diese Er- 
höhung auf 204 Milliarden Dollar 
fand trotz eines erheblichen 
Schuldenerlasses durch bilaterale 
Gläubiger - sowohl aus der offizi- 
ellen Entwicklungshilfe [mehrere 
Zehnmilliarden Dollar] als auch 
aus Schulden ohne Konzessionen 
- statt“, heißt es in dem Bericht. 
Die Rolle der Antientwicklungs- 
politik und Wucherpolitik des 
IWF wird nicht erwähnt. 


Polnischer , 
Finanzminister 
und Befürwor- 
ter des Freihan- 
dels tritt zurück 


Der polnische Finanzminister Ma- 
rek Borowski, ein Befürworter des 
„Freihandels“, ist zurückgetreten. 
Borowski, der stellvertretender 
Premierminister und für die Wirt- 
schaft verantwortlich war, sagte, 
er sei verärgert darüber gewesen, 
daß seine Wirtschaftspolitik von 
Premierminister Waldemar Pa- 
wlak unterminiert worden sei. Es 
ist nicht klar, ob Borowskis Rück- 
tritt zum Zusammenbruch der lin- 
ken Koalitionsregierung führen 
wird, die vor einigen Monaten an 
die Macht gekommen ist. 


Der Streit zwischen Borowski und 
Pawlak, dem Führer der polni- 
schen Bauernpartei (PSL), war ei- 
ne Woche zuvor ausgebrochen, 
als der Premierminister den stell- 
vertretenden Finanzminister Ste- 
fan Kawalec feuerte, ohne Boro- 
wski zu konsultieren. Wegen sei- 
ner Weigerung, von einem 
strikten Kurs der freien Markt- 
wirtschaft abzuweichen, und we- 


gen der Aufstellung eines straffen, 
auf strengen monetären Richtlini- 
en basierenden Haushalts für die- 
ses Jahr war Borowski oft das Ziel 
verschleierter Angriffe von Seiten 
der PSL. 


Den Medien zufolge ergriff Pa- 
wlak die erstbeste Gelegenheit, 
um Borowski zu demütigen, als 
über den Verkauf der Bank Slaski, 
der drittgrößten Bank des Landes, 
eine Kontroverse ausbrach. Slas- 
ki-Aktien stiegen ausgehend von 
ihrem Ausgabepreis bei der ersten 
Notierung um 1,25 Prozent und 
lösten damit Anschuldigungen 
aus, das Finanzministerium habe 
die Ausgabe erheblich unterbe- 
wertet. Ein Anteil von 25,9 Pro- 
zent an der Bank wurde in dem 
ersten Privatisierungsgeschäft, das 
Borowski unterzeichnete, an das 
holländische Bank- und Versiche- 
rungsunternehmen Internationale 
Nederlanden Groep verkauft. 
PSL-Abgeordnete im Sejm (Par- 
lament) kritisierten den Verkauf 
und meinten, der Staat habe Hun- 
derte von Millionen Dollar verlo- 
ren, und Pawlak feuerte Kawalec, 
der direkt dafür verantwortlich 
war. D 


Wolski 
attackiert Sachs 
und bevorzugt 
das französische 


Modell 


Arkadi Wolski, Präsident des rus- 
sischen Unternehmer- und Indu- 
striellenverbandes, attackierte das 
unter dem Begriff „Jeffrey-Sachs- 
Harvard-Schocktherapie‘ bekann- 
te Wirtschaftsprogramm für Ruß- 
land, so berichtete die Pariser Ta- 
geszeitung „Le Figaro“. Wolski, 
der „eine wichtige Delegation von 
Firmenleitern aus der russischen 
Rüstungsindustrie“ leitete, die Pa- 
ris besuchte, sagte, er bevorzuge 
das „französische Modell“ geziel- 
ter Staatshilfe an Schlüsselsekto- 
ren der Wirtschaft. 


Die russische Delegation war vom 
französischen Industriellenver- 
band CNPF eingeladen worden. 
Gegenüber dem „Figaro“ 
attackierte Wolski jene Art von 
„Reformen“, die von „Jeffrey 
Sachs und den ganzen anderen 
Harvard-Absolventen“ angeregt 
worden sind. Ein Beispiel, dem 
Rußland folgen solle, sei das 
„französische Modell“: „Hier in 
Frankreich ist es normal, daß öf- 


fentliche Gelder in die Raumfahrt 
oder in die Fischindustrie gehen.“ 


Es wird angenommen, daß Wols- 
ki auf das gaullistische traditionel- 
le dirigistische Modell der „plani- 
fication“ - wie die Franzosen es 
nennen - anspielte und nicht auf 
die jetzige Praxis der Regierung 
Balladur, Staatsgelder auszuge- 
ben, nur um den Ärger über die 
Sparmaßnahmen zu beschwichti- 
gen, die aus der Privatisierungs- 
und Freihandelspolitik der Regie- 
rung resultieren. 


Wolski betonte, daß „es heute das 
Wichtigste in Rußland ist, die 
Leute daran zu hindern, in Protest 
auf die Straße zu gehen. In Ruß- 
land lebt heute ein Drittel der Be- 
völkerung unter der Armutsgren- 
ze.“ Der Kampf gegen die Inflati- 
on sei nicht die höchste Priorität 
für Rußland, meinte er. Die Tatsa- 
che, daß Jegor Gajdar, ein Archi- 
tekt der Reformen, behauptet, die 
monatliche Inflationsrate gesenkt 
zu haben, sei ohne Bedeutung, 
denn „um das Ergebnis zu erhal- 
ten, hat man den Arbeitern ein- 
fach drei Monate lang keinen 
Lohn gezahlt“, erklärte er. 


Wolski sagte, er sei für die Unter- 
stützung von Großfirmen, insbe- 
sondere „in der Landwirtschaft, 
Medizin und allen anderen Berei- 
chen des täglichen Lebens: Ener- 
gie, Lebensmittel für Kinder, al- 
les, was lebenswichtig ist“. 


„Le Figaro“ meinte, die französi- 
schen Geschäftsleute seien trotz 
der Schwierigkeiten, auf die er 
verweise, weiterhin am russischen 
Markt interessiert. Nach Aussa- 
gen von Michael Freyche, dem 
Präsidenten des „russischen Aus- 
schusses“ des CNPF, stehen die 
französischen Exporte an zweiter 
Stelle gleich hinter denen, die 
nach Deutschland gehen. 


Gerüchte um 
neutrale 
Strahlenwaffe 


Bei der Superwaffe, „nicht nukle- 
ar, aber in der Lage, die Welt zu 
zerstören“, auf die sich Wladimir 
Schirinowski vergangenen De- 
zember bezog, handelt es sich der 
französischen Monatszeitschrift 
„Science & Vie“ zufolge sehr 
wahrscheinlich um eine neutrale 
Strahlenwaffe. Während der Ar- 
beit am amerikanischen Pro- 
gramm SDI (Strategische Ab- 


wehrinitiative) hätten sowohl Mc- 
Donnell Douglas Astronautics als 
auch das Los Alamos National 
Laboratory an dem Konzept für 
eine solche Waffe gearbeitet. 


Die Idee dabei ist, Ionen mit ei- 
nem herkömmlichen Beschleuni- 
ger unter Einsatz eines elektroma- 
gnetischen Feldes zu beschleuni- 
gen; einmal beschleunigt, werden 
die Teilchen ihrer Ladung be- 
raubt, damit sie sich nicht mehr 
gegenseitig abstoßen, da der 
Strahl sonst auseinanderginge. 


In der amerikanischen Arbeit han- 
delte es sich bei den Ionen um ne- 
gativ geladene, das heißt, mit ei- 
nem zusätzlichen Elektron verse- 
hene, Wasserstoffatome. Nach 
erreichter Beschleunigung wird 
dieser Strahl mittels Magnetoptik 
parallel gebündelt und an- 
schließend neutralisiert, indem er 
durch eine Öffnung in einer Me- 


tallplatte geschickt wird - die zu- 


sätzliche Ladung geht auf das 
Metall über. 


Die amerikanischen Wissen- 
schaftler haben auch noch mit ei- 
ner anderen, sorgfältigeren Me- 
thode - Photoneutralisation ge- 
nannt - gearbeitet, bei der der 
Strahl dadurch neutralisiert wird, 
indem er den Hohlraum eines La- 
sers passiert. Die Wirksamkeit 
liegt bei 90 Prozent (Metallplatte: 
50 Prozent), doch der Hauptvor- 
teil besteht in der weitaus geringe- 
ren Restdivergenz. 


Der Zeitschrift zufolge könnte es 
sein, daß die Russen bei der An- 
wendung dieser Methode große 
Fortschritte gemacht haben: „Es 
ist natürlich nur eine Hypothese, 
denn es kann genausogut möglich 
sein, das alles nur ein Bluff oder 
eine Übertreibung ist. Eine Be- 
drohung ist stärker, wenn sie ver- 
schleiert wird. Wir sollten deshalb 
nicht so lange warten, bis Schiri- 
nowski oder die Russen mehr wis- 
sen.“ 
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Deutschland 


Stärken der 
Hish-Tech- 
Industrie 


nutzen 


Walter Wenninger 


„Der Standort Deutschland kann zu einem Zentrum der innovati- 
ven Arzneimittelforschung ausgebaut werden. Es muß aber von der 
deutschen Politik und von der Gesellschaft gewollt sein“, stellte der 
Vorsitzende des Verbandes Forschender Arzneimittelhersteller, Dr. 
Walter Wenninger, vor 200 Repräsentanten aus Politik, Wirtschaft, 
Medizin und Vertretern von Partei-Organisationen fest. 


Die Diskussion um den Standort 
Deutschland ist in vollem Gang. 
Der Standortbericht und das Zu- 
kunftsforum der Bundesregierung 
auf dem Petersberg vor wenigen 
Wochen, Diskussionspapiere und 
politische Programme der großen 
Parteien, sie alle beschäftigen sich 
mit diesem Thema. An Vorschlä- 
gen mangelt es nicht. Die schnelle 
Umsetzung einiger Maßnahmen 
wie die Novellierung des Gen- 
technikgesetzes unterstreicht den 
dringenden Handlungsbedarf. 


Bis jetzt geht es 
hauptsächlich um Chips 


Trotzdem kann die forschende 
Arzneimittelindustrie mit dem 
bisherigen Stand der Diskussion 
nicht zufrieden sein. Die Diskus- 
sion um den Standort Deutsch- 
land wird bislang in den un- 
bestritten wichtigsten Zukunftsbe- 
reichen - Forschung und High- 
Tech-Industrie - zu einseitig ge- 
führt. 


Wenn über den Standort Deutsch- 
land nachgedacht wird, dann geht 
es ausschließlich um Chips, 
Transrapid oder Weltraumtelesko- 
pe. Innovative Arzneimittel sucht 
man in diesem Katalog vergeb- 
lich. 

Warum werden wir, die forschen- 
de Arzneimittelindustrie, in der 
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Standortdiskussion eigentlich 
nicht wahrgenommen? Hat für 
den einzelnen Bürger ein Tele- 
skop im Weltraum größere Be- 
deutung als eine wirkungsvolle 
Therapie gegen Rheuma, Migräne 
oder Krebs? 


Die forschende Arzneimittelindu- 
strie erfüllt alle Kriterien, die von 
der Politik als zukunftsorientiert 
und damit für den Standort 
Deutschland als elementar be- 
zeichnet werden. Wir sind ein in- 
novativer High-Tech-Bereich. Wir 
leben von der Kreativität unserer 
Forscher. Wir arbeiten in einem 
weltweiten Wachstumsmarkt. Wir 
belasten die Umwelt nicht. Wir si- 
chern viele tausend hochqualifi- 
zierte Arbeitsplätze. 


Im High-Tech-Bereich „Arznei- 
mittelforschung‘ war Deutschland 
früher allein Weltklasse. Unser 
Land galt als „Apotheke der 
Welt“. Unsere Produkte vollbrin- 
gen wahre Wunderdinge. Sie lin- 
dern Leiden und retten Leben. 
Und dennoch wird die Arzneimit- 
telindustrie von der Politik nur 
mit Kosten verbunden. Dabei ver- 
ursacht nicht die Therapie, son- 
dern die Krankheit selbst die Ko- 
sten. Unbehandelte oder noch un- 
behandelbare Krankheiten kosten 
die deutsche Volkswirtschaft Jahr 
für Jahr riesige Summen. Für die 
Alzheimer-Krankheit liegen sie 


zwischen 25 und 30 Milliarden 
DM und für Asthma bei fünf Mil- 
liarden DM. 


Der medizinische Bedarf ist im- 
mens. Krankheiten wie Atem- 
wegserkrankungen, Rheuma oder 
Bluthochdruck sind nur sympto- 
matisch behandelbar. Zahlreiche 
weitere Krankheiten können wir 
noch gar nicht heilen. Ich nenne 
nur Aids, Krebs und die Parkin- 
son-Krankheit. Die Forschung ist 
vor allem mit der Hilfe der Gen- 
technik auf dem Weg, hier zu hel- 
fen. 


Neben den Leiden, die diese Er- 
krankungen für den einzelnen be- 
deuten, und den Belastungen für 
seine Familie und sein persönli- 
ches Umfeld erzeugen diese 
Krankheiten enorme Kosten. Für 
die Krankenversicherung wirken 
sie sich direkt und für die Arbeit- 
geber zum Beispiel durch Arbeits- 
ausfalltage indirekt aus. 


Ein Beitrag 
zur Senkung der Kosten 


Der Wert effektiver Arzneimittel 
liegt vor allem in der Hilfe für den 
Erkrankten. Er liegt aber auch in 
einem Beitrag zur Senkung dieser 
Kosten. Statt an Arzneimitteln 
sollte durch Arzneimittel gespart 
werden. Diese übergreifende 
Sichtweise hat allerdings in 
Deutschland kaum Resonanz ge- 
funden. 


Ein weiterer volkswirtschaftlicher 
Nutzen liegt in der Sicherung von 
Arbeitsplätzen. Allein die 35 Mit- 
glieder des Verbandes Forschen- 
der Arzneimittelhersteller be- 
schäftigen in Deutschland mehr 
als 75 000 Mitarbeiter, davon 
15 000 in der Forschung. 


Die deutsche Arzneimittelindu- 
strie leistet einen erheblichen Bei- 
trag zum Export. 40 Prozent der 
in Deutschland hergestellten Arz- 
neimittel im Wert von 13 Milliar- 
den DM gingen 1992 ins Aus- 
land. Der Exportüberschuß betrug 
4,8 Milliarden DM. Damit war die 
deutsche Arzneimittelindustrie et- 
wa mit einem Sechstel am gesam- 
ten Exportüberschuß der deut- 
schen Wirtschaft im Jahr 1992 be- 
teiligt. 


Diese positive Bilanz wird von 
der Politik bislang nicht wahrge- 
nommen. Vielmehr beschäftigt sie 
sich mit der Arzneimittelindustrie 
nur als Kostenfaktor. 


Lassen Sie mich kurz auf die Ko- 
stendämpfungspolitik eingehen. 
Sie ist ausschließlich fiskalisch 
begründet. Seit Mitte der siebzi- 
ger Jahre ist der Anteil der gesam- 
ten Gesundheitsausgaben am BIP 
in Deutschland nahezu konstant. 
Er liegt bei 8,5 Prozent. 


Wir brauchen den 
mündigen Patienten 


Die Sozialpolitik in Deutschland 
ist offensichtlich nicht mehr be- 
reit, weitere Einkommensanteile 
für das wichtigste persönliche und 
gesellschaftliche Gut - die Ge- 
sundheit - aufzuwenden. Demge- 
genüber ist der einzelne durchaus 
bereit, mehr in seine Gesundheit 
zu investieren. 


Diesen offenkundigen Wider- 
spruch, da bin ich sicher, können 
wir nur über die Patienten selbst 
auflösen. Den Patienten müssen 
die tatsächlich erbrachten Ge- 
sundheitsleistungen stärker be- 
wußt gemacht werden. Und sie 
müssen mehr Entscheidungsfrei- 
heit bekommen. Wir brauchen 
den mündigen Patienten! 


Die Arzneimittelforschung unter- 
scheidet sich von anderen Indu- 
strien durch die enorm lange Ka- 
pitalbindung und ein besonders 
hohes Erfolgsrisiko. Die Erfor- 
schung eines Medikaments ver- 
langt Investitionen über 8 bis 12 
Jahre. Die politischen Eingriffe in 
das Gesundheitswesen schaffen 
zusätzliche Unsicherheit. 


Ein heute in Deutschland einge- 
führtes Arzneimittel hat bereits 
acht Gesundheitsreformen erlebt 
und überlebt. Kein anderes Pro- 
dukt hat eine so wechselvolle Ge- 
schichte hinter sich, wenn es am 
Markt erscheint. 


Die Politik muß 
sagen, was sie will 


Wir sind gezwungen, heute Inve- 
stitionsentscheidungen in Milliar- 
denhöhe zu treffen. Wir wissen 
aber nicht, auf welchen Markt, auf 
welche Reglementierung das Me- 
dikament nach zehn Jahren treffen 
wird. Die vom Unternehmen vor- 
zunehmende Marktbewertung ist 


Robert Koch gehört zu den Wis- 
senschaftlern, die Deutschlands 
Ruf als „Apotheke der Welt“ mit- 
begründet haben. 
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Deutschland 


Stärken der 
High-Tech- 
Industrie 
nutzen 

unter diesen Bedingungen gerade- 
zu ein Lotteriespiel. Konstant sind 


nur unsere Forschungsausgaben. 
Wenn wir über die Kostendämp- 
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fungspolitik der letzten Jahre kla- 
gen, müssen wir auch selbstkri- 
tisch unsere eigenen Positionen 
überprüfen. Bei jeder neuen Ko- 
stendämpfungsmaßnahme malten 
wir den Untergang der deutschen 
Arzneimittelindustrie an die 
Wand. Bessere Vorschläge kamen 
von uns nicht. 

Die Wirklichkeit sah aber ganz 
anders aus: Von Jahr zu Jahr stie- 
gen die Erträge. Kann es da über- 
raschen, daß wir unglaubwürdig 
wirkten? 

Wir haben die Belange des Kun- 
den, also des Bezahlers, und das 


sind die gesetzlichen Krankenver- 
sicherungen, nicht zur Kenntnis 
genommen. Die Kontaktpflege 
mit Ärzten und Wissenschaftlern 
allein reicht nicht mehr aus. Hier 
müssen wir umdenken. 

Die Politik bleibt aber dennoch in 
der Verantwortung. Sie muß sa- 
gen, was sie von der Arzneimittel- 
industrie will: Will sie High-Tech 
oder Low-Tech? Will sie innovati- 
ve Arzneimittel oder Kosten- 
dämpfungsprogramme als Export- 
schlager? 

Wahr ist: Gesundheit muß bezahl- 
bar sein und auch bleiben. Inso- 


weit stimmen wir mit dem Ge- 
sundheitsminister völlig überein. 
Die Kostenseite muß kritisch und 
von allen Seiten beleuchtet wer- 
den. 


Mikroskopisches Bild von Tuber- 
kulose-Erregern. Kochs Gegen- 
spieler Virchow hatte die damals 
neue Disziplin der Bakteriologie 
noch als eine „unbedeutende 
Provinz der Botanik“ angesehen 
und die Ausbreitung von Epide- 
mien vor allem durch soziale 
Maßnahmen zu verhindern ge- 
sucht. 
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Eine Kochsche Impfung in der 
Charite in Berlin in Gegenwart 
von fremden Ärzten. 


Aber die gegenwärtige Einsparpo- 
litik bevorzugt die Generika-Her- 
steller einseitig. Während die in- 
novativen Arzneimittelhersteller 
allesamt mit zweistelligen Umsat- 
zeinbußen konfrontiert sind, legen 
die Generika-Hersteller zweistel- 
lig zu. Wenn dieser Weg weiter 
beschritten wird, und da verrate 
ich kein Geheimnis, werden die 
Forschungsetats in Deutschland 
drastisch gekürzt. Wenn das ge- 
wollt ist, muß man es klar sagen: 
High-Tech oder Low-Tech? 


Zu Recht wird uns die Frage ge- 
stellt, warum wir unter diesen Be- 
dingungen am Forschungsstandort 
Deutschland festhalten wollen. 
Denn ein weltweit operierendes 
Unternehmen trifft seine Stand- 
ortentscheidung nach globalen 
Kriterien. Unternehmen gehen 


Das Faksimile gibt die Stichwort- 
notizen Kochs wieder, auf der 
zum erstenmal der wahre Erreger 
der Tuberkulose genannt wird: 
„Daraufhin kann behauptet wer- 
den, daß die Bazillen die Ursache 
der Tuberkulose sind. „Die Veröf- 
fentlichung des Vortrages erfolg- 
te in der Berliner “Klinischen 
Wochenschrift“ vom 10. April 
1882 unter dem Titel „Die Ätiolo- 
gie der Tuberkulose“ 
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Deutschland 


Stärken der 
High-Tech- 
Industrie 
nutzen 


dorthin, wo sie optimale Rahmen- 
bedingungen vorfinden. Kapital 
ist mobil. Es kann auswandern. 
Zukunftsinvestitionen für For- 
schung und Produktion werden an 
attraktiven Standorten getätigt. 


Als Unternehmer kann ich damit 
leben. Als Deutscher bedrückt 
mich diese Situation sehr. Um es 
deutlich zu sagen: Die forschende 
Arzneimittelindustrie - und das 
sind auch ausländische Unterneh- 
men - will in Deutschland bleiben 
und auch in die Zukunft investie- 
ren. Wir wollen Verantwortung 
übernehmen. Deutschlands Zu- 
kunftsfähigkeit steht auf dem 
Spiel. 


Es braucht Wachstumsindustrien, 
um den Wohlstand langfristig zu 
sichern, den Aufbau im Osten zu 
schaffen und eine lebenswerte 
Umwelt für unsere Kinder zu ge- 
währleisten. 


Deutschland bietet sich als bevor- 
zugter Standort innovativer Arz- 
neimittelforschung geradezu an. 
Dies entspricht seiner industriel- 
len und wissenschaftlichen Tradi- 
tion und seiner Bedeutung als 
drittgrößtem Arzneimittelmarkt 
der Welt. 


Die Bundesregierung setzt auf 
High-Tech. Die forschende Arz- 
neimittelindustrie bietet High- 
Tech - ohne Subventionen und oh- 
ne Exporthilfen. Gerade Investo- 
ren aus USA und Japan werden in 
Deutschland Arzneimittel erfor- 
schen, entwickeln und produzie- 
ren, wenn für sie der Standort at- 
traktiv ist. 


Robert Koch (rechts) auf einer 
seiner zahlreichen Forschungs- 
reisen nach Afrika. 1896 bemüh- 
te er sich um die Bekämpfung der 
Rinderpest in Südafrika. 1903 
folgten Untersuchungen vor Ort 
über Pferdesterben, Küstenfieber 
und das afrikanische Rückfallfie- 
ber, 1906 unternahm er eine 
Schlafkrankheit-Expedition nach 
Ostafrika. 
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Patente spielen 
eine wesentliche Rolle 


Attraktiv wird für unsere Branche 
der Standort Deutschland erst 
durch langfristig kalkulierbare, in- 
novationsfreundliche Rahmenbe- 
dingungen. Rahmenbedingungen, 
die von der Politik festgelegt wer- 
den müssen. Sie müssen über eine 
Legislaturperiode hinaus gültig 
sein. Sie müssen Wirtschaftspoli- 
tik, Forschungspolitik und Ge- 
sundheitspolitik in Einklang brin- 


gen. Diese gesamtpolitische Ziel- 
setzung sehe ich allerdings noch 
nicht. 


In diesem Zusammenhang spielen 
Patente eine wesentliche Rolle. 
Der Bundeskanzler hat auf dem 
Petersberg mit Blick auf die Pa- 
tentanmeldungen beklagt, daß 
Deutschland im Bereich der For- 
schung und der Hochtechnologie 
gegenüber wichtigen Konkurren- 
ten zurückgefallen sei. 


Dem können wir leider nur bei- 


pflichten. In unserem Bereich 
stellen wir einen drastischen 
Rückgang des Anteils neuer 
Wirkstoffpatente seit 1975 in 
Deutschland fest. Er hat sich mehr 
als halbiert - von 17 Prozent auf 
acht Prozent. In den letzten drei 
Jahren wurden in Deutschland 
mehr japanische als deutsche 
Wirkstoffpatente eingeführt. 


Diese Situation ist nicht zuletzt 
auf die Verunsicherungen zurück- 
zuführen, die vom Gesetzgeber 
ausgehen. Den politischen Spagat 


- die Wirtschaftspolitik reklamiert 
Patente, die Sozialpolitik kassiert 
Patente - kann weder die for- 
schende Arzneimittelindustrie 
noch der Standort Deutschland 
lange durchhalten. Die unsinnigen 
Diskussionen über die Einbin- 
dung von patentgeschützten Wirk- 
stoffen in die Festbetragsregelun- 
gen müssen ein Ende haben. 


In diesen Zusammenhang gehört 
auch die Verlagerung von For- 
schungsstätten in die USA. Von 
den 34 weltweit größten Biotech- 
nologie-Unternehmen kommen 14 
aus Europa. Davon haben nur drei 
ihren Forschungsstandort in Euro- 
pa. Elf aber in den USA. Dies 
wirkt sich auch nachhaltig auf die 
deutsche Patentbilanz aus. 


Von den unternehmerischen Ent- 
wicklungs- und Entfaltungsmög- 
lichkeiten hängt auch die Siche- 
rung von Arbeitsplätzen und da- 
mit von Einkommen der 
Mitarbeiter ab. 


ar 


Der Zusammenhang zwischen 
Forschungs- und Gesundheitsko- 
sten muß deutlich werden. Wir 
müssen einen aktiven Dialog mit 
den Wirtschaftspolitikern, den 
Forschungspolitikern und den Ge- 
sundheitspolitikern führen. Unse- 
re Vorschläge für ein auf Dauer 
leistungsfähiges, bezahlbares und 
innovatives Gesundheitssystem 
liegen auf dem Tisch. 


Wir sind sicher, daß sich das deut- 
sche Gesundheitssystem in Zu- 
kunft nur finanzieren läßt, wenn 
Eigenverantwortung, Subsidiarität 
und Solidarität den veränderten 
historischen Bedingungen ange- 
paßt werden. 


Wichtig sind die politischen 
Rahmenbedingungen 

Wir brauchen Rahmenbedingun- 
gen für den forschenden Arznei- 


mittelstandort Deutschland, die 
Forschungsaufwendungen und 


Gesundheitskosten gleichermaßen 
berücksichtigen und in Einklang 
bringen, nicht durch das Diktat 
von fiskalisch motivierten Ko- 
stendämpfungsprogrammen be- 
stimmt sind, Wettbewerbsneutra- 
lität und faire Lastenverteilung 
sicherstellen und damit medizini- 
schen Fortschritt auch weiterhin 
möglich machen. 


Die politischen Rahmenbedingun- 
gen sind für die forschende Arz- 
neimittelindustrie von elementarer 
Bedeutung. Darüber hinaus müs- 
sen auch die ökonomischen Rah- 
menbedingungen stimmen. Diese 
sind freilich nicht von den politi- 
schen zu trennen. 

So richtig es ist, daß Gesundheit 
bezahlbar bleiben muß - so richtig 
ist auch: Forschung muß auch für 
die Arzneimittelindustrie bezahl- 
bar bleiben. Unsere Branche 
kommt ohne staatliche Subventio- 
nen aus. So soll es auch bleiben. 


In der Konsequenz heißt das: Die 


Investitionen in die Arzneimittel- 
forschung müssen sich für die ein- 
zelnen Unternehmen lohnen. Wir 
wollen keine staatlichen Umsatz- 
garantien. Wir tragen das unter- 
nehmerische Risiko. 


Wir investieren heute über vier 
Milliarden DM für Forschung und 
Entwicklung von Arzneimitteln in 
Deutschland. Für die deutschen 
forschenden Unternehmen heißt 
das: Gemessen an dem Umsatz in 
den Märkten, in denen wir tätig 
sind, investieren wir in Deutsch- 
land überproportional. Deshalb 
müssen sie auch hier einen - dem 
deutschen Arzneimittelmarkt ent- 
sprechenden - Teil der Investiti- 
onskosten verdienen. Und dazu 
sind wiederum innovationsfreund- 
liche politische Rahmenbedingun- 
gen unerläßlich. 


Robert Koch in seinem Laborato- 
rium. Brutschrank, darauf mit 
Wattestöpseln geschlossene Röhr- 
chen für Reinkulturen. 
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Deutschland 


Stärken der 
High-Tech- 
Industrie 
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Wenn wir über Rahmenbedingun- 
gen sprechen, dürfen wir das ge- 
sellschaftliche Klima nicht aus- 
klammern. 


Technologiefeindlichkeit 
und Zukunftsangst 


Im Gegensatz zu anderen Indu- 
strienationen ist die Technologie- 
feindlichkeit in Deutschland, in 
dem hier herrschenden gesell- 
schaftlichen Klima, besonders 
ausgeprägt. Dies wird in unserem 
Bereich besonders deutlich. 


Von den Patienten werden zu 
Recht moderne Arzneimittel 
nachgefragt - und zwar immer 
dann, wenn man sie braucht. 
Dann ist es jedem gleichgültig, ob 
dieses Medikament durch bio- 
oder gentechnische Forschung 
entwickelt oder im Tierversuch 
erprobt wurde. Besteht aber kein 
akuter Behandlungsbedarf, so 
werden genau diese modernen, in- 
novativen Forschungsmethoden 
verteufelt. 


Die ausgeprägte Technologie- 
feindlichkeit paart sich nicht sel- 
ten mit einer emotionalen Zu- 
kunftsangst. Die Einstellung zum 
Unternehmertum und die Lei- 
stungsbereitschaft der Mitarbeiter 
sind weitere Aspekte. 


Wenn ich von Leistungsbereit- 
schaft der Mitarbeiter spreche, so 


ARTHROSE? 


Was kann man bei Arthrose 
tun? Wo kann man sich 
informieren? Auf diese 
häufigen Fragen will die 
Deutsche Arthrose-Hilfe 
e.V. mit Sitz in Frankfurt 
fundierte Antworten geben. 
Zusammen mit dem För- 
derkreis Arthroseforschung 
gibt sie eine neue Informa- 
tionszeitschrift mit Namen 
„Arthrose-Info“ heraus, 


deren vierter Jahrgang jetzt tische Tips und Empfehlun- 
gen zu allen Fragen der 
In den übersichtlichen Hef- Arthrose gegeben. In leicht 
ten, die vierteljährlich er- verständlichen und interes- 
scheinen, werden prak- santen Darstellungen wie 


vollständig vorliegt. 
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„Was ist Arthrose?“ oder 
„Praktische Tips bei Ar- 
throse der Knie, der Hände, 
der Hüften... usw.“ werden 
gleichzeitig die Grundsätze 
dieser Gelenkveränderun- 
gen anschaulich erläutert. 
Auch das Thema „Moder- 
ne künstliche Gelenke‘ 
wird ausführlich behandelt. 
Ein kostenloses Exemplar 
kann angefordert werden 
bei: Deutsche Arthrose- 
Hilfe e.V., Postfach 110551, 
60040 Frankfurt/Main. 
(Bitte eine 1-DM-Briefmar- 
ke als Rückporto beifügen.) 


Die elektronenmikroskopische Aufnahme im Berliner Robert-Koch-In- 
stitut zeigt ein AIDS-Virus bei der Abnabelung von einer in vitro kulti- 
vierten Zelle. 


hängt diese eben nicht nur von 
den betrieblichen Voraussetzun- 
gen ab. Sie hängt vielmehr auch 
von der gesellschaftlichen Aner- 
kennung der geleisteten Arbeit ab. 
In einem Land, in dem Fortschritt 
nicht gewollt ist, findet er auch 
nicht statt. 


In diesem Zusammenhang müs- 
sen sich Politik und Gesellschaft 
die Frage stellen: Wie gehen wir 
mit unserem menschlichen Kapi- 
tal - dem Know-how und Erfin- 
dergeist - gerade auch junger 
Menschen um? Wie wollen wir 
junge Menschen für die For- 
schung gewinnen, ihnen attraktive 


Arbeitsplätze bieten, wenn sich 
die Industrie insgesamt einer 
Technologiefeindlichkeit gegen- 
übersieht? 


Bundeskanzler Helmut Kohl hat 
auf dem Zukunftsforum auf dem 
Petersberg vor wenigen Wochen 
gefordert: „Der jungen Generati- 
on müssen wir wieder stärker das 
Gefühl vermitteln, daß technolo- 
gische Spitzenleistungen etwas 
sind, auf was wir stolz sein kön- 
nen. Was für sportliche Spitzen- 
leistungen selbstverständlich ist, 
muß auch für wissenschaftliche 
Leistungen gelten.“ Dem kann ich 
nur zustimmen. 


Nun wissen wir, daß das gesell- 
schaftliche Klima sich nur langfri- 
stig beeinflussen und ändern läßt. 
Dazu müssen die Unternehmen, 
die Politik, aber auch jeder einzel- 
ne seinen Beitrag leisten. 


Dabei fällt der Industrie die Auf- 
gabe der Information und Auf- 
klärung gerade gegenüber der jun- 
gen Generation zu. Wir müssen 
aus unseren Elfenbeintürmen her- 
auskommen. Wir müssen intensiv 
in den Dialog mit den Bürgern 
eintreten. Wir müssen in die 
Schulen gehen und das direkte 
Gespräch mit der jungen Genera- 
tion suchen. Wir müssen über un- 
sere Arbeit, unsere Arbeitsmetho- 
den informieren. 


Die Chancen 
jetzt nutzen 


Aber wir werden auch bei größten 
Anstrengungen nur Erfolg haben, 
wenn auch in den Schulen und in 
den Elternhäusern die Erziehung 
auf mehr Mut und Fortschritt aus- 
gerichtet wird. Hier müssen Poli- 
tik und alle gesellschaftlichen 
Gruppen mitwirken. 


Wir können optimistisch in die 
Zukunft blicken, wenn Deutsch- 
land seine Chancen jetzt nutzt. 
Der Standort Deutschland kann 
als Zentrum der Arzneimittelfor- 
schung ausgebaut werden. Die 
Grundstrukturen dafür sind vor- 
handen. Es muß aber von der 
deutschen Politik und Gesell- 
schaft gewollt sein. 


In Deutschland forschen und pro- 
duzieren heute eine Reihe von 
ausländischen Arzneimittelunter- 
nehmen. Ich bin sicher, weitere 
werden folgen und neue qualifi- 
zierte Arbeitsplätze schaffen, 
wenn die für unseren spezifischen 
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Mögliche Angriffspunkte für Medikamente gegen AIDS sind bestimm- 
te Stadien des Replikationszyklus des HIV. 


Markt notwendigen Entwick- schungsstandort Deutschland - für 
lungs- und Entfaltungsmöglich- eine zukunftsweisende Arzneimit- 
keiten langfristig gewährleistet telforschung in unserem Land. 
sind. Nutzen wir die Chancen durch 
konsequentes Handeln! 

Die forschende Arzneimittelindu- 
strie braucht ein gesamtpolitisches 
Umfeld, in dem medizinische In- 
novation kalkulierbar und Ge- 
sundheit bezahlbar bleiben und 
unsere Forscher sich kreativ ent- 
falten können. 


Wir sind zum Dialog mit Politik 
und Gesellschaft bereit und gerü- 
stet. Wir setzen uns ein für einen 
starken Wirtschafts- und For- 
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Pharma-Industrie 


Das 250-Mil- 
lionen-Ding 


Ehe ein neues Arzneimittel auf den Markt kommt, hat sein Her- 
steller schon tief in die Tasche gegriffen: Für Forschung und Ent- 


wicklung muß heute soviel ausgegeben werden wie für den Bau ei-- 


ner ganzen Wohnsiedlung mit über 800 stattlichen Eigenheimen. 
Am Beispiel eines neuen Medikaments gegen Infektionskrankhei- 
ten wird deutlich, wo das Geld bleibt. 


Mit enthusiastischen Schlagzeilen 
feierte im Dezember 1936 die 
amerikanische Presse einen deut- 
schen Wissenschaftler und den 
„Iriumph“ seiner „brillanten Ar- 
beit“: Ein Wirkstoff aus der von 
dem Bayer-Forscher und späteren 
Nobelpreisträger Professor Ger- 
hard Domagk entdeckten Klasse 
der Sulfonamide hatte dem an ei- 
ner schweren Halsinfektion er- 
krankten Sohn von US-Präsident 
Franklin D. Roosevelt kurz vor 
dem Weihnachtsfest das Leben 
gerettet. Bis zum heutigen Tag ha- 
ben die gegen viele lebensgefähr- 
liche Infektionskrankheiten hoch- 
wirksamen Sulfonamide zahllose 
Menschen vor dem sicheren Tod 
bewahrt. 


Die positive Wirkung 
gilt als selbstverständlich 


Eine solche Begeisterung wie 
ehedem in den Vereinigten Staa- 
ten ist heute kaum noch denkbar - 
mit größter Selbstverständlichkeit 
nehmen wir ein Medikament ein 
und erwarten seine positive Wir- 
kung. Kaum einer von uns macht 
sich noch Gedanken darüber, daß 
das alles vor noch nicht allzu lan- 
ger Zeit ganz anders aussah. 


Wer will noch wahrhaben, daß vor 
hundert Jahren allein in einem 
einzigen Jahr über 15 Millionen 
Menschen in Asien von der Pest 
dahingerafft wurden, daß im glei- 
chen Zeitraum jeder siebte Deut- 
sche über 16 Jahren an Tuberku- 
lose starb, daß selbst noch vor 45 
Jahren jeder zweite Patient mit 
Lungenentzündung dieser Krank- 
heit erlag? Wer genießt es denn 
bewußt, daß er im Schnitt doppelt 
so alt werden kann wie seine Ur- 
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großeltern, die zum Ende des ver- 
gangenen Jahrhunderts eine Le- 
benserwartung von knapp 40 Jah- 
ren hatten? 


Die heutigen großen Erfolge der 
Pharmaforschung werden besten- 
falls noch von denjenigen aner- 
kannt, die ihnen ihre Gesundheit, 
häufig genug sogar ihr Leben ver- 
danken. Oder von der Fachwelt. 


Eine neue 
Ara der Chemotherapie 


Seit seiner Zulassung im Jahre 
1975 hat der Bayer-Wirkstoff „Ni- 
fedipin“ zahllose Herz- und 
Kreislaufkranke vor dem Tod be- 
wahrt. Das zwei Jahre zuvor auf 
den Markt gelangte „Clotrimazol“ 
hat einer völlig neuartigen Thera- 
pie gegen die stetig zunehmenden 
Hautpilzerkrankungen zum 
Durchbruch verholfen. Und das 
von Bayer zusammen mit E. 
Merck, einem anderen deutschen 
Pharma-Hersteller, entwickelte 
„Praziquantel“ hat seit 1980 be- 
reits viele Millionen an Bilharzio- 
se erkrankte Menschen geheilt. 
Weltweit leiden über 200 Millio- 
nen Menschen an dieser heim- 
tückischen Tropenkrankheit, wei- 
tere 600 Millionen sind von ihr 
bedroht. 


Die Vereinten Nationen würdigten 
das Medikament als den größten 
Fortschritt bei der Behandlung pa- 
rasitärer Erkrankungen seit über 
einem halben Jahrhundert. Bayer 
und Merck sind dafür mit dem 
französischen „Prix Galien“, ei- 
nem der angesehensten Medizin- 
Preise der Welt, ausgezeichnet 
worden. Bayer, das diese Aus- 
zeichnung schon einmal im Jahre 


1980 für die Entdeckung des „Ni- 
fedipins“ erhalten hatte, ist das er- 
ste Industrieunternehmen, dem 
der „Prix Galien“ zweimal verlie- 
hen wurde. 


Inzwischen ist ein neues Bayer- 
Medikament gegen bakterielle In- 
fektionskrankheiten in die Apo- 
theken gekommen, das schon vor 
seiner Zulassung von Infektiolo- 
gen in aller Welt als Wegbereiter 
einer neuen Ära der Chemothera- 
pie gepriesen wurde. Bereits im 
Verlaufe seiner klinischen Prü- 
fung hat der diesem Medikament 
zugrundeliegende Wirkstoff „Ci- 
profloxacin“ eine Reihe von le- 


'bensgefährlich erkrankten Patien- 


ten geheilt, die mit den bisherigen 
Chemotherapeutika nicht mehr zu 
retten gewesen wären. 


Nach Ansicht des Münchner An- 
tibiotika-Spezialisten Professor 
Dr. Dr. Dieter Adam verheißen 
die mit dem Wirkstoff weltweit 
gewonnenen Erkenntnisse in der 
klinischen Prüfung, „daß wir hier 
am Anfang von etwas Neuem ste- 
hen“. 


Gesund 
für die Industrie? 


Allen diesen Erfolgen zum Trotz: 
„Heute sieht ein Teil der Öffent- 
lichkeit weniger die Leistungen, 
sondern mehr die möglichen Risi- 
ken sowie die Kosten der Arznei- 
mittel-Therapie“, konstatiert Pro- 
fessor Dr. Friedrich Hoffmeister, 
verantwortlich für die Bayer-Phar- 
maforschung, mit der Enttäu- 
schung des Forschers, der es ge- 
wohnt ist, jedes Faktum auf die 
wissenschaftliche Goldwaage zu 
legen, und deshalb jedweder Un- 
sachlichkeit ungehalten gegen- 
übersteht. Seine Ansicht wird ge- 
stützt von einer Studie über das 
„Pharmabild in den Printmedien“, 
die 1984 von der Deutschen Zei- 
tungswissenschaftlichen Vereini- 
gung (DWV) in Auftrag gegeben 
worden ist. Die Studie berichtet, 
daß knapp die Hälfte aller Beiträ- 
ge in den deutschen Medien den 
Lesern ein „erhebliches Risiko 
der Medikamente“ suggerieren. In 
56 Prozent der untersuchten Be- 
richte und Kommentare wird zu- 
dem die Ansicht vertreten, die 
Medikamenten-Preise seien viel 
zu hoch und nur „gesund für die 
Industrie“. 


Es mutet geradezu paradox an: 
Mit den wachsenden Erfolgen der 
Pharmaforschung, deren Segen 


fast jeder von uns schon einmal 
am eigenen Leib verspüren konn- 
te, hat in den letzten Jahren zu- 
gleich aber auch die Kritik zuge- 
nommen. Professor Hoffmeister 
sieht dieses Phänomen als eine 
„Folge des allgemeinen Werte- 
wandels“ an. 


In der Tat: Unser Fortschritts-Cre- 
do „Wir können alles!“, dem wir - 
voll ehrfürchtigem Staunen über 
Kernspaltung und Computer- 
Technik, Mikroelektronik und 
Mondfahrt und andere wissen- 
schaftliche und technische 
Großtaten - bis vor etwa zwei 
Jahrzehnten nur allzu begeistert 
anhingen, ist weitgehend ver- 
stummt. Angesichts der Kehrsei- 
ten, die jede dieser anfänglich hell 
strahlenden Medaillen zeigt, hat 
es in vielen Industrieländern einer 
zunehmenden Skepsis Platz ge- 
macht, die immer mehr in Fort- 
schritts-Feindlichkeit umzuschla- 
gen droht. 


Dazu Hoffmeister: „Erst jetzt wird 
uns mehr und mehr klar, daß der 
Fortschritt auch seinen Preis hat. 
Die Frage ist nur: Welchen Preis 
sind wir zu zahlen bereit? Im Hin- 
blick auf Arzneimittel bedeutet 
das: Bei der Abwägung von Nut- 
zen und Risiko sind sich Fachleu- 
te und Gesellschaft völlig uneins 
darüber, wie hoch das noch zu to- 
lerierende Risiko sein darf. Klar 
ist auch hier nur eines: Das vielzi- 
tierte ‘Null-Risiko’ wird es nie- 
mals geben.“ 


Anforderungen 
sind stetig gestiegen 


Eine Tragödie war es, die uns vor 
nunmehr 30 Jahren das erste Mal 
erschütternd eindringlich vor Au- 
gen führte, wie fatal die Neben- 
wirkungen eines Arzneimittels 
sein können. Zahlreiche Frauen, 
die während ihrer Schwanger- 
schaft den Wirkstoff „Thalido- 
mid“ eingenommen hatten, brach- 
ten mißgebildete Kinder zur Welt. 
Der Hersteller des Medikaments 
hatte die Gefahr nicht erkannt, 
weil es damals noch keine wissen- 
schaftlichen Erkenntnisse darüber 
gab, wie weit das ungeborene 
Kind im Mutterleib gegen alle 
Umwelteinflüsse abgeschirmt ist. 
Und es wurden auch noch keine 
ausgedehnten toxikologischen 
Untersuchungen an trächtigen 
Tieren durchgeführt. Sie hätten 
die teratogene (mißbildende) Wir- 
kung des „Thalidomids“ wahr- 
scheinlich ans Licht gebracht. 


Seit dieser Katastrophe sind die 
Anforderungen an die Entwick- 
lung neuer Arzneimittel stetig ge- 
stiegen. Das berechtigte Anliegen 
unserer Gesellschaft, das mit der 
Einnahme eines Medikaments 
verbundene Gesundheitsrisiko so 
klein wie möglich zu halten, wur- 
de durch erheblich verschärfte Zu- 
lassungsbedingungen unterstützt. 
Und sie verschärfen sich weiter. 


„Die dadurch bedingten längeren 
Entwicklungszeiten führen zu 
kürzeren Patentlaufzeiten und zu- 
nehmender Konkurrenz durch 
Nachahmer-Produkte. Dazu 
kommt der Widerstand auch ge- 
gen notwendige Tierversuche“, 
umreißt Forschungs-Chef Hoff- 
meister einige der Problemkreise, 
mit denen sich die wenigen Phar- 
mahersteller in der Welt, die über- 
haupt noch forschen, zunehmend 
konfrontiert sehen. Und er resü- 
miert: „Wir sehen uns mittlerwei- 
le der Frage gegenübergestellt, ob 
Pharmaforschung in Zukunft 
überhaupt noch finanzierbar blei- 
ben wird.“ 


Die Kostenexplosion 
zwingt zu Schwerpunkten 


Gegenwärtig hat Bayer auf die er- 
höhten Anforderungen bereits 
reagiert - mit einem Wertewandel 
eigener Art. Während im Jahre 
1960 die Bayer-Wissenschaftler 
noch eine ganze Fülle von For- 
schungsgebieten durchforsteten, 
sind es heute sechs Schwerpunkt- 
gebiete, auf die das Unternehmen 
mehr als zwei Drittel seiner für 
die Pharmaforschung bereitge- 
stellten finanziellen Mittel kon- 
zentriert: Herz-, Kreislauf-, Ge- 
fäß- und Bluthochdruck-Erkran- 
kungen;Stoffwechsel-Erkrankun- 
gen und Krankheiten des Magen- 
Darm-Trakts; bakterielle und vira- 
le Infektionen sowie Mykosen 
(Pilzkrankheiten); Erkrankungen 
des Zentralen Nervensystems; 
rheumatische Erkrankungen; All- 
ergien, Asthma und Atemwegser- 
krankungen. 


Und auch innerhalb dieser Gebie- 
te müssen sie weitere Schwer- 
punkte setzen. Die Kostenexplosi- 
on zwingt sie dazu: Während in 
den sechziger Jahren der Weg ei- 


Dieser Aktenberg war notwendig, 
um allein ein einziges Arzneimit- 
tel in den USA registrieren zu las- 
sen. 
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nes Arzneimittels von der Ent- 
deckung seines Wirkstoffs bis zu 
seiner Markteinführung mit rund 
90 Millionen Mark gepflastert 
werden mußte, lag der Aufwand 
für die rund 1000 verschiedenen 
Entwicklungsschritte, die der 
Wirkstoff „Ciprofloxacin“ bis zu 
seiner Zulassung hinter sich 
brachte, bereits bei über 230 Mil- 
lionen Mark. 


Eine Summe, die Bayer in knapp 
fünf Jahren aufbringen mußte. 
Denn: Das neue Chemotherapeu- 
tikum wurde in einem wahren Re- 
kordtempo entwickelt und zuge- 
lassen. Die normalen Entwick- 
lungszeiten für ein Medikament 
liegen heute zwischen acht und 15 
Jahren, in Einzelfällen sogar noch 
höher. Ein Blick in die Begleit- 
protokolle des vielversprechenden 
Antiinfektivums zeigt den enor- 
men Aufwand, den die Gleichung 
„Optimale Wirkung plus geringst- 
mögliche Nebenwirkungen gleich 
sicheres Medikament“ erforder- 
lich macht. 


In kürzester Zeit 
Erfolg und Mißerfolg 


Seit dem Anfang der sechziger 
Jahre waren Pharmaforscher in al- 
ler Welt auf der Suche nach wirk- 
samen Verwandten der Nalidi- 
xinsäure. Dieser Wirkstoff aus der 
Stoffklasse der Chinolone ist be- 
reits seit Anfang der sechziger 
Jahre bekannt - als Mittel gegen 
bakterielle Infektionen der Harn- 
wege. Da er jedoch eine Reihe 
von Nachteilen zeigt - der gravie- 
rendste: In kürzester Zeit werden 
die von ihm bekämpften Bakteri- 
en resistent -, hoffte man, in der 
gleichen Stoffklasse eine wirksa- 
mere Substanz ausfindig machen 
zu können. 


In den nächsten zehn Jahren wur- 
den weltweit über 10.000 Varian- 
ten der Nalidixinsäure syntheti- 
siert - der große Durchbruch war 
jedoch nicht dabei. 


Die überwiegende Mehrzahl der 
Pharmaforscher legte deshalb in 
den siebziger Jahren die Chinolo- 
ne entmutigt zu den Akten. Nur in 
einem japanischen Unternehmen 
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wurde noch weitergesucht. Aus- 
gerechnet in dieser Zeit weltwei- 
ter Resignation fand der Bayer- 
Chemiker Dr. Klaus Grohe in sei- 
nem Leverkusener Synthese- 
Labor ein neues Verfahren, Vari- 
anten dieser Stoffklasse herzustel- 


wenn das Experiment im Rea- 
genzglas (‚in vitro“) erfolgreich 
ist, folgt der Versuch „in vivo“, 
am lebenden Tier. 


Schon nach den ersten Derivaten 
teilte Hans-Joachim Zeiler - und 


Ultradünnschnitt einer Zelle, die Aids-Viren produziert. An der Zellpe- 
ripherie sind einzelne Virusteilchen, während im Zellinnern große 
Mengen des Virus gefangen sind. 


len. Dadurch konnten neue, bisher 
den Chemikern überhaupt nicht 
zugängliche Derivate der Chino- 
loncarbonsäure synthetisiert wer- 
den. Systematisch veränderte 
Grohe nun mit Hilfe seines neuen 
Verfahrens die Molekülstruktur 
der Chinoloncarbonsäuren, fest 
überzeugt davon, fündig zu wer- 
den. 


Von 1977 an schickte er nach und 
nach Dutzende von Derivaten zur 
antibakteriellen Prüfung in das In- 
stitut für Chemotherapie des 
Wuppertaler Pharma-Forschungs- 
zentrums. Dort wurden sie von 
dem Mikrobiologen Dr. Hans-Jo- 
achim Zeiler und seinem For- 
schungsteam auf ihre Wirksam- 
keit hin untersucht. Dieses Scree- 
ning (etwa: Aussieben) zeigt bei 
einer Substanz, die antibakteriell 
wirken soll, in kürzester Zeit Er- 
folg oder Mißerfolg: Bei einer 
wirksamen Substanz sterben die 
Bakterien in kurzer Zeit ab. Erst 


ebenso sein Abteilungsleiter Dr. 
Karl Metzger - die Überzeugung 
von Klaus Grohe. Von Substanz 
zu Substanz nahm die antibakteri- 
elle Wirkung zu. Wenn auch nur 
in winzigsten Schritten. Karl 
Metzger vergleicht die damalige 
Suche mit dem Weitsprung: „Wa- 
ren wir an einem Tag acht Meter 
weit gesprungen, dann schafften 
wir am nächsten Tag gerade mal 
0,05 Zentimeter mehr. Für den 
Unbeteiligten ein kaum nachvoll- 
ziehbarer Fortschritt, für uns aber 
die Bestätigung, auf dem richtigen 
Weg zu sein.“ 


Das Glück 
der Tüchtigen 


Um so größer die Enttäuschung 
für die unermüdlichen Spürhunde 
Grohe und Zeiler: Die Erfolgs- 
chancen wurden im Vergleich zu 
anderen Vorhaben nur als gering 
eingeschätzt, und das Manage- 


ment des Pharma-Sektors be- 
schloß 1980 bei der Festlegung 
der Forschungsprioritäten, das 
Projekt einzustellen. War es Trotz 
oder Eingebung? 


Ungeachtet des Beschlusses 
machten beide - mit dem still- 
schweigenden Einverständnis von 
Abteilungsleiter Metzger - weiter. 
Und hatten das Glück der Tüchti- 
gen: Am 23. April 1981 konnte 
Hans-Joachim Zeiler in seinem 
Protokoll ein triumphierendes 
„Endlich!“ vermerken. Statt des 
bisher üblichen 0,05-Zentimeter- 
Fortschritts hatten sie sich jetzt 
mit einem Sprung um glatte zehn 
Zentimeter verbessert. 


Die an diesem Tag geprüfte Sub- 
stanz erwies sich später, in den 
weiteren Prüfungen, 100- bis 
1000fach wirksamer als die Aus- 
gangs-Substanz Nalidixinsäure. 
Klaus Grohe hatte das zwi- 
schenzeitlich von den Japanern 
gefundene Nalidixinsäure-Derivat 
„Norfloxacin“ durch eine völlig 
neue Chemie grundlegend verän- 
dert - und damit den Durchbruch 
geschafft. 


Wenig später hatte das Zweierge- 
spann das Unternehmen davon 
überzeugt, daß sich ihre Hart- 
näckigkeit ausgezahlt hatte. Der 
Beschluß, das Projekt sterben zu 
lassen, wurde durch einen Be- 
schluß ersetzt, es forciert weiter- 
zuverfolgen. Die Devise lautete 
nun: Vorrang für „Ciprofloxacin“! 


Nur eine von 10 000 Sub- 
stanzen schafft alle Hürden 


Um zu ergründen, gegen welche 
der uns übelwollenden Bakterien 
die Substanz wirkt, wurden im 
Laufe der präklinischen Prüfung 
mehr als 20 000 verschiedene 
Bakterien-Stämme untersucht. 
Ein ungeheurer Aufwand, dessen 
Ergebnis die Bayer-Forscher indes 
hoffnungsvoll stimmte: 98,3 Pro- 
zent der Erreger zeigten sich dem 
Wirkstoff gegenüber empfindlich. 
Auch bei „Ciprofloxacin“ be- 
wahrheitete sich im nachhinein 
die Faustregel, mit der die Phar- 
maforscher in die Suche nach ei- 
nem neuen Medikament einstei- 
gen: Nur eine von rund 10 000 
Substanzen, die in den Synthese- 
Labors entstehen, schafft es, alle 
Hürden auf dem Weg zum Arz- 
neimittel zu nehmen. 


Eine Trefferquote, die indes stän- 
dig abnimmt und daher diese 


„klassische“ Methode der Wirk- 
stoffsuche immer unwirtschaftli- 
cher werden läßt. Man versucht 
daher, mit neuen Strategien zu 
besseren Erfolgsquoten zu kom- 
men. So zum Beispiel mit Hilfe 
des Computers. Er hat eine Viel- 
zahl chemischer Strukturen ge- 
speichert, aus denen sich neue 
Strukturen aufbauen lassen. Man 
kann sie auf dem Bildschirm so- 
zusagen räumlich darstellen, sie 
beliebig drehen und wenden, Aus- 
schnitte vergrößern, sie mit dem 
Bild ähnlicher Substanzen überla- 
gern und so vergleichen, ihr Mo- 
lekül-Volumen berechnen und 
dergleichen mehr. So kann ein 
neues Molekül sozusagen nach 
Wunsch modelliert werden. Dabei 
zeigt sich sehr schnell - aus den 
Ergebnissen spezieller Laborexpe- 
rimente -, was überhaupt an Varia- 
tionen aussichtsreich erscheint 
und was nicht. 


Des weiteren können mit Hilfe 
des Computers jene „Empfänger“ 
(Rezeptoren) in unserem Körper 
erkundet werden, auf die das Mo- 
lekül einer Wirksubstanz so haar- 
genau paßt wie ein Schlüssel ins 
Schlüsselloch - und dann seine 
optimale Wirkung entfaltet. Wenn 
man weiß, wie das Schlüsselloch 
aussieht, kann es nicht mehr 
schwerfallen, den passenden 
Schlüssel zu konstruieren. 


Dieses gezielte Entwerfen eines 
Wirkstoffs auf dem elektronischen 
Reißbrett, das sogenannte „Mole- 
cular modelling“ (wörtlich: Mo- 
lekül-Modellieren), steht aller- 
dings noch in den Anfängen. Und 
deshalb muß auch die Frage, ob 
sich mit Computer-Hilfe die Ko- 
sten für die Wirkstoffsuche ent- 
scheidend verringern lassen, bis- 
lang noch unbeantwortet bleiben. 


Die Fragen der Toxikolo- 
gen und Pharmakologen 


Dr. Klaus Brandau, verantwortlich 
bei Bayer für die Entwicklung 
verschreibungspflichtiger Medi- 
kamente und damit auch für deren 
Entwicklungskosten, glaubt indes 
nicht daran, daß das „Molecular 
modelling‘“ die Forschungskosten 
derzeit senken wird: „Der Com- 
puter wird allenfalls dazu beitra- 
gen, daß die augenblicklichen Ko- 
sten für die Primärforschung in 
Zukunft nicht noch weiter in den 
Himmel wachsen. Es handelt sich 
jedoch um eine vielversprechende 
Methodik, die wir in zunehmen- 
dem Maße einsetzen.“ 


Doch zurück zur Gegenwart: 
Nach dem Beschluß, die Entwick- 
lung des „Ciprofloxacins“ voran- 
zutreiben, werden nun die näch- 
sten Schritte eingeleitet. Von der 
Patentanmeldung bis hin zur Stan- 
dardisierung des Herstellungsver- 
fahrens erster kleiner Mengen im 
Technikum, um für die nun fol- 
gende Flut von Untersuchungen 
eine qualitativ stets gleichbleiben- 
de Wirksubstanz zu haben. 

Im Brennpunkt stehen in diesem 
präklinischen Entwicklungsstadi- 
um allerdings fundamentale wis- 
senschaftliche Fragen, die den 
Weg der Wirksubstanz durch den 
Körper begleiten - von ihrer Ein- 
nahme bis zum Ausscheiden. 


Die Antworten auf Fragen wie 
diese suchen die Wissenschaftler 
im Tierversuch zu finden: Ist die 
Substanz akut toxisch? Oder wirkt 
sie über einen längeren Zeitraum 
(chronisch) toxisch? Fördert sie 
Krebs, oder löst sie ihn etwa aus, 
das heißt, ist sie kanzerogen? 
Führt sie zu Mißbildungen, das 
heißt, ist sie teratogen? Oder schä- 
digt sie sogar unser Erbgut, das 
heißt, ist sie mutagen? Zu diesen 
Fragen der Toxikologen kommen 
jene der Pharmakologen und 
Pharmakokinetiker: Wie wirkt 
sich die Substanz auf unseren 
Stoffwechsel aus? Wird sie 
schnell vom Körper aufgenom- 
men? Wie schnell wird sie von 
ihm abgebaut? Und wie schnell 
wird der Rest ausgeschieden? 
Und so weiter und so weiter. 


Jedes Ja des Wirkstoffs auf eine 
der an ihn gerichteten Fragen der 
Toxikologen bedeutet für ihn das 
definitive Aus. Da das „Ciproflo- 
xacin“ aufgrund seiner enormen 
Breitenwirkung gegen unsere 
winzigen Feinde die augenblickli- 
che Chemotherapie zu revolutio- 
nieren verspricht, atmeten Profes- 
sor Dr. Gerhard Schlüter, Leiter 
des Instituts für Pharma-Toxikolo- 
gie, und seine Forschungsmann- 
schaft nach jedem Negativ-Ergeb- 
nis auf. Schließlich schaffen 
höchstens 20 bis 25 von 10 000 
Wirkstoffen die hohen Hürden, 
welche die Toxikologen ihnen zu 
unserer Sicherheit setzen müssen. 
Schlüter: „Um eine derart vielver- 
sprechende Substanz wäre es 
natürlich mehr als schade gewe- 


“ 


sen. 


Auch die Pharmakokinetiker, wel- 
che die Aufnahme des Wirkstoffs, 
seine Wirkungen und Veränderun- 
gen im Organismus untersuchen, 
konnten mit „Ciprofloxacin“ zu- 


frieden sein. Nach Ablauf ihrer 
Prüfungen gaben sie ebenfalls 
grünes Licht - für einen weiteren 
wesentlichen Schritt: die klinische 
Prüfung am Menschen. 


Eine Revolution 
in der Chemotherapie 


Während die Primärforschung - 
Synthese und Präklinik - vor zwei 
Jahrzehnten noch gut 50 Prozent 
der gesamten Aufwendungen für 
ein neues Medikament ver- 
schlang, ist ihr Anteil heute im 
Normalfall auf 20 bis 25 Prozent 
gesunken. Im Falle „Ciprofloxa- 
cin“ sogar auf knapp unter 15 Pro- 
zent: „Die präklinischen Studien 
haben uns rund 31,3 Millionen 
Mark gekostet“, berichtet Dr. 
Brandau. Für jede „Labor-Ein- 
heit“ - dazu rechnet man einen 
Wissenschaftler als Laborleiter 
mit zwei bis drei Laboranten - 
muß Bayer je nach Aufgabenge- 
biet jährlich zwischen 700 000 
und 1,5 Millionen Mark aufwen- 
den. Das sind die Kosten für die 
Arbeitsräume, für die technische 
Ausstattung und alle notwendigen 
Arbeitsmaterialien sowie die 
Gehälter für das gesamte Team. 


Klinische 
Prüfung in vier Phasen 


Einen weiteren erheblichen 
Brocken verschlingen die entge- 
gen allen Behauptungen mancher 
Tierschützer immer noch unerläß- 
lichen Tierversuche. Ein Thema, 
das die Gemüter mancher Phar- 
maforscher angesichts der hitzi- 
gen Polemik, mit der sie nicht sel- 
ten der sadistischen Tierquälerei 
und selbst des Tierdiebstahls be- 
zichtigt werden, sehr erhitzt. 


Dr. Brandau genügt sich mit dem 
finanziellen Aspekt: „Allein 
schon wegen der enormen Kosten 
machen wir keine unnötigen Ver- 
suche. Viele sind ohnedies vom 
Gesetzgeber vorgeschrieben. 
Führen unsere Forscher darüber 
hinaus weitere Versuche durch, al- 
le im übrigen unter tierärztlicher 
Aufsicht, dann ist das aus Grün- 
den der Sicherheit auch erforder- 
lich. Einer Sicherheit, die später 
den Patienten zugute kommt. Im 
übrigen wird auch schon aus ethi- 
schen Gründen kein Wissen- 
schaftler unnötig mit Tieren expe- 
rimentieren. Schließlich werden 
auch bei uns, wo immer möglich, 
alternative Methoden, etwa Prü- 
fungen an Zellkulturen, eingesetzt 


- Methoden, die wir zum Teil 
selbst entwickelt haben. Sowohl 
bei uns als auch bei anderen for- 
schenden Pharma-Unternehmen 
geht die Zahl der Tierversuche 
von Jahr zu Jahr zurück.« 


Nach dem Abschluß der präklini- 
schen Phase entscheidet ein Ex- 
pertenkomitee von Ärzten, Phar- 
makologen und Toxikologen dar- 
über, ob der Wirkstoff in die 
klinische Prüfung aufgenommen 
werden soll, die nun in vier Pha- 
sen abrollt. In der ersten Stufe 
wird an gesunden Versuchsperso- 
nen untersucht, wie verträglich 
das künftige Arzneimittel ist. Als 
Probanden stellen sich überwie- 
gend Bayer-Mitarbeiter zur Verfü- 


gung. 


In dem 1985 errichteten Institut 
für klinische Pharmakologie, ei- 
nem der modernsten industriellen 
Institute dieser Art in Europa, 
werden sie umfassend über das 
Forschungsvorhaben aufgeklärt 
und vor dem ersten Test einge- 
hend untersucht, ehe sie sich 
schriftlich mit dem Test einver- 
standen erklären. »Sie können 
aber jederzeit ohne jede Begrün- 
dung aussteigen“, erklärt Instituts- 
leiter »Professor Dr. Jochen Kuhl- 
mann. Um gleichzeitig hinzuzufü- 
gen: „Das kommt allerdings so 
gut wie nie vor! Im Gegenteil: 
Viele unserer Probanden wollen 
immer wieder mitmachen! Aus 
Sicherheitsgründen lassen wir al- 
lerdings nur die Teilnahme an 
zwei Studien pro Jahr zu.“ 


Wie die 
Substanz geprüft wird 


Zunächst erhalten die Probanden 
die Substanz in der vom Toxiko- 
logen für die Erstanwendung frei- 
gegebenen, meist sehr niedrigen 
Dosis. Danach steigern die Bayer- 
Forscher die Dosis von Mal zu 
Mal - bis zu der Höhe, in der sie 
für die Anwendung im späteren 
Ernstfall eine therapeutische Wir- 
kung erwarten. Vor jedem weite- 
ren Schritt wird die Reaktion der 
einzelnen Testpersonen anhand 
ihrer Meßwerte aus Blut und Ur- 
in, des EKGs und des Blutdrucks 
analysiert. 


Erst wenn eindeutig bewiesen ist, 
daß das künftige Medikament ver- 
träglich ist, beginnt die zweite 
Phase: die Prüfung an Patienten. 
Dazu arbeitet Bayer mit ausge- 
suchten Kliniken zusammen. 
Kuhlmann: „Bei der Auswahl le- 
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gen wir großen Wert auf eine her- 
vorragende Ausbildung der Klini- 
kärzte und auf einen hohen medi- 
zinisch-technischen Standard.“ 


Die Untersuchungen der zweiten 
Phase sollen den Forschern nähe- 
ren Aufschluß darüber geben, wie 
die Substanz, nun übrigens schon 
-in der späteren Darreichungsform 
gegeben, im kranken Organismus 
wirkt. Außerdem wird ermittelt, 
wie sie sich auf ihrem Weg durch 
den Körper verhält - von der Auf- 
nahme im Darm über die Vertei- 
lung in den Geweben bis hin zum 
Abbau und zur Ausscheidung. 


Kuhlmann: „Diese Kenntnisse 
sind von entscheidender Bedeu- 
tung für uns. Erfolgt die Aus- 
scheidung einer Substanz bei- 
spielsweise über die Nieren, dann 
muß bei einem nierenkranken Pa- 
tienten die Dosis des Medikamen- 
tes unter strenger ärztlicher Kon- 
trolle an die Nierenfunktion ange- 
paßt werden.“ 


Wurde an einer begrenzten An- 
zahl von Patienten die Wirksam- 
keit der Substanz einwandfrei 
nachgewiesen, so geht die klini- 
sche Prüfung in ihre dritte Phase: 
die Erhärtung der bisherigen Er- 
gebnisse durch einen immer 
größer werdenden Patientenkreis. 
Schließlich ziehen die Bayer-For- 
scher zur klinischen Prüfung auch 
niedergelassene Ärzte hinzu, die 
ausreichende Kenntnisse in der 
Arzneimittelprüfung haben. 


Prüfungen an 
über 10 000 Patienten 


Der Krieg der Pharmaforscher ge- 
gen unerwünschte Krankheiten ist 
auch ein Papierkrieg. Dr. Peter 
Schacht, als Abteilungsleiter der 
klinischen Prüfung Antibiotika für 
die weltweiten Prüfungen verant- 
wortlich, kann die Daten der un- 
tersuchten Patienten in Zentnern 
aufwiegen: „Für jeden Patienten 
wird ein Prüfbogen angelegt, in 
dem der verantwortliche Arzt ob- 
jektive Bewertungskriterien er- 
faßt, so die bei der Prüfung erho- 
benen Befunde, die Dosierung des 
zu prüfenden Medikaments, das 
Behandlungsergebnis und eventu- 
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ell beobachtete unerwünschte 
Wirkungen. Diese Daten werden 
bei uns nach biometrischen, stati- 
stischen und medizinischen Ge- 
sichtspunkten analysiert und aus- 
gewertet.“ 


Besonderen Wert legen die Wis- 
senschaftler auf die sogenannten 
kontrollierten Prüfungen, die be- 
sonderen Aufschluß über die 
Wirksamkeit einer Substanz er- 
warten lassen. Versuchsleiter 
Schacht: „Bei diesen kontrollier- 
ten Prüfungen wird die therapeu- 
tische Wirksamkeit des neuent- 
wickelten Medikaments mit der 
von Standardpräparaten vergli- 
chen. 


Diese Prüfungen werden, wie wir 
sagen, >einfachblind< oder >dop- 
pelblind< mit jeweils zwei Patien- 
tengruppen durchgeführt, von de- 
nen eine das neuentwickelte Me- 
dikament, die andere ein 
Standardpräparat enthält. Bei Ein- 
fachblind-Studien weiß der Pati- 
ent nicht, welcher Gruppe er an- 
gehört. Bei Doppelblind-Studien 
kennt weder Arzt noch Patient die 
Gruppenzugehörigkeit. Darüber 
weiß nur ich als Versuchsleiter 
Bescheid.“ Sinn und Zweck dieser 


Blindstudien: Dadurch werden 
subjektive Einflüsse, etwa Vorur- 
teile oder Erwartungen von Arzt 
und Patient, auf das Prüfungser- 
gebnis weitestgehend ausgeschal- 
tet und eventuelle Nebenwirkun- 
gen objektiver beurteilbar. 


In Notfällen von 
ausländischen Kranken- 
häusern angefordert 


Im Falle des „Ciprofloxacins“ 
wurde das künftige Medikament 
mittlerweile an weit über 10 000 
Krankenhauspatienten in 37 Län- 
dern der Welt erprobt. Dr. George 
M. Arcieri, für die klinischen Ver- 
suche mit „Ciprofloxacin“ in den 
Vereinigten Staaten verantwort- 
lich, berichtet über eine großange- 
legte Untersuchung der amerika- 
nischen Bayer-Tochter Miles 
Pharmaceuticals in West Ha- 
ven/Connecticut mit über 2000 
auswertbaren Fällen der verschie- 
densten Infektionen: „Im Ver- 
gleich zu anderen Medikamenten 
zeigte *Ciprofloxacin’ eine außer- 
ordentlich hohe Erfolgsquote: In 
fast 75 Prozent der Fälle konnte 
die Infektion vollständig beseitigt 
werden, in weiteren 18 Prozent 
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besserte sie sich. Nur in knapp 
über fünf Prozent blieb die Thera- 
pie wirkungslos.“ 


Diese und weitere ähnlich gute 
Ergebnisse, die in den letzten Jah- 
ren auf verschiedenen Kongressen 
von den Prüfern, durchweg inter- 
national angesehenen Infektiolo- 
gen, vorgestellt wurden, haben 
sich bereits rund um die Welt her- 
umgesprochen: Schon heute wird 
das erst seit Februar 1987 in der 
Bundesrepublik Deutschland und 
in Großbritannien zugelassene 
Medikament in Notfällen auch 
von ausländischen Krankenhäu- 
sern angefordert. 


Die klinische Prüfung mit ihren 
verschiedenen Phasen, der weit- 
aus wichtigste Schritt auf dem 
langen Weg des Wirkstoffs zum 
Medikament, verschlingt den 
größten Brocken des gesamten 
Forschungsetats: Im Falle von 
„Ciprofloxacin“ hat Bayer für die- 
se bedeutende Etappe rund 172 


Apotheke aus dem 17. Jahrhun- 
dert. Heute gehört der ausgebil- 
dete Apotheker, der Arzneien 
nach ärztlicher Vorschrift her- 
stellt, zur modernen Medizin. 
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Millionen DM ausgeben müssen. 
Mit der Zulassung ist die klini- 
sche Prüfung keineswegs beendet. 
Dazu Professor Dr. Thomas 
Weihrauch, verantwortlich für die 
weltweiten klinischen Prüfungen 
von Bayer-Medikamenten: „Die 
Forschung ist eigentlich nie abge- 
schlossen. Auch wenn das Arznei- 
mittel bereits von den Ärzten ein- 
gesetzt wird, muß es weiterhin 
medizinisch-wissenschaftlich von 
uns betreut werden. So analysie- 
ren unsere Mitarbeiter in allen 
Ländern, in denen das Medika- 
ment eingesetzt wird, die Erfah- 
rungen der Ärzte bei seiner An- 
wendung. Möglicherweise zeigen 
sich Behandlungserfolge bei an- 
deren, uns noch nicht bekannten 
Krankheiten. Möglicherweise sind 
aber auch unerwünschte Wirkun- 
gen zu beobachten, deren Ursa- 
chen wir dann erforschen und auf 
weitere Konsequenzen hin über- 
prüfen müssen.“ 


Entwicklungsmann Brandau rech- 
net daher für die nächsten Jahre 
mit weiteren Aufwendungen in 
Höhe von rund 70 Millionen 
Mark. 


Ergebnisse aus dem Tierver- 
such nicht ohne weiteres auf 
den Menschen übertragen 


Mit 172 Millionen Mark gehen 
fast drei Viertel der gesamten 
Aufwendungen in die klinischen 
Tests. Für den Laien stellt sich 
deshalb die Frage, ob denn die 
Tierversuche, ohnehin dazu ge- 
dacht, das Risiko für den Men- 
schen zu mindern, nicht eigentlich 
ausreichen. 

Das eindeutige Nein kommt von 
Versuchsleiter Peter Schacht: 
„Nein, die Prüfung am menschli- 
chen Organismus ist in ihrem 
vollen Ausmaß notwendig. Tier- 
experimentell gewonnene Ergeb- 
nisse dürfen nicht ohne weiteres 
auf den Menschen übertragen 
werden. Dafür gibt es im wesent- 
lichen drei Gründe: Erstens beste- 
hen sowohl zwischen einzelnen 
Tierarten als auch zwischen 
Mensch und Tier Unterschiede in 
den Reaktionen auf einen Wirk- 
stoff. Zweitens kommen viele 
Krankheiten beim Tier nicht vor, 
sie können auch im Experiment 
nur unzureichend simuliert wer- 
den. Zwei Beispiele dafür sind der 
Sauerstoffmangel-Schmerz des 
Herzens, der anfallsweise in Form 
der Angina pectoris auftritt, und 
die psychischen Erkrankungen. 
Zwar haben wir die Möglichkeit, 


im Tierversuch Hinweise auf die 
Wirkung einer Substanz bei die- 
sen Erkrankungen zu erhalten. 
Beweise für die Wirksamkeit ei- 
ner Substanz können aber nur am 
Menschen erbracht werden. Drit- 
tens werden Arzneimittel im Kör- 
per von Tier und Mensch unter- 
schiedlich verteilt und abgebaut. 
Wir müssen also den Verlauf von 
Abbau und Ausscheidung auch 
beim Menschen überprüfen, da- 
mit die Sicherheit bei der Anwen- 
dung des neuen Arzneimittels so- 
weit wie möglich gewährleistet 
ist. Schon diese wenigen Beispie- 
le zeigen, daß wir auf die klini- 
sche Untersuchung zum Nachweis 
der Wirksamkeit wie der Unbe- 
denklichkeit eines Medikaments 
beim Menschen nicht verzichten 
können.“ 


Tablette oder Kapsel, 
Saft oder Injektion 


Gegenüber den Kosten für die kli- 
nische Prüfung nehmen sich die 
Aufwendungen für die Galenik 
geradezu bescheiden aus: Die 
Entwicklung der Darreichungs- 
form des „Ciprofloxacins“ koste- 
te Bayer rund 5,3 Millionen Mark. 
Die Arbeit der Galeniker beginnt 
bereits nach den ersten positiven 
präklinischen Ergebnissen, wenn 
abzusehen ist, daß der Wirkstoff 
die Hürden Toxikologie und Phar- 
makologie nehmen wird. 


Denn: In der klinischen Prüfung 
sollen die Versuchspersonen das 
Medikament bereits in der glei- 
chen Form einnehmen wie der 
spätere Patient. Ihr Hauptaugen- 
merk richten die Galeniker darauf, 
den Wirkstoff in die optimale 
Arzneiform - Tablette oder Kap- 
sel, Saft oder Injektion usw. - zu 
bringen. Dabei kommt es auf eine 
Vielzahl unterschiedlicher Kriteri- 
en an. Soll das Mittel möglichst 
schnell wirken? Oder aber mög- 
lichst lang? Entfaltet es seine Wir- 
kung eher, wenn es über den Ma- 
gen aufgenommen wird? Oder 
dann, wenn es ohne jeden Umweg 
direkt in die Blutbahn gelangt? 


Dr. Roland Rupp, als Leiter des 
Instituts für Pharmazeutische 
Technologie verantwortlich für die 
Entwicklung aller Arzneiformen, 
nennt zwei Beispiele: „Bei einem 
Herzanfall muß der Wirkstoff im 
Medikament möglichst sofort wir- 
ken, deshalb gibt es z. B. die Kap- 
sel, die im Notfall zerbissen wer- 
den kann. Ein Mittel gegen Blut- 
hochdruck dagegen soll seine 
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DURCH EINE NEUE BIOLOGIE, 
METAPHYSIK UND MEDIZIN 


»Das Werk von Dr. med, Otto Mennerich, der hoffentlich als einer der 
Überwinder des medizinischen Materialismus in die Geistesgeschich- 
te eingehen wird, ist so original einmalig, daß es entweder gar nicht 
beachtet werden wird oder eine geistige Revolution großen Stils aus- 
zulösen vermag.« Dr. Bodamer 
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228 Seiten DM 28.- 
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Otto Mennerich hat zu früh gelebt und ist zu früh verstorben. Wie so 
mancher große Außenseiter, war er seiner eigenen Zeit um Jahrzehnte 
voraus. Wäre er heute in seinen besten Jahren, er wäre einer der 
Kardinäle der 'New-Age’-Bewegung, so aber kennt man ihn kaum noch. 
Es wäre aber die Mühe wert, ihn und sein Werk kennenzulernen, und hier 
eine Lücke zu schließen hat sich dieses Buch zur Aufgabe gesetzt. 


Mennerich war nicht ein theoretisierender Studierstubengelehrter, er war 
zuerst und vor allem Arzt. Sein neues Bild der Welt und des Lebens in ihr 
war ihm nicht erkenntniswissenschaftlicher Selbstzweck, sondern Fun- 
dament für eine neue, diesem Weltbild adäquate Medizin. Mit einer 
neuen Sichtweise der Lebensvorgänge mußten zwangsläufig auch die 
therapeutischen Verfahren neu und anders ansetzen, als in der Schulme- 
dizin dogmatisiert, deren Doktrinen ja weitestgehend noch dem materia- 
listischen Paradigma des 19. Jahrhunderts entstammen und anhängen. 
Gleichzeitig war damit aber auch ein empirischer Maßstab für die Gültig- 
keit der Mennerichschen Sichtweise gegeben und die Erfolge des Arztes 
gaben dem Denker Mennerich mehr als recht —- sehr zum Nutzen seiner 
Patienten. Im Gegensatz zur einseitig kausal orientierten Schulmedizin 
mit ihrer linearen Symptom-Suche und Behandlung war Mennerichs 
therapeutischer Ansatz auf eine allseitige Funktionsdynamisierung auf- 
gebaut. Für ihn stand im Mittelpunkt nicht ’der Mensch’ als ein isoliertes 
Etwas, das mit all dem anderen Rest nichts zu tun hat, sondern das 
autonome Urphänomen des Seins, dem auch der Mensch als unabtrenn- 
barer Teil eingeordnet ist. Damit ging Mennerich von vornherein von 
einem ganzheitlich weit gefaßten Ansatz von Zusammenhängen aus, die 
ihrerseits eingebunden sind in allumfassende kosmische Zusammen- 
hänge. Damit unterlief er aber auch gleich das krankmachende Überheb- 
lichkeitssyndrom des ’Menschen als Krone der Schöpfung und Ebenbild 
Gottes’, das krankmachend ja schon deshalb sein muß, weil es sich in 
der Lebenswirklichkeit nirgendwo erfüllen, oder auch nur bestätigen läßt! 


- Das Buch ist gewiß anspruchsvoll geschrieben und daher streckenwei- 
se nicht leicht zu lesen, aber die Mühe belohnt sich selbst, wenn man es 
durcharbeitet. Vor allem Ärzte und alle in medizinischen Berufen Tätigen 
sollten zu ihm greifen, es würde ihnen die Augen öffnen, soweit sie dazu 
nach ihrer Ausbildung überhaupt noch in der Lage sind... 
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Pharma-Industrie 


Das 250-Mil- 
lionen-Ding 


Wirkung über einen möglichst 
großen Zeitraum verteilen. Der 
Wirkstoff soll sich deshalb nur 
nach und nach auflösen. Dafür 
wurde die sogenannte Retard-Ta- 
blette entwickelt.“ 


Das „Ciprofloxacin“ haben die 
Bayer-Galeniker nicht nur in die 
übliche parenterale Form - das 
heißt als flüssige Lösung zur In- 
jektion -, sondern auch in Tablet- 
tenform gebracht. Gerade darin 
sehen viele Kliniker einen 
grundsätzlichen Vorteil gegenüber 
den meisten herkömmlichen Che- 
motherapeutika bzw. Antibiotika, 
die ausschließlich injiziert werden 
müssen. Das bedeutet eine erheb- 
liche Erleichterung für das in den 
meisten Industrieländern finanzi- 
ell überstrapazierte Gesundheits- 
wesen: Selbst Patienten mit relativ 
schweren Infektionen, die bisher 
einen Krankenhaus-Aufenthalt 
nötig machten, können ambulant 
behandelt werden. Bei den noch 
schwereren Fällen läßt sich der 
notwendige Krankenhaus-Aufent- 
halt zumindest erheblich verkür- 
zen - so bald als möglich wird der 
Patient von der zunächst erforder- 
lichen Injektion auf die Tablette 
umgestellt. 


Der Wirkstoff muß 
sicher hergestellt 
werden können 


Einen weiteren Schritt auf dem 
Weg vom Wirkstoff zum Arznei- 
mittel hat sich Bayer im Falle „Ci- 
profloxacin‘“ 20,6 Millionen Mark 
kosten lassen müssen: die Ent- 
wicklung des für die Herstellung 
dieses Arzneimittels besten Pro- 
duktionsverfahrens. Auch die Ver- 
fahrenstechniker beginnen ihre 
Arbeit schon in frühem Stadium. 
Schließlich gilt es schon bald fest- 
zustellen, ob es überhaupt mög- 
lich ist, die Substanz, die der Che- 
miker in seinem Labor in Milli- 
gramm-Mengen synthetisiert, 
großtechnisch zu produzieren. 


Und mehr noch: Sie muß auch si- 
cher für uns und unsere Umwelt 
herzustellen sein. Bei Bayer erin- 
nert man sich nur ungern an einen 
anderen Wirkstoff. Er hatte schon 
viele Teststufen durchlaufen, als 
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Bevor ein Wirkstoff in die klinische Prüfung kommt, werden die mit 
ihm erzielten Ergebnisse immer wieder unters Mikroskop genommen. 


für ihn das Ende aus einer ganz 
anderen Ecke kam: Die Verfah- 
renstechniker mußten ihn „aus 
dem Rennen werfen“, weil er 
nicht sicher herzustellen gewesen 
wäre. 

Selbst wenn ein Wirkstoff, fast 
schon Medikament, alle diese 
Hürden mit Bravour bestanden hat 
- vor dem letzten Schritt kommt 
noch einmal Spannung auf. Es ist 
der Gang zu den Zulassungs- 
behörden. Den Antrag auf Zulas- 
sung stellt Bayer bereits dann, 
wenn die dritte Phase der klini- 
schen Prüfung erfolgreich abge- 
schlossen werden konnte. Diesen 
Antrag begleitet eine viele tau- 
send Seiten zählende Dokumenta- 
tion - der Nachweis der Qualität, 
der Unbedenklichkeit und der 
Wirksamkeit gemäß den gesetzli- 
chen Bestimmungen des jeweili- 
gen Landes. 


Allein die Vorbereitung dieser 
Unterlagen für die Zulassung 
beim Bundesgesundheitsamt hat 
im Falle „Ciprofloxacin“ rund 2,5 
Millionen Mark gekostet. Über 
100 Mitarbeiter haben an ihrem 
Zustandekommen mitgewirkt. Um 
„Ciprofloxacin“ auch in anderen 
Ländern zuzulassen, ist ein weite- 
rer erheblicher Arbeits- und Ko- 
stenaufwand erforderlich. 


Nach 20 Jahren kann 
jeder Erfolgsmedika- 
mente nachahmen 


Damit liegt der finanzielle Ge- 
samtaufwand für das neue Che- 
motherapeutikum bei 231,7 Mil- 
lionen DM. Diese Summe bein- 
haltet allerdings „nur“ diejenigen 
Entwicklungskosten, die dem Pro- 
jekt direkt zugeordnet werden 


können. Nicht enthalten sind in 
diesem Betrag alle jene For- 
schungskosten, welche die zahl- 
reichen Fehlschläge verursachen. 


Wir erinnern uns: Nur eine von 
rund 10 000 Substanzen kommt 
durch. Jede von ihnen hat aber, 
auch wenn sie noch so kurzlebig 
war, Geld gekostet. Deshalb betra- 
gen die durchschnittlichen Ent- 
wicklungskosten für ein neues 
Medikament heute bereits rund 
250 Millionen Mark - in den mei- 
sten Fällen sogar mehr. 


„Ciprofloxacin“ ist in vieler Hin- 
sicht der „Anfang von etwas Neu- 
em“ - nicht nur als hochwirksa- 
mes Antiinfektivum. Auch seine 
Entwicklungszeit setzt einen 
Maßstab: Seit seiner Entdeckung 
im April 1981 sind bis zu seiner 
Zulassung im Februar 1987 gera- 
de sechs Jahre vergangen. 


Im Vergleich zu den heute übli- 
chen Entwicklungszeiten von weit 
über zehn Jahren ein Schnellstar- 
ter. „Natürlich liegt das vor allem 
daran, daß die Wirkung auf Bak- 
terien schneller zu testen ist als 
ein Effekt bei bestimmten Herz- 
leiden“, erklärt „Ciprofloxacin“- 
Miterfinder Hans-Joachim Zeiler. 


„Es liegt aber auch daran, daß wir 
alle unsere weltweiten For- 
schungskapazitäten auf die Ent- 
wicklung dieses Mittels konzen- 
triert haben - mit gezielter welt- 
weiter Steuerung und vielen 
klinischen Planungsgesprächen 
auf internationaler Ebene“, er- 
gänzt Finanzexperte Klaus Bran- 
dau. 


Mit dieser Strategie hoffen die 
Pharma-Manager, die immensen 
Forschungskosten bis zum Ende 
der Patentlaufzeit wieder herein- 
holen zu können. Denn danach 
haben sie die Konkurrenz der zu- 
nehmenden Anzahl von Unter- 
nehmen im Nacken, welche die 
nach 20 Jahren nicht mehr patent- 
geschützten Erfolgsmedikamente 
der forschenden Hersteller nach- 
ahmen und - da sie auf diese Wei- 
se die immens hohen Kosten für 
eigene Forschung und Entwick- 
lung sparen - preiswerter auf den 
Markt bringen. Zugleich hofft 
Brandau aber auch auf einen statt- 
lichen Gewinn für sein Unterneh- 
men. Treffen also doch die Vor- 
würfe mancher Kritiker zu, Bayer 
handele ausschließlich im Sinne 
einer Gewinn-Maximierung - auf 
Kosten des Gesundheitswesens? 
„Nur ein wirtschaftlich gesundes, 
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Vertrauen 


Kinder, denen es an Zuversicht und Selbstvertrauen 
fehlt, suchen oft Zuflucht in Alkohol, Tabletten oder Drogen. 
Wer seine Stärken und Schwächen kennt, weiß, daß auch 
schwierige Situationen überwunden werden können. 


Kinder müssen Erfahrungen sammeln. 
Dazu brauchen sie das Vertrauen ihrer Freunde, Eltern und 
Erzieher. Das Gefühl, daß jemand zu ihnen steht, hilft ihnen, 
auch schwierige Situationen durchzustehen. 


Die Angst um das Wohl von Kindern macht es manchmal 
schwer, dieses Vertrauen zu schenken. 


Kostenloses Informationsmaterial erhalten Sie bei der BZgA, 51101 Köln. 
Wenn Sie Fragen zur Suchtvorbeugung haben, wenden Sie sich an das Infotelefon der BZgA. 


Der Griff zu Drogen 

hat viele Ursachen. 
Fehlendes Vertrauen 

kann eine Ursache sein. 
Schlimm genug, daß es 
Drogen gibt, aber das 
allein macht nicht süchtig. 


Gegenseitige Ehrlichkeit und Offenheit, besonders 
dann, wenn einmal etwas schief gegangen ist, ist eine Vor- 
aussetzung dafür. Verständnis, auch bei gegensätzlichen 
Ansichten, gehört dazu. 


Miteinander reden kann Schwierigkeiten beseitigen, 
bevor ein Problem daraus wird. 


Wir können viel dagegen tun, daß Kinder süchtig werden. 
Kindern Vertrauen zu schenken, ist ein Teil davon. 
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Das 250-Mil- 
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rentabel arbeitendes Unternehmen 
ist in der Lage, auch weiterhin in 
Forschung und Entwicklung zu 
investieren, hochqualifizierte Mit- 
arbeiter zu beschäftigen und Ar- 
beitsplätze zu sichern“, entgegnet 
Dr. Brandau. 


„Das ist doch in jeder anderen 
Branche ebenso. Im Vergleich zu 
der überwiegenden Mehrzahl der 
anderen Industriezweige haben 
wir aber die weitaus höchsten 
Forschungsaufwendungen - 15 
Prozent des Pharma-Gesamtum- 
satzes, zumal wir auch in erhebli- 
chem Maße Grundlagenforschung 
betreiben müssen. Im Automobil- 
bau liegt dieser Prozentsatz bei 
drei Prozent, selbst in der for- 
schungsintensiven Elektrotechnik 
liegt er nur bei knapp sieben Pro- 
zent. Wenn wir auch in Zukunft 
so intensiv wie bisher weiterfor- 
schen wollen, müssen neue Pro- 
dukte wie >Ciprofloxacin< mit ei- 
nem Anteil von mindestens 40 
Prozent zum Pharma-Gesamtum- 
satz beitragen. Dazu muß sich das 
neue Medikament aber überhaupt 
erst einmal als Volltreffer erwei- 
sen. Eine Analyse der in den letz- 
ten 20 Jahren zugelassenen Arz- 
neimittel zeigt nämlich, daß nur 
jedes 25. Produkt ausreichend ho- 
he Umsätze über mehrere Jahre 
erzielte.“ 


Das Verwirrspiel 
der Kritiker 


Ist diese magere Erfolgsquote 
nicht ein sicheres Indiz dafür, daß 
es, wie nicht selten zu hören ist, 
ohnedies schon zu viele Arznei- 
mittel gibt? 


Dem Verwirrspiel mancher Kriti- 
ker, die ihre Vorwürfe mit der in 
der Tat beeindruckenden Zahl von 
145 000 Präparaten auf dem bun- 
desdeutschen Pharma-Markt stati- 
stisch untermauern, hält Klaus 
Brandau die Wirklichkeit entge- 
gen: „In dieser Zahl enthalten ist 
jedes Mineralwasser mit Heilwir- 
kung ebenso wie jeder Kräutertee, 
jedes Heilbad und jede medizini- 
sche Zahnpasta. Außerdem zählt 
nach der Definition des bundes- 
deutschen Arzneimittels, bei Spe- 
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Die weltweite AIDS-Katastrophe ist die größte Herausforderung für 


Wissenschaft und Pharmaforschung. 


zialpräparaten auch jede unter- 
schiedliche Dosierung, als einzel- 
nes Medikament. Wenn man die 
Zahl der Wirkstoffe betrachtet, 
dann sieht die Wirklichkeit ganz 
anders aus: Derzeit kennen wir 
rund 3000 verschiedene Wirkstof- 


fe, die den etwa 10 000 industriell 
gefertigten Medikamenten zu- 
grunde liegen. Demgegenüber 
muß man andere Zahlen sehen: 
Von den rund 30 000 verschiede- 
nen Krankheitsbildern, die man 
heute kennt, sind im Augenblick 


Seit dem Aufkommen von AIDS 
hat sich die Einstellung zur Phar- 
ma-Industrie grundlegend ge- 
wandelt. 


nur rund 10 000 medikamentös zu 
behandeln, viele von ihnen aber 
auch nur unzureichend. Das muß 
man sich trotz aller Erfolge doch 
immer wieder vor Augen halten!“ 


Pharmaforschung ist auch weiter- 
hin unumgänglich. Manchem Kri- 
tiker, der vor kurzem noch Arz- 
neimittel in Bausch und Bogen 
abgelehnt hat, geht sie angesichts 
der sich anbahnenden weltweiten 
AIDS-Katastrophe nun schon gar 
nicht mehr schnell genug. 


Geheimdienste 


Das 


Spionagespiel 
geht weiter 


Vietor Marchetti 


Der letzte Spionageskandal zwischen Washington und Moskau hat 
bei dem amerikanischen Volk viele ernste Fragen aufgeworfen. 
Doch was einige der Leute an der Spitze dazu zu sagen haben, mag 


überraschen. 


Dem früheren CIA-Direktor Rich- 
ard Helms zufolge sollten die 
Amerikaner ruhig, gelassen und 
gefaßt bleiben. „Seid nicht böse 
auf sie, das ist sinnlos - und lobt 
sie nicht. Wir sollten uns unsere 
Außenpolitik dadurch nicht beein- 
flussen lassen. Diese Episode ist 
auf dem Radarschirm nur ein klei- 
ner Echoimpuls und nicht mehr. 


Tiefes Mitleid 
für den US-Präsidenten 


Helms meinte damit anscheinend 
die Russen, doch es hätte ebenso- 
gut ein Kommentar über die CIA- 
Vorführung sein können. Der ehe- 
malige CIA-Direktor Stansfield 
Turner sagte: „Ich bin nicht über- 
rascht oder geschockt. Das Spio- 
nieren geht weiter.“ Schließlich ist 
es das zweitälteste Gewerbe der 
Welt, schien er sagen zu wollen. 


Auf die Frage, ob die US-Regie- 
rung über die Russen schockiert 
sein oder sich zurücklehnen und 
ihren Erfolg bewundern sollte, 
sagte der hochrangige frühere 
CIA-Einsatzoffizier David Whip- 
ple, jetzt Leitender Direktor des 
Verbandes Ausländischer Ge- 
heimdienstoffiziere: „Vom beruf- 
lichen Standpunkt letzteres, vom 
öffentlichen Standpunkt ersteres.“ 


Als alter kalter Krieger amüsierte 
sich Whipple über Präsident Clintons 
böse Schelte an die Adresse der Rus- 
sen, als er kürzlich vor den Medien 
des Landes über den Skandal sprach. 


Mrs. Pollard nach ihrer Verhaf- 
tung. Ihr Mann schenkte ihr für 
Botengänge einen Ring für 6000 
Dollar. 


„Ich empfinde tiefes Mitleid mit 
dem Präsidenten“, lachte er. 


Was läuft 
beim CIA falsch? 


Die alten Spione sind also nicht 
besorgt über die Tatsache, daß ein 
31 Jahre alter, langjähriger An- 
gehöriger des CIA-Gegenspiona- 
gekorps beschlossen hat, Geheim- 
nisse an die Gegner zu verraten. 
Sie tun es mit einem Achsel- 
zucken ab und lachen gar lauthals 
über die Tatsache, daß Aldrich 
„Rick“ Ames im Jahre 1984 unter 
dem Vorwand, KGB-Offiziere re- 
krutieren zu wollen, in die So- 
wjetbotschaft hineinmarschierte 


und sein eigenes Land verriet. Ir- 
gend etwas läuft dort im CIA- 
Hauptquartier in Langley, Virgi- 
nia, unheimlich falsch. 


Noch schlimmer ist die Tatsache, 
daß dieser Verrat fast acht Jahre 
lang unentdeckt blieb, bis jemand 
- beim FBI - aufwachte und auf 
seinen Fall aufmerksam wurde. 
Der CIA sagt, Ames - der fast ein 
Dutzend sowjetische und russi- 
sche Agenten, die für CIA und 
FBI arbeiteten, enttarnte - habe 
während seiner geheimen Dienst- 
reise nach Moskau zwei Lügende- 
tektortests bestanden. Das sagt ei- 
ne Menge über den Wert des 
großen „schwarzen Kastens‘ aus, 
dem der CIA so stark vertraut. 
Oder vielleicht lag es auch an je- 
nen, die das Gerät bedient haben? 


Doch was ist mit den 1,5 Millio- 
nen Dollar, die die Russen an 
Ames für seine Dienste bezahlt 
haben - und die er und seine Frau 


Jonathan J. Pollard ist kein Ein- 
zelfall. Es gibt eine Menge 
Pollards, die als Maulwürfe ar- 
beiten. 


ohne Zurückhaltung für ein 
großes Haus (auf über 600 000 
Dollar geschätzt), teure Autos, 
horrende Telefonrechnungen 
(30 000 Dollar in manchen Mona- 
ten) und für Kreditkarten (Rech- 
nungen über mehr als 50 000 Dol- 
lar monatlich) ausgegeben haben? 
Hat niemand den Wachhund über- 
wacht? 


Die Affäre 
ist nicht zum Lachen 


Der CIA wußte, daß Ames nur 
70 000 Dollar pro Jahr verdiente, 
daß seine Familie keine Reichtü- 
mer besaß, denn auch sein Vater 
war Berufsoffizier in der CIA-Ge- 


genspionage, und aus den CIA- 
Unterlagen wäre sicher auch her- 
vorgegangen, daß Ames’ jüngere 
Frau, die früher einmal eine CIA- 
Agentin in Mexiko gewesen ist 
und ihr Heimatland Kolumbien 
ausspioniert hat, ebenfalls nicht 
aus reichem Hause kam. Das ist 
eine schlampige Sicherheit, und 
der CIA sollte darüber auf jeden 
Fall beunruhigt sein. 


Viele Leute vom CIA verbringen 
Jahre in Übersee, leben in vom 
Staat bezahlten Wohnungen und 
haben alle möglichen lukrativen 
Nebeneinkünfte. Viele von ihnen 
sind ausgesprochen wohlhabend, 
wenn sie nach Hause zurückkeh- 
ren. Vielleicht dachten die CIA- 
Sicherheitsbeamten, Ames sei nur 
ein weiterer Beamter, der Glück 
gehabt hat und der außerdem 
weiß, wie man es macht. Doch 
auch wenn sie ihn nicht des Ver- 
rats verdächtigt hätten, hätten sie 
ihn verdächtigen sollen, von dem 
Geschäft korrumpiert worden zu 
sein und in die eigene Tasche ge- 
arbeitet zu haben. Die Affäre 
Ames ist nicht zum Lachen. 


Nicht zu vergleichen 
mit dem Fall Pollard 


„so wie die Dinge beim CIA in 
den letzten 20 Jahren ins Schlei- 
fen geraten sind“, sagt ein ehema- 
liger Beamter, „ist es gut möglich, 
daß es noch mehr Maulwürfe gibt. 
Wir wollen nur hoffen, daß sie 
uns nicht unserer wertvollsten Ge- 
heimnisse berauben, wie (Jona- 
than) Pollard und die Israelis es 
taten.“ 


Bezüglich Pollard meinte der 
langjährige CIA-Beamte: „Eine 
gute Sache sollte der gegenwärti- 
ge Spionageskandal haben, näm- 
lich daß Pollards Chancen auf Be- 
gnadigung zumindest im Augen- 
blick den Bach hinuntergegangen 
sind. Der Präsident kann ihn un- 
möglich gehen lassen und sich 
gleichzeitig bei den Russen über 
diese Operation beschweren.“ 


Die Affäre Ames ist peinlich für 
den CIA und die US-Regierung, 
aber sie ist nicht mit der nationa- 
len Sicherheitskatastrophe des 
Falles Pollard zu vergleichen. Als 
Einsatzoffizier hatte Ames kaum 
oder wenig Zugang zu den Ge- 
heimdienstangelegenheiten des 
CIA, die vom Weißen Haus und 
dem Kabinett für die strategische 
Politik und die Planungsentschei- 
dungen benutzt werden. oO 
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Europa- 


Journal 


Briten 

ae en Spar- 
maßnahmen 
von Südafrika 


In ihrem Leitartikel verlangt die 
Londoner „Times“, daß der Afri- 
kanische Nationalkongreß (ANC) 
darauf hinarbeiten solle, den Le- 
bensstandard in Südafrika zu sen- 
ken und jene „populistischen“ 
Aspekte aus seinem Programm zu 
streichen oder zumindest abzu- 
schwächen, die einen „Neuauf- 
bau“ und eine „Weiterentwick- 
lung“ Südafrikas verlangen. Es 
wird erwartet, daß der ANC die 
Wahlen gewinnen und die neue 
südafrikanische Regierung an- 
führen wird. 


Unter der Überschrift „Zuneh- 
mend populistisch: Der ANC darf 
der wirtschaftlichen Realität nicht 
davonlaufen“ beginnt der Leitar- 
tikel: „Der Afrikanische National- 
kongreß hat seine Pläne für die 
Wirtschaftspolitik enthüllt, die er 
nach den Wahlen im April verfol- 
gen wird. Es ist ein populistisches 
Paket, das der erwartungsvollen 
schwarzen Mehrheit des Landes 
auf verantwortungslose Weise 
überbracht wurde. Dieses 
“Neuaufbau- und Entwicklungs- 
programm’ - eine offenkundig 
falsche Bezeichnung - wird die 
Wirtschaft Südafrikas nur ver- 
langsamen und verzerren. Und es 
stellt einen Fehler der Staatskunst 
von Seiten Nelson Mandelas dar, 
der über die Veränderungen zu- 
gunsten einer Marktwirtschaft 
wacht, die jüngst im ANC-Den- 
ken entdeckt wurde.“ 


Die „Times“ fordert Mandela auf, 
seine Popularität dazu zu nutzen, 
die schwarzen Südafrikaner von 
der Notwendigkeit von Sparmaß- 
nahmen zu überzeugen: „Nelson 
Mandela kann es nicht jedem 
recht machen, und er sollte das 
auch nicht versuchen. ... Es ist 
Mr. Mandelas Pflicht - sowohl ge- 
genüber seinen Anhängern als 
auch gegenüber der Wirtschaft -, 
den Leuten falsche Illusionen zu 
nehmen, die Erwartungen herun- 
terzuschrauben und überschweng- 
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liche Versprechungen zu vermei- 
den. ... Der ANC muß dieses po- 
pulistische Gebräu von Keynes 
aufgeben und sich auf ein offenes 
Engagement zugunsten einer ver- 
nünftigen Steuer- und Handelspo- 
litik sowie auf den makroökono- 
mischen gesunden Menschenver- 
stand verlegen.“ D 


Neue russische 
Militärdoktrin 
ruft Besorgnis 
hervor 


Die neue russische Militärdoktrin 
könnte für den Westen beruhigend 
erscheinen, doch wenn man ge- 
nauer hinsehe, verleihe sie dem 
russischen Militär Schlagkraft „in 
alle Richtungen“ und gebe dem 
Generalstabschef und der Regie- 
rung eine ungeheure „Aktions- 
breite“ und erhöhe dadurch die 
Wahrscheinlichkeit für viele Inter- 
ventionen, insbesondere auf dem 
Territorium der Gemeinschaft Un- 
abhängiger Staaten (GUS), 
schreibt Professor John Erickson 
von der Universität Edinburgh in 
der französichen Monatszeitung 
„Le Monde Diplomatique“. 


Zum ersten Mal in der Geschich- 
te, so Erickson, habe das russi- 
sche Militär die volle Kontrolle 
über alle Angelegenheiten im Zu- 
sammenhang mit der Militärpro- 
duktion erhalten, etwas, was sie 
sogar unter den Zaren nicht errei- 
chen konnten. Die Truppen 
werden „vorwärts“ stationiert, das 
heißt, entlang den Grenzen der 


früheren Sowjetunion. Die 
Luftwaffe ist erheblich verbessert 
worden, ebenso wie die 


Leistungsfähigkeit der „Präzisi- 
onswaffen“. Bataillone sowie 
Streitkräfte für einen raschen Auf- 
marsch werden immer zuverlässi- 
ger. 


Der Moskauer Militärdistrikt wird 
als Zentrum der ersten strategi- 
schen Befehlsebene verbessert, 
und es werden Truppen aus dem 
Westen und Nordwesten aufge- 
stellt. Anderswo werden verein- 
heitlichte Befehlsstrukturen ein- 
gerichtet: in Fernost sofort und 
später in Sibirien und Transbaika- 
lien. Eine solche Gruppe existiert 
bereits im Kaukasus. Zum 
Zwecke der Intervention in „loka- 
le Konflikte‘ wird erhebliche mi- 
litärische Schlagkraft in Richtung 
Süden entwickelt. DO 


Schirinowski 
rasselt bei der 
NATO mit den 
Säbeln 


„Wenn eine einzige Bombe auf 
serbische Städte fällt, bedeutet das 
eine Kriegserklärung an Ruß- 
land“, und „wir werden die NATO 
dafür bestrafen“, sagte Wladimir 
Schirinowski den ihm zujubeln- 
den Serben in Bijeljina, der Stadt 
in Ostbosnien, die zu Beginn des 
Bosnienkrieges erobert wurde. 

Er sagte, es liege allein an den 
Serben zu bestimmen, wo die 
Grenzen ihres Staates liegen sol- 
len. Riesige Menschenmengen 
aus Soldaten mit ihren Maschi- 
nengewehren und Zivilisten ant- 
worteten ihm mit Sprechchören 
von „Serbien-Rußland!“ Ein 
Transparent begrüßte Schirinows- 
ki mit den Worten „Wir und die 
Russen sind 200 Millionen Mann 
stark.“ 

Weselin Djuretic, Leiter der Ge- 
sellschaft für Russisch-Serbische 
Freundschaft - der Gruppe, die 
Schirinowskis Besuch sponserte - 
rief: „Warum nennt man Sie.einen 
russischen Faschisten? Weil man 
fürchtet, daß Rußland aus seinem 
ideologischen Schlaf aufwachen 
wird. Wir Serben wissen, was es 
heißt, wach zu sein, und genauso 
wird es auch mit Mütterchen Ruß- 
land sein.“ 

Schirinowski sprach auch zu Tau- 
senden von beifallklatschenden 
Serben in der verwüsteten Stadt 
Vukovar in Ostkroatien, die von 
den Serben erorbert wurde. Ihnen 
versprach er, Rußland sei bereit, 
den Serben zu Hilfe zu kommen. 


Kandidat der 
Separatisten 
gewinnt Wahlen 


auf der Krim 


Der Kandidat der russischen Se- 
paratisten, Juri Meschkow, hat in 
den „Präsidentschafts“-Vorwahlen 
auf der Krim am 30. Januar 1994 
einen hohen Sieg davongetragen. 
Meschkow erhielt offiziell 72,9 
Prozent der Stimmen, sein Gegner 
Nikolai Bagrow, der einen Ver- 
bleib der Krim als autonome Re- 
gion in der Ukraine befürwortet 
hatte, mußte sich mit 23,35 Pro- 
zent begnügen. 

De Wahl Meschkows als Kandi- 
daten, der den Abgang der Krim 
aus der Ukraine und die künftige 


Vereinigung mit Rußland an- 
führen soll, verrät die Tatsache, 
daß es sich bei diesem Vorgang 
um einen sorgfältig inszenierten 
Prozeß handelt, bei dem jeder ein- 
zelne Schritt mit Moskau koordi- 
niert wird. Unmittelbar nach den 
Wahlen betonte Meschkow, die 
Krim strebe eine „stufenweise“ 
Vereinigung mit Rußland an, wo- 
bei für das Timing der Operation 
eine maximale taktische Flexibi- 
lität besteht. 

Zunächst einmal - so bestätigte er 
erneut - werde es auf der Krim zu- 
sammen mit den Wahlen zum 
ukrainischen Parlament ein Refe- 
rendum darüber geben, ob die 
Krim eine „unabhängige Repu- 
blik“ werden solle. Danach würde 
sie dann als „unabhängige Repu- 
blik“ sofort der GUS und der Ru- 
belzone beitreten. Nach einer un- 
bestimmten Zeit würde sie sich 
dann Rußland gänzlich an- 
schließen. D 


London und 
Paris über 
Schritte Bosni- 
ens besorgt 


Die Regierungen Frankreichs und 
Großbritanniens sind über die 
jüngste Reorganisation der bosni- 
schen Armee besorgt, mit der sie 
für die Verteidigung gegen die 
serbische Aggression militärisch 
offenbar in eine bessere Position 
kommt. 


Der französichen Tageszeitung 
„Le Monde“ zufolge ist das fran- 
zösische Außenministerium über 
die militärische Umstrukturierung 
beunruhigt, die unter der Leitung 
von Vizepräsident Ejup Ganic 
durchgeführt wird. „Im Augen- 
blick wird die bosnische Armee 
immer stärker“, sagte ein Vertre- 
ter. „Sie ist eine richtige Armee 
geworden, erfüllt von einem Ver- 
langen nach Rache.“ 


„Le Monde“ berichtete auch, daß 
der französische Außenminister 
Alain Juppe, Premierminister 
Edouard Balladur und Präsident 
Frangois Mitterrand ungenannten 
„amerikanischen Diplomaten“ zu: 
folge, die nach dem Besuch des 
amerikanischen Außenministers 
Warren Christopher in Paris mit 
der Zeitung gesprochen hatten, 
dem amerikanischen Außenmini- 
ster gegenüber alle das gleiche ge- 
sagt hätten: Zermalmt Bosnien! 


Alle drei Politiker hätten „die 
gleiche Sprache gesprochen“: Die 
Vereinigten Staaten müssen Bos- 
nien zwingen, die Kämpfe einzu- 
stellen und den Owen-Plan zu ak- 
zeptieren. 


Der gleiche Tenor verlautete aus 
Genfer Quellen im Umkreis von 
Lord David Owen, dem pro-serbi- 
schen „Vermittler“ der Europäi- 
schen Gemeinschaft, und war 
nachzulesen in der Londoner „Ti- 
mes“: „Wenn Bosnien wirklich in 
der Lage ist, den Krieg zu gewin- 
nen, dann viel Glück für Bosnien 
... aber wenn nicht, dann werden 
die Moslems immer mehr von 
ihrem Territorium verlieren, wie 
das schon während der ganzen 
Dauer der Friedensgespräche ge- 
schehen ist.“ m) 


Vatikan 
attackiert die 
Resolution des 
Europäischen 
Parlaments über 
Homosexuelle 


Der Vatikan verurteilte eine vom 
Europäischen Parlament verarb- 
schiedete Resolution, wonach es 
Homosexuellen möglich sein soll- 
te, zu heiraten und Kinder zu ad- 
optieren, indem es hieß: „Kein 
Mann kann eine natürliche Mutter 
ersetzen.“ 


Homosexualität sei eine „abirren- 
de Abweichung“, und von Ho- 
mosexuellen adoptierte Kinder 
würden die Narben des Leids und 
der Frustration tragen, schrieb die 
Zeitung des Vatikans, „L’Osserva- 
tore Romano“, in einem Leitarti- 
kel. „Wer homosexuelle Tenden- 
zen ermuntert, wirft die von Gott 
im Augenblick der Schöpfung ge- 
schaffene, natürliche Ordnung 


“ 


um. 


In dem Leitartikel hieß es weiter, 
die Gesellschaft könne „eine anor- 
male Situation, die bis heute von 
der Allgemeinheit abgelehnt und 
als abirrende Abweichung beur- 
teilt wird, nicht einfach bestäti- 
gen.“ 

In dem Artikel wurde die Vorstel- 
lung geschmälert, es sei ein Zei- 
chen von Zivilisation, den Ho- 
mosexuellen solche Rechte zu ge- 
währen. „Diejenigen, die 
behaupten, Italien müsse sich der 
Haltung der ‘“fortgeschrittenen’ 
Länder Europas anpassen, weil es 


ein Industrieland sei, lügen“, so 
der Artikel. Er wurde von Pater 
Gino Concetti geschrieben, einem 
Moral-Theologen, dessen Ansich- 
ten Reuters zufolge denen von 
Papst Johannes Paul II. nahekom- 
men. 


Die verabschiedete Resolution ist 
nicht bindend für die zwölf eu- 
ropäischen Staaten. Sie stammt 
von der deutschen Abgeordneten 
der Grünen, Claudi Roth, und 
wurde vom Parlament in Straß- 
burg mit 159 zu 96 Stimmen an- 
genommen. m 


Schweden sucht 
jetzt Palmes 
„Einzelmörder“ 


Die schwedische Kriminalpolizei, 
die die Ermordung von Premier- 
minister Olaf Palme vom 28. Fe- 
bruar 1986 untersucht, ist zu dem 
Schluß gekommen, daß es sich 
um keine Verschwörung gehan- 
delt hat. Ihren Angaben zufolge 
ist sie dabei, sich an einen Ver- 
dächtigen heranzuarbeiten, und 
die Verhaftung stehe unmittelbar 
bevor. 


Die Untersuchungen sind sowohl 
innerhalb Schwedens als auch von 
ausländischen Geheimdienst- 
behörden durch Inkompetenz und 
Sabotage behindert worden. Im 
Jahre 1986 benutzte der ostdeut- 
sche kommunistische Geheim- 
dienst auf Befehl Moskaus seine 
Agenten in Schweden dazu, die 
Lüge zu verbreiten, Mitarbeiter 
von Lyndon LaRouche seien in 
den Mord verwickelt gewesen. 
Erst nach viel internationalem 
Wirbel wurde diese absurde 
„Theorie“ in den Mülleimer ge- 
worfen. 


Der Tageszeitung „Dagens Nyhe- 
ter“ zufolge „hat man bei der Pal- 
me-Untersuchung jetzt definitiv 
die Theorie abgeschrieben, Palme 
sei durch eine Verschwörung er- 
mordet worden. Man konzentriert 
sich statt dessen nun auf ‘den Ein- 
zelmörder’ und schaut in einer be- 
grenzten, ausgewählten Gruppe 
nach ihm.“ 


Die Zeitung zitierte Polizeiinspek- 
tor Hans Oelvebro: „Als Herr und 
Frau Palme das Kino verließen, 
wußte außer den beiden niemand 
sonst, welchen Weg sie nehmen 
würden. Diese Tatsache erlaubt 
uns unter anderem, die Theorie ei- 


nes Attentatsversuchs mit Möch- 
tegern-Mördern, die in sicherer 
Position auf sie gewartet haben 
sollen, auszuschließen.“ 


Die Tageszeitung „Expressen“ 
veröffentlichte ein Interview mit 
Oelvebro, in dem er gefragt wur- 
de, wann der Mordfall gelöst sein 
werde. „Im Frühjahr“, antwortete 
er. Oelvebro besuchte Anfang Ja- 
nuar dieses Jahres das amerikani- 
sche FBI. „Expressen“ gegenüber 
äußerte er, der Besuch habe „po- 
sitive Ergebnisse“ gebracht. „Wir 
haben einige Dinge gelernt, von 
denen wir profitieren können. Es 
hat uns gezeigt, daß unsere Denk- 
weise nicht falsch war.“ Oelvebro 
und sein Team haben mit FBI- 
Spezialisten über „Mordversuche 
gegen Staatsmänner“ gesprochen. 


Das FBI, das dabei half, jede 
ernsthafte Untersuchung über die 
Ermordung Präsident Kennedys 
zu vereiteln, ist in der Tat Experte 
darin, „Verschwörungstheorien“ 
zu ersticken. DO 


Norwegen _ 
möchte, daß die 
USA Oko-Ter- 
rorist festnimmt 


Das norwegische Außenministeri- 
um fordert die Vereinigten Staaten 
auf, den Öko-Terroristen Paul 
Watson, Anführer der „Sea She- 
pherd“-Gruppe, die am 22. Januar 
1994 das norwegische Walfang- 
schiff „Senet“ versenken wollte, 
festzunehmen. „An Terrorismus 
grenzende Sabotage“, so nannte 
das Außenministerium die Akti- 
on. Watson, ein Kanadier, lebt in 
Kalifornien. Der schwedischen 
Tageszeitung „Svenska Dagbla- 
det“ zufolge wurde das Schiff in 
letzter Sekunde von Feuerwehr- 
leuten gerettet. 


Watson sagte im norwegischen 
Radio, das Land habe mit weite- 
ren Sabotageakten zu rechnen. 
„Norwegen hat den Walfang trotz 
des von der internationalen Wal- 
fangkommission eingeführten 
Moratoriums wieder aufgenom- 
men,“ sagte er. „Wir werden die 
Mordschiffe angreifen, um die 
Kosten für Versicherung und Si- 
cherheit in die Höhe zu treiben, so 
daß mit dem Walfang keine Ge- 
winne mehr zu erzielen sind.“ 
Watson nennt die norwegischen 
Walfänger „blonde Affen“ und 
„Monster“. 


Einer Presseverlautbarung der 
„sea Shepherds“ zufolge wurde 
der Angriff von Lisa Distefano, 
30, Direktorin der „Sea She- 
pherds“-Aktionsgruppe für Mee- 
resforschung und Umweltschutz 
(Orcaforce) organisiert. „Die ‘Se- 
net’“, heiß es weiter, „wurde von 
in Unterwasserzerstörung ge- 
schulten Orcaforce-Feldagenten 
angebohrt. Es befanden sich keine 
Besatzungsmitglieder an Bord. 
Die Agenten hinterließen eine Vi- 
sitenkarte von ‘Sea Shepherd’ an 
Bord, damit diese Aktion uns zu- 
geordnet werden konnte.“ 


Watson, ein ehemaliger Anführer 
von Greenpeace, sagt, er habe vor, 
seine Terrorangriffe gegen Nor- 
wegen und andere Walfang-Staa- 
ten fortzusetzen. „Sea Shepherd“ 
sei dabei, sich Gelder zu beschaf- 
fen, um von Rußland ein altes so- 
wjetisches U-Boot zu kaufen, das 
sie in ihren Aktionen einsetzen 
wolle. 


Pro-russischer 
Präsident tritt 
sein Amtin 
Weißrußland an 


Der neue Präsident des weißrussi- 
schen Parlaments, Metschislaw 
Grib, 57, ein ehemaliger sowjeti- 
scher Polizeigeneral, versprach in 
seiner Rede, daß sein wichtigstes 
Ziel die Aufrechterhaltung einer 
„engen Beziehung zu Rußland auf 
allen Ebenen“ sein werde. Grib 
war gewählt worden, um den ab- 
gesetzten Präsidenten Stanislaw 
Schuschkewitsch zu ersetzen, der 
die Wiedervereinigung des Lan- 
des mit Rußland versucht hatte zu 
verhindern. Diese Wiedervereini- 
gung ist jetzt praktisch ein Fait ac- 
compli. 


Grib machte deutlich, um was es 
bei dem Coup ging, der Schusch- 
kewitsch am 26. Januar 1994 ge- 
stürzt hatte. Er betonte, Weißruß- 
land setze „besondere Hoffnungen 
in die freundschaftliche und enge 
Beziehung zu Rußland“. Er sagte, 
er würde den Beitritt Weißruß- 
lands zur von Rußland geführten 
Wirtschaftsunion und zum Vertei- 
digungspakt der Gemeinschaft 
Unabhängiger Staaten durchset- 
zen. Darüber hinaus werde er die 
Kontrolle über die Finanz- und 
Wirtschaftspolitik an Moskau 
übergeben, wenn Weißrußland ei- 
ne Währungsunion mit Rußland 
eingehe. = 
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Frankreich 


klite hat 

Angst vor einer 
gesellschaftli- 
chen Explosion 


Peter Blackwood 


In einer Rede in Meyzieu, einem Vorort von Lyon, machte der fran- 
zösische Präsident Francois Mitterrand einige außerordentliche Be- 
merkungen über die Schwere der Krise, der sich Frankreich gegen- 
wärtig gegenübersieht. Mitterrand sagte: „Wir stehen am Ende des 
19. Jahres vor einer Krise oder einer wirtschaftlichen Depression, 
wie wir sie seit den dreißiger Jahren nicht mehr erlebt haben. Die 
dreißiger Jahre endeten mit einem Weltkrieg und faschistischen Re- 
gimen, die an die Macht kamen. Die gleichen Ursachen könnten die 
gleichen Wirkungen hervorrufen.“ 


„Wir müssen die Geisteshaltung 
der Franzosen erkennen“, betonte 
Mitterrand. „Einige von uns ha- 
ben viel zu erleiden. Achten Sie 
auf fundamentale Revolten, wenn 
Vernunft keine Wirkung mehr 
zeigt! ... Wenn ich so viele Be- 
rufszweige sehe, die heute in 
Furcht und Angst leben - und 
warum morgen nicht in Revolte?-, 
dann sage ich mir, daß wir eine 
große nationale Verantwortung 
tragen.“ 


Unter Hinweis darauf, daß der Er- 
folg Frankreichs heute und in der 
Zukunft von dem Erfolg der Poli- 
tik in den Kommunen abhängt, 
berichtete Mitterrand, daß ihn 
„bestimmte Gebiete in der Nähe 
von Paris“ an seine Besuche in 
verschiedenen Ländern Osteuro- 
pas erinnerten. „Ich hatte das Ge- 
fühl, an dem gleichen Ort zu 
sein.“ Der Präsident warnte davor, 
daß die gegenwärtigen „sozialen 
Unterschiede“ in Frankreich dazu 
führen könnten, daß „in einem 
Land wie dem unseren Kasten 
entstehen, wo sich jede Person 
hinter ihren Gewohnheiten und 
hinter ihrem Lebensstil abriegelt 
und die anderen ignoriert.“ 


Doch abgesehen von dem Gerede 
von der Stärkung der gemein- 
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schaftlichen „Verbindungen“ in 
den Städten hatte Mitterrand kei- 
ne Lösung zur Beendigung der 
aufkommenden Krise zu bieten. 
Man muß hier in der Tat sehen, 
daß Mitterrand zwei nicht unbe- 
dingt miteinander zu vereinbaren- 
de Motive hat. Das eine besteht 
darin, daß die Situation in Frank- 
reich zweifellos auf die Krise zu- 
steuert, die er beschreibt, was sich 
in steigender Arbeitslosigkeit und 
Obdachlosigkeit sowie in wach- 
senden Protesten unter den Arbei- 
tern zeigt - im vergangenen Jahr 
waren es die Bauern und die An- 
gestellten der Air France, in die- 
sem sind es die Fischer in ver- 
schiedenen Gegenden des Landes. 


Das Land steuert 
auf eine Krise zu 


Das zweite, gründlichere Motiv 
besteht darin, daß Mitterrand - der 
gerissenste Politiker aller Zeiten - 
weiß, daß sich sein Premiermini- 
ster Edouard Balladur als Führer 
einer von RPR/Gaullisten geführ- 
ten Regierung, der sich mit dem 
Sozialisten Mitterrand zusam- 
mengetan hat, zum ersten Mal, 
seit er im März 1993 an die 
Macht kam, ernsten politischen 
Schwierigkeiten gegenübersieht. 


Der französische Präsident, der 
nach den Wahlen zu dem guten 
Verhältnis mit dem Premiermini- 
ster gestanden hat, könnte jetzt im 
Hinblick auf die Tatsache, daß 
Balladur bei den Nationalwahlen 
ım nächsten Jahr wahrscheinlich 
Präsidentschaftskandidat sein 
wird, erpicht darauf sein, aus Bal- 
ladurs Schwierigkeiten Kapital zu 
schlagen. Es gibt Gerüchte in Pa- 
ris, daß Mitterand sich ent- 
schließen könnte, für eine dritte 
Amtsperiode zu kandidieren - 
auch wenn er sich dem Alter von 
80 Jahren nähert. 


Diese Faktoren müssen berück- 
sichtigt werden, wenn man sich 
fragt, warum die Begriffe „gesell- 
schaftliche Explosion“ - oder mit 
Mitterrands Worten „soziale Re- 
volte“ - im politischen Vokabular 
Frankreichs plötzlich eine zentrale 
Rolle spielen. Bis zum Februar 
war die allmächtige „öffentliche 
Meinung Frankreichs“ Balladur 
gegenüber günstig gestimmt; Mei- 
nungsumfragen ergaben eine Po- 
pularität von 60 Prozent und 
mehr, was im Moment sicherlich 
der höchste Prozentsatz ist, den 
westliche Regierungsoberhäupter 
aufweisen können. Das bedeutete 
nicht, daß seine Politik populär 
war, sondern vielmehr, daß die 
französischen Wähler in ihrer kol- 
lektiven Gesinnung von Kleinheit 
in dem pompösen Balladur eine 
Projektion ihrer eigenen Geistes- 
haltung gesehen haben oder zu- 
mindest die Art von Führer, den 
sie sich an der Macht wünschen. 


„1994 wird das 
Jahr der Gefahren sein“ 


Doch jetzt beginnen die Dinge 
auseinanderzufallen. Balladur be- 
suchte am 5. und 6. Februar Ren- 
nes - eine wichtige historische 
Stadt im Norden Frankreichs 
(Bretagne). Balladur kam in den 
Genuß des Spektakels protestie- 
render Fischer, das in heftige Zu- 
sammenstöße ausartete, in denen 
die Polizei Kanister mit Tränengas 
auf den öffentlichen Platz warf, 
wo Balladur sprach. Der Wochen- 
zeitung „L’Evenement du Jeudi“ 
zufolge begann Balladur in Ren- 
nes davon zu sprechen, daß „1994 
für uns ein Jahr der Gefahren sein 
wird, die sehr schnell beginnen. ... 
Es besteht eine große Gefahr ge- 
sellschaftlicher Explosion.“ 


Am 6. Februar erschreckte ein 
weiteres Ereignis Balladur zwei- 
fellos noch mehr als die Aufstän- 


de in Rennes. In zwei Wahlkrei- 
sen - Paris und Blois - gewannen 
die oppositionellen Sozialisten 
Wahlen für die frei gewordenen 
Sitze in der Nationalversammlung 
und trugen somit über Kandida- 
ten, die von Balladur gestützt 
worden waren, den Sieg davon. 
Der Pariser Sitz war dem franzö- 
sischen „rechten Flügel“ seit Jah- 
ren sicher. 


Die Zeit für Tricks 
und Spiele geht zu Ende 


Balladur sprach am 14. Februar 
im französischen Fernsehen, um 
seinen politischen Kurs zu vertei- 
digen - „Wir sind auf dem richti- 
gen Weg“; „für mich steht außer 
Frage, Zweifel über etwas zum 
Ausdruck zu bringen, was anfängt 
gute Resultate zu zeigen“, „wir 
haben die Rezession überwun- 
den“ -, doch Tatsache ist, daß die 
Zeit für seine Tricks und Spiele 
ausläuft. 


Es ist schlimm genug, daß die 
Gaullisten im Wahlkampf Anfang 
1993 lauthals behaupteten, sie 
würden mit der proserbischen Po- 
litik der Sozialisten endgültig bre- 
chen und die Aggression im 
früheren Jugoslawien mit Mi- 
litäreinsatz beenden, und daß sie - 
seit sie an die Macht kamen - ge- 
nau das Gegenteil taten. Das al- 
lein hat einen Anflug von Schein- 
heiligkeit, Immoralität und Feig- 
heit um das ganze Regime 
geschaffen. 


Schlimm genug ist auch die Stei- 
gerung der Obdachlosigkeit und 
Arbeitslosigkeit in Paris und an- 
deren Großstädten Frankreichs in 
den letzten Monaten. Doch am al- 
lerschlimmsten war der destrukti- 
ve wirtschaftspolitische Kurs der 
Balladur-Regierung, der die fran- 
zösische Gesellschaft mit Gier, 
Geldanbetung und Selbstsucht in- 
fiziert hat. 


Balladur hat die „Privatisierung“ 
vieler „Juwelen“ des französi- 
schen Staates beschleunigt, um 
den öffentlichen Anteil an der 
französischen Wirtschaft auf 12 
Prozent zu reduzieren; vor unge- 
fähr zehn Jahren betrug er noch 
24 Prozent. Zu den bereits ver- 
kauften oder zum Verkauf stehen- 
den Firmen gehören Pechiney, 
Rhöne-Poulenc, Total, Elf Aqui- 
taine und viele mehr. Durchge- 
führt wurde das Ganze von eini- 
gen wenigen auserwählten Anla- 
geberatungsfirmen - die meisten 


von ihnen entstammen der glei- 
chen „angelsächsischen“ Spezies, 
gegen die die Franzosen traditio- 
nell etwas haben. Es handelt sich 
vor allem um Lazard, Paine Web- 
ber, Goldman Sachs, Merrill 
Lynch, Lehman Brothers und 
Morgan Grenfell, die dafür Milli- 
arden französischer Francs aus 
dem Staatsvermögen als Provisio- 
nen kassiert haben. 


Wie in Großbritannien haben sol- 
che Privatisierungen zwangsläufig 
zu noch mehr Arbeitslosigkeit ge- 
führt, weil die Arbeiter aufgrund 
von „Rationalisierungs-“ und 
„Wirtschaftlichkeits“-Maßnahmen 
entlassen werden. Um diese wü- 
tenden Arbeiter ohne Arbeit zu 
beruhigen, hat Balladur diese Gel- 
der aus der Privatisierung wieder- 
holt dazu verwendet, die infolge 
der gleichen Privatisierung entlas- 
senen Arbeiter zu „entschädigen“. 
Diese lächerliche Politik kann 
nicht immer so weitergehen, doch 
sie ist charakteristisch für ein Re- 
gime, das von seinem eigenen 
Überleben besessen ist. Es ist das 
gleiche Regime, dessen zentrale 
Motivation in der gegenwärtigen 
Runde hektischer internationaler 
französischer Diplomatie um Bos- 
nien darin besteht, den Nieder- 
gang in der Popularität Balladurs 
umzukehren. 


Die Folgen 
des Ausverkaufs 


Mitterrand weiß, daß der Ausver- 
kauf des Staatsvermögens und das 
Bestechen der Arbeiter nicht mehr 
lange so weitergehen kann, und es 
ist diese Verwundbarkeit, die er 
jetzt ausnutzt. Doch auch in Bal- 
ladurs eigenem RPR/Gaullisten- 
Lager profiliert sich der Pariser 
Bürgermeister Jacques Chirac, ein 
Mitbewerber bei der Präsident- 
schaftskandidatur, als Gegner sol- 
cher Balladur-Methoden. „LEve- 
nement du Jeudi“ zufolge haben 
sogar das monetaristische franzö- 
sische Finanzministerium und die 
Bank von Frankreich begonnen 
ihr Mißfallen zum Ausdruck zu 
bringen, da Balladurs Politik da- 
bei ist, die Staatskasse zu leeren. 


„Le Monde Diplomatique“ hat als 
erste aufgezeigt, wie verrückt und 
destruktiv die Privatisierungspoli- 
tik ist. In ihrer Ausgabe vom Fe- 
bruar 1994 wird diese Politik als 
Triumph des „Rentier“-Kapitalis- 
mus und als „Farce“ verurteilt. 
Der Autor Serge Hamili meint, 
daß „die von Adam Smith erfun- 


Frangois Mitterrand. Es gibt Gerüchte um ihn, daß er sich entschließt, 
für eine dritte Amtsperiode zu kandidieren. 


dene ‘unsichtbare Hand’ ohne 
Einschränkung durch die regula- 
torische Intervention des Staates 
überall Erfolg damit gehabt hätte, 
die Gesellschaft kaputtzumachen, 
wie man heute in Rußland sehen 
kann“. 


Eine Gesellschaft kann nur durch 
staatlich unterstützte Investitionen 
in wichtige Infrastruktur überle- 
ben - so die Monatszeitung. 


Furcht vor einem 
„Kollektivausbruch“ 


Die Tageszeitung „Le Monde“ hat 
die öffentliche Debatte ebenfalls 
mit erhitzt. Am 10. Februar 
schrieb ihr Chef Jacques Lesour- 
ne einen Leitartikel, der auf der 
Titelseite unter folgender Über- 
schrift erschien: „Zwischen Resi- 


gnation und Explosion.“ Er fragte 
offen: „Wird Frankreich in den 
kommenden Monaten eine gesell- 
schaftliche Explosion erleben?“ 
Mit dem Hinweis, daß er keine 
subtile Vorhersage, sondern viel- 
mehr eine Analyse liefere, meinte 
Lesourne, daß „der Mechanismus 
eines Kollektivausbruchs eine 
Vorhersage schwierig macht. 
Gehört nicht eine Reihe von Er- 
eignissen dazu, angefangen mit 
dem Zünden einer Sprengkapsel, 
der Übertragung der Flamme auf 
ein Pulverfaß, die daraus sich er- 
gebende Kettenreaktion, ein Aus- 
bruch, der die Spielregeln mehr 
oder weniger stark verändert?“ 


Lesourne schreibt, dies sei in den 
berühmten Aufständen vom Mai 
1968 in Frankreich geschehen, als 
ein lokales Problem an der Uni- 
versität von Nanterre auf andere 


Universitäten im Land übergriffen 
habe. Damals „breitete sich das 
Feuer selbst über die Gewerk- 
schaften bis hin zu allen Arbeitern 


“ 


aus. 


Heute, so betonte er, könnte es 
zahllose „Sprengkapseln“ geben: 
von den Arbeitern in den Staatsbe- 
trieben, wobei die Eisenbahner der 
Richtung der Revolte wohl am 
ehesten folgen würden, die die 
Air-France-Arbeiter im Jahr 1993 
genommen haben, bis hin zu be- 
stimmten landwirtschaftlichen 
Gruppen und Teilen der Studen- 
tenorganisationen. Bis jetzt habe 
die Regierung Balladur diese oder 
jene Gruppe, die sich protestie- 
rend erhoben habe, bestechen 
können. Aber könne das unbe- 
grenzt fortgesetzt werden? 


Damit es zu einem generellen und 
nicht nur zu einem lokalen, iso- 
lierten Ausbruch komme, müsse 
nur eine Gruppe ihren Zorn an 
größere Gruppen weitergeben, 
sagte Lesourne. 


Vielleicht sind die zornigen Fi- 
scher, die in Rennes randalierten, 
zu isoliert, um dies zu vollbrin- 
gen. Doch das „Pulver“ könnte 
von Gruppen kommen, die Angst 
davor haben, arbeitslos zu werden 
- wie die jungen Studienabsolven- 
ten, die feststellen müssen, daß ihr 
Studium ihnen keine Zukunft si- 
chern wird - oder von den 
schlecht ausgebildeten Jugendli- 
chen aus den benachteiligten Re- 
gionen, die bereits eine „Gegen- 
gesellschaft“ bilden. 


Lesourne charakterisierte den 
Stand der Dinge in Frankreich als 
„nervös, voller Furcht - die ganze 
Gesellschaft ist auf dem Weg, zu 
einem Pulverfaß zu werden“. 
Kann das Pulver angefeuchtet 
werden? fragte er sich. Vielleicht 
verhindert die „Resignation“ der 
Arbeitslosen oder der Individua- 
lismus der Mittelklasse, daß es 
sich nicht entzündet. Doch an je- 
dem Punkt könnten Verbindungen 
hergestellt werden. Im Augen- 
blick steht Balladur Meinungsum- 
fragen zufolge noch gut da. Doch 
auch im Jahre 1967 sah es so aus, 
als könnte Charles de Gaulle 
nichts erschüttern - bis zu den Er- 
eignissen vom Mai 1968. „Das 
Jahr könnte ruhig werden“, mein- 
te er, „doch die Alarmsignale ste- 
hen bereits auf gelb.“ Oo 
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Rußland 


Der Einfluß 
des Militärs 


steigt 


Peter Blackwood 


Die Rechnung dafür, daß der militärischen Supermacht Rußland 
von anglo-amerikanischer Seite eine ruinöse Schocktherapie aufer- 
legt wurde, wird jetzt fällig. In der ersten Februarhälfte wurde von 
Persönlichkeiten und Presseorganen davor gewarnt, daß das Land 
durch eine gesellschaftspolitische Krise, die jederzeit ausbrechen 
kann, bis auf die Grundmauern erschüttert werden könnte. 


Die Zeitung „Trud“ berichtete, 
daß eine riesige Streikwelle 
einschließlich eines landesweiten 
Streiks der Arbeiter im Kohle- 
bergbau und in der Ölwirtschaft 
auszubrechen droht. „Trud“ zufol- 
ge ist die Geduld der Bergarbeiter 
am Ende. Der Staat schuldet ih- 
nen 800 Milliarden Rubel an 
rückständigen Lohnzahlungen, 
und viele von ihnen haben nicht 
einmal genug Geld, um sich Nah- 
rungsmittel zu kaufen. Die Streik- 
welle auf dem Energiesektor wür- 
de die wichtigsten Gebiete des 
Kohlebergbaus treffen: Kusbass in 
Mittelsibirien, Workuta im äußer- 
sten Norden des europäischen 
Teils von Rußland, die Gebiete 
ganz im Osten Rußlands, Rostow 
am Don im Süden Rußlands und 
die wichtige öl- und gasproduzie- 
rende westsibirische Region Tju- 
men. Außerdem sind Streiks bei 
Lehrern in den höheren Schulen 
und an den Universitäten im Gang 
oder geplant, und ein Streik könn- 
te das staatliche Fernsehen jeder- 
zeit stillegen. 


Fällt Rußland 
auseinander? 


Die Situation im sibirischen Teil 
der Rüstungswirtschaft ist explo- 
siv - wie die Tageszeitung „Izwe- 
stija“ berichtet. Die Belegschaft 
im wichtigsten Raketenwerk 
Krasmasch in Krasnojarsk hat seit 
vier Monaten keinen Lohn mehr 
bekommen, weil im Haushalt des 
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Verteidigungsministeriums die 11 
Milliarden Rubel für ausgeliefer- 
te Aufträge nicht enthalten waren, 
obwohl Premierminister Viktor 
Tschernomyrdin die Zahlung für 
Ende Dezember versprochen hat- 
te. Tschernomyrdin führt jetzt täg- 
lich Verhandlungen und gibt Ver- 
sprechungen und versucht damit, 
den drohenden Streiks in der In- 
dustrie und auf dem Energiesektor 
zuvorzukommen 


Der russische Minister für Natio- 
nalitäten und Regionalpolitik, Ser- 
gej Schachrai, sagte auf der Ver- 
sammlung der Partei für russische 
Einheit und Verständigung, deren 
Chef er ist, Rußland müsse im 
Mai mit einer ungeheuren politi- 
schen Krise rechnen. Er meinte, 
daß bis dahin die verheerende 
Streikwelle in der Industrie ihren 
Höhepunkt erreicht haben könnte, 
der Rubel endgültig zusammen- 
brechen und der regionale Natio- 
nalismus und Separatismus einen 
Aufschwung erleben könnte. 


Schachrai erklärte, daß ein Zu- 
sammenbruch des russischen 
Staatenbundes die Folge sein 
könnte, wenn nicht rechtzeitig 
dringende Maßnahmen ergriffen 
werden, und er wiederholte damit 
Warnungen, die von Juri Skokow, 
dem früheren Chef des russischen 
Sicherheitsrats und gegenwärtigen 
Chef des russischen Verbandes 
der Warenhersteller, Anfang Fe- 
bruar geäußert worden waren. 

Die Einschätzung, daß die Krise 


erst im Mai außer Kontrolle gera- 
ten könnte, kann sich als optimi- 
stisch erweisen. 


Die Tatsache, daß es bis jetzt zu 
keinerlei größeren Streikaktivitä- 
ten gekommen ist, spiegelt eine 
trügerische Ruhe wider. Der 
Hauptgrund dafür war das Wetter. 
Im Februar lag die Durchschnitts- 
temperatur in Rußland am Tage 
zwischen -15° und -20° Celsius. 
Die Bevölkerung kocht vor Wut. 
Den am 10. Februar veröffentlich- 
ten neuesten Statistiken zufolge 
leben 54 Millionen Russen oder 
36 Prozent der Bevölkerung unter 
dem offiziellen Existenzminimum 
von 50 000 Rubel pro Monat. Der 
Rest liegt nicht sehr weit darüber, 
und dabei muß man berücksichti- 
gen, daß diese Statistik auf Mo- 
natslöhnen basiert - doch in vielen 
Fällen wird dieser Monatslohn in 
Wirklichkeit gar nicht bezahlt. 
Die meisten russischen Arbeiter 
haben Lohnrückstände von ein bis 
vier Monaten. Zu denjenigen, die 
gerade über dem Existenzmini- 
mum liegen, gehören die gebilde- 
ten Berufszweige der Gesell- 
schaft: Ärzte und anderes medizi- 
nisches Personal, Lehrer, 
Forscher, Wissenschaftler sowie 
Konstrukteure in den staatlichen 
Forschungs- und Entwicklungsan- 
stalten. 


Der Zusammenbruch 
der Reallöhne 


Der Zusammenbruch der Reallöh- 
ne und der Produktion hat zum 
Massenmord in der russischen 
Bevölkerung geführt, denn die 
Sterberate ist enorm gestiegen. 
Die faktischen Hungersnotbedin- 
gungen haben besonders die Älte- 
ren getroffen. Als Folge der 
Schocktherapiepolitik nimmt die 
russische Bevölkerung zum ersten 
Mal in der Geschichte, seit Frie- 
den ist, wieder ab. 


In einem Artikel der Londoner 
„Financial Times“ von dem Mo- 
skauer Korrespondenten John 
Lloyd heißt es, der demographi- 
sche Zusammenbruch sei in Ruß- 
land offiziell zu einer Angelegen- 
heit der nationalen Sicherheit ge- 
worden: „Der dramatische 
Anstieg der Todesfälle und ein 
starker Abfall in der Geburtenrate 
sind auf der Ebene des russischen 
nationalen Sicherheitsrats jetzt zu 
einer Angelegenheit großer Be- 
sorgnis geworden.“ 

Lloyd zufolge „stieg die Sterbera- 
te im vergangenen Jahr allein, in 


dem 360 000 Todesfälle mehr als 
im Jahr 1992 zu verzeichnen wa- 
ren, um 20 Prozent. Experten sind 
der Meinung, daß die durch- 
schnittliche Lebenserwartung der 
Männer inzwischen auf 59 Jahre 
gesunken ist - weit unter dem 
Durchschnitt in der industrialisier- 
ten Welt und der niedrigste Wert 
in Rußland seit Anfang der sech- 
ziger Jahre.“ 


Risse spalten die neue 
russische Regierung 


Angesichts dessen, was die russi- 
sche Bevölkerung alles zu erlei- 
den hat, ist das Gepolter bis an die 
Spitze spürbar. Nur wenige Wo- 
chen nach ihrer Bildung beginnt 
die russische Regierung bereits 
auseinanderzufallen. 


Der Angriff auf die Regierung 
wird von dem Militär angeführt. 
Am 8. Februar unternahm der rus- 
sische Verteidigungsminister Pa- 
wel Gratschow den außergewöhn- 
lichen Schritt, im russischen Fern- 
sehen aufzutreten, und forderte 
die Regierung - zu der er auch 
gehört - auf, die Interessen des 
Militärs und des Sektors der 
Rüstungsindustrie (MIC) in 
hohem Maße zu berücksichtigen. 
Er machte die Regierung für 
die Welle von Unternehmens- 
schließungen auf diesem wichti- 
gen High-Tech-Sektor der russi- 
schen Wirtschaft verantwortlich, 
weil sie ihre Schulden an die Fir- 
men auf dem MIC-Sektor nicht 
gezahlt hat. 


Gratchow griff den Landwirt- 
schaftsminister und stellvertreten- 
den Premierminister Alexander 
Sawerjucha an, weil dieser seiner 
Meinung nach der Hauptverant- 
wortliche dafür ist, daß das Mi- 
htär und der Sektor der Rüstungs- 
industrie (MIC) vernachlässigt 
worden ist. 


Aus weiteren Aussagen Grat- 
schows kann man schließen, daß 
der Streit über Haushalts- und 
Kreditzuteilungen hinausgeht. Er 
fragte, warum ein Landwirt- 
schaftsminister einen höheren Ka- 
binettsrang habe als ein Verteidu- 
gungsminister, daß heißt er selbst. 


Das Ergebnis der TV-Episode um 
Gratchow zeigte erneut, daß Re- 
sultate folgen, wenn das Militär 
ein Machtwort spricht. In diesem 
Fall wurde das Kabinett einfach 
überstimmt, und die Forderungen 
Gratschows und des MIC wurden 


durch einen Beschluß des russi- 
schen Sicherheitsrats, des wahren 
Machtzentrums des Staates, er- 
füllt. 


Am 14. Februar verkündete Oleg 
Lobow, Sekretär des russischen 
Sicherheitsrats, daß der Staat 1,5 
Billionen Rubel an Unternehmen 
der Rüstungsindustrie zahlen 
würde. Lobow zufolge entspricht 
dies 85 Prozent der im Jahre 1993 
insgesamt an diese Unternehmen 
geschuldeten Beträge. 


Am 8. Februar trat Andrej Illario- 
now, ein Spitzenberater von Pre- 
mierminister Tschernomyrdin als 
Chef der Planungs- und Analyse- 
abteilung der Regierung, zurück. 
In der westlichen Presse wurde 
der Rücktritt im allgemeinen als 
ein Zeichen des Kampfes zwi- 
schen Tschernomyrdin und den 
radikalen Reformern gedeutet. 
Wie das Rücktrittsschreiben Illa- 
rionows zeigt, stimmt das nur 
zum Teil. 


„Die von der Regierung getroffe- 
nen Entscheidungen werden Ruß- 
land unerbittlich in die Hyperin- 
flation treiben“, schrieb er. „Ich 
wollte den Interessen ganz Ruß- 


lands dienen“ und nicht denen 
„einer kleinen Gruppe von Baro- 
nen landwirtschaftlicher Staatsbe- 
triebe und ‘Generälen’ der Öl- 
und Energieindustrie“. Das klang 
nach Gratchow. Illarionow be- 
mängelte insbesondere die riesi- 
gen Subventionen, die von der 
Regierung auf Kosten der Schlüs- 
selindustrien an den Agrar- und 
Energiesektor gingen, und er pro- 
phezeit eine Zuspitzung der Krise 
in den kommenden Monaten. Er 
meinte, starke Kräfte einschließ- 
lich jener um den Chef der Zen- 
tralbank, Viktor Geraschtschenko, 
verfolgen eine Politik, die die 
„Diskreditierung und schließlich 
den Sturz Tschernomyrdins und 
Jelzins zum Ziel hat: „1994 ist 
das Jahr, wo sie versuchen wer- 
den, Jelzin zu stürzen“, was in 
dem - wie er es nannte - „verbor- 
genen Bürgerkrieg“ gipfelt, in 
dem sich Rußland seit dem Jahr 
1992 befindet. 


„Man muß in einfachen 
Worten reden“ 


Risse spalten auch „Jelzins En- 
touräge“, den inneren Berater- 
kreis des Präsidenten - und sie ha- 


Wird Boris Jelzin gestürzt? Tatsa- 
che ist, daß Rußland gesellschaft- 
lich und wirtschaftlich am Ende 
ist. 


ben sich seit dem letzten Sommer 
erheblich verschlimmert. Im jüng- 
sten Fall - so die Tageszeitung 
„Nezawissimaja Gaseta“ - sagte 
Jelzins Pressesekretär Wjatsches- 
law Kostikow, Jelzin habe sich 
seinen früheren Verbündeten zu- 
gewandt. In höchst beleidigenden 
Worten sagte er von Jelzin, sei- 
nem „Boß“: „Man muß in einfa- 
chen Worten mit ihm reden, wie 
mit Tschernomyrdin,“ sonst ver- 
stehe er es nicht. 


Jelzins Chefberater, Viktor Ilju- 
schin, ein alter Kumpel aus der 
Zeit, als Jelzin Chef des kommu- 
nistischen Parteiapparats in der 
Region Swerdlowsk (jetzt Jekater- 
inburg) im Ural war, und der ein- 
zige, der von dem engen Kreis 
um Jelzin aus dem Jahre 1993 
noch übriggeblieben ist, sprach 
„Nezavissimaja Gaseta“ gegen- 
über auch von der Liquidation 
dessen, was einst die Entourage 
Jelzins gewesen ist. Iljuschin zu- 
folge war Jelzin wütend über Je- 


gor Gajdar, Michail Poltoranin 
und Gennadi Burbulis, weil sie 
ihn zuerst zu der totalen Konfron- 
tation und der Auflösung des Par- 
laments gedrängt und ihn dann 
auf dem Höhepunkt der Ereignis- 
se vom 3. und 4. Oktober 1993 - 
als das Parlament gestürmt wurde 
- im Stich gelassen hatten. 


Iljuschin sagte von diesen „radi- 
kalen Demokraten“: „Da war Pre- 
mierminister Ryschkow, und sie 
kämpften gegen Ryschkow; da 
war Gorbatschow, und sie kämpf- 
ten gegen Gorbatschow. Jelzin er- 
schien, und jetzt kämpfen sie ge- 
gen Jelzin. Und ich bin nicht si- 
cher, ob sie - wenn es in der 
Zukunft einen neuen Führer ge- 
ben wird - nicht auch ihn bekämp- 
fen werden.“ Auf der gleichen 
Welle feuerte Jelzin im Januar 
auch seinen persönlichen Militär- 
berater, General Dmitri Wolkogo- 
now, einen politischen Berufsoffi- 
zier, der mit dem russischen Mi- 
litärkommando nicht in Einklang 
stand. 


Das endgültige Ende 
der Schocktherapie 


Was sich hinsichtlich Gajdar, Bur- 
bulis, Poltoranin und anderen 
früheren Jelzin-Anhängern zeigt, 
ist die Tatsache, daß sie den kom- 
menden Untergang des derzeiti- 
gen Regimes spüren und sich 
selbst auf ein Comeback in einem 
Rußland nach Jelzin vorbereiten. 


Burbulis hat offen gesagt, daß 
Jelzins Zeit vorüber ist und er 
„verbraucht“ sei. Poltoranin war 
die Schlüsselfigur dabei, als es 
darum ging, so ungeheuer viel 
wertvolle Sendezeit für Wladimir 
Schirinowski im Fernsehen zu be- 
kommen, die seinen Wahlsieg 
möglich machte, und er hat seit 
dem letzten Sommer als Teil sei- 
ner Manöver zur Entwicklung von 
Alternativen nach Jelzin eng mit 
Schirinowski zusammengearbei- 
tet. 


Wie auch immer die gegenwärti- 
ge Krise ausgehen mag, sie wird 
den Befürwortern der Schockthe- 
rapie kein Comeback bringen. DO 
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Britannien 


Das 


historische 
Dilemma 


April Turner 


Der erste Kommentator der Londoner „Financial Times“, Joe Ro- 
galy, zeigt mit dem Finger auf das, was bei der politischen Krise, 
die derzeit in Großbritannien ausbricht, wichtig ist. Rogaly schrieb, 
daß 15 Jahre Thatcherischen Freihandels die „staatsbürgerliche In- 
frastruktur“ des Vereinigten Königreichs praktisch zugrunde ge- 
richtet, jegliche Moral zerstört, jeglichen Sinn für die Gesetze der 
Volkswirtschaft unterminiert und sämtliche Institutionen in die 
Knie gezwungen hat, darunter auch die Monarchie, die Kirche von 
England, die Regierung und das Parlament. 


Damit kennzeichnete Rogaly die 


Triebkraft, die der Skandalwelle, 
die derzeit in Großbritannien aus- 
bricht, zugrunde liegt. Er be- 
schreibt damit auch das politische 
und historische Dilemma, dem 
sich das britische Establishment 
gegenübersieht; dessen höhere 
Ränge, einschließlich Einzelper- 
sonen, die mit dem Hause Wind- 
sor eng verbunden sind, haben be- 
schlossen, daß Premierminister 
John Major zu einer Zeit der pro- 
funden institutionellen Krise un- 
möglich an der Macht bleiben 
kann. Es ist jedoch genau der Pro- 
zeß im Zusammenhang mit der 
Entmachtung Majors durch eine 
systematische Multiplikation 
schadenverursachender Skandale, 
der gleichzeitig bewirkt, daß mehr 
Aufmerksamkeit auf den morali- 
schen Bankrott des Hauses Wind- 
sor und der Kirche von England 
gelenkt wird. 


Keine Alternative 
zu Major 


Das ist eine scheußliche Abwärts- 
spirale, die durch die Tatsache 
noch verschlimmert wird, daß die 
britische Elite bei ihrer gegenwär- 
tigen Denkweise keine wirkliche 
Alternative zu Major hat, auch 
wenn man den Gedanken berück- 
sichtig, daß Außenminister 
Douglas Hurd im Übergang eini- 
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chen Gemahls, Prinz Philip, ge- 
ben inoffiziell zu, daß sich die 
Monarchie derzeit in ihrer 
schlimmsten Krise seit minde- 
stens hundert Jahren befindet. Ein 
Londoner Informant berichtete, 
daß die gesamte institutionelle 
Struktur - die auf die Glorious 
Revolution des Jahres 1688 
zurückgeht - mit genauen Macht- 
arrangements zwischen Parla- 
ment, Kirche, Monarchie und der 
City of London dabei ist ausein- 
anderzufallen. Zu dieser Struktur 
gehört der Act of Settlement aus 
dem Jahre 1701, demzufolge vor- 
geschrieben wurde, daß niemand, 
der der römisch-katholischen 
Konfession angehört, jemals 
Monarch von Großbritannien 
werden kann. Es ist ein Zeichen 
der Zeit, daß der Übertritt der 
Herzogin von Kent zum Katholi- 
zismus am 14. Januar 1994 zahl- 
reiche Aufrufe zur Aufhebung des 
Act of Settlement, die in der Lon- 
doner „Times“, im „Daily Mail“ 
und anderswo veröffentlicht wur- 
den, katalysiert hat. 

Doch dieser Anstoß zur Aufhe- 
bung des Act of Settlement zeigt 


Prinz Charles wird beschuldigt, sich hobbymäßig mit Spiritismus zu be- 
fassen und an Geister zu glauben. 


das gleiche Dilemma auf. Die 
Werte der Glorious Revolution 
verkörpern eine philosophische 


ge Monate als konservativer Pre- 
mierminister handeln würde. 
Quellen im Umkreis des Königli- 


Ablehnung der Werte der Golden 
Renaissance des 15. Jahrhunderts. 
Diese Ablehnung begann unter 
der Herrschaft von König Hein- 
rich VII. im 16. Jahrhundert 
Wurzeln zu schlagen. Auf ideolo- 
gischer Ebene nahm sie die Form 
der Glaubensstruktur des soge- 
nannten „britischen Israel“ an, 
nach der Großbritannien von sei- 
ner Elite als „‚von Gott auserwähl- 
tes Land des Protestantismus“ de- 
finiert wurde, das sich im ewigen 
Konflikt mit Rom befindet. Auf 
philosophischer Ebene drückte sie 
sich in einer nominalistisch-ari- 
stotelischen Weltsicht aus, in den 
Philosophien von Thomas Hob- 
bes, John Locke, David Hume, 
Adam Smith, Jeremy Bentham, 
John Stuart Mill und später Lord 
Bertrand Russell. 


Die Briten haben enorme Energie 
darauf verwendet, diese gnosti- 
sche Weltsicht aufzubauen, die 
das Britische Empire von Anfang 
an untermauert hat. Sie beiseite zu 
schieben würde große Risiken mit 
sich bringen; eine gewaltige histo- 
rische Investition würde damit 
über Bord geworfen. Wenn man 
es allerdings nicht täte und die 
Ideen der Goldenen Renaissance 
weiter aufs heftigste bekämpft, so 
wird das Großbritanniens eigenen, 
fortgesetzten Verfall in der Zu- 
kunft mit sich bringen. 


„Die staatsbürgerliche 
Infrastruktur wurde 
systematisch zerstört“ 


All dies macht Rogalys Kommen- 
tar vom 18. Januar so zwingend. 
Er trug den polemischen Titel „Es 
ist ein moralisches Thema“ und 
griff den Thatcherischen Versuch, 
Wirtschaft und Moral zu trennen, 
an. Der Autor behauptet, daß „die 
Volkswirtschaft amoralisch ge- 
worden ist, zu einer Reihe alge- 
braischer Abstraktionen wurde, 
die von den teuersten Medizin- 
männern der Geschichte ausge- 
dacht worden sind. Je abstruser 
ihre Gleichungen, um so weniger 
sagen sie uns.‘ Er sagt, das hätte 
jeden Wirtschaftswissenschaftler 
der Vergangenheit entsetzt, sei es 
ein Adam Smith, Karl Marx, John 
Maynard Keynes oder sogar Frie- 
drich von Hayek, „dessen mora- 
lisch veranlaßter Abbau kollekti- 
vistischer Gedankengänge die 
Grundlage für den anarchistischen 
Individualismus des späten 20. 
Jahrhunderts gelegt hat. Alle hät- 
ten sicher zustimmen müssen, 
wenn es heißt, daß Cash-flow auf 


dem Papier zwar schön und gut 
ist, doch daß wir in unseren Her- 
zen noch etwas mehr tragen.“ 


Rogaly berichtete von den jüng- 
sten Äußerungen des Staatsse- 
kretärs im Finanzministerium, 
Michael Portillo, der vor der Ver- 
breitung von „zynischem Gift“ - 
der „neuen britischen Krankheit“ 
- warnte, die sämtliche Institutio- 
nen betrifft und die Achtung vor 
ihnen unterminiert. Portillo - so 
Rogaly - sagte allerdings nicht, 
daß es „seine Heldin, Lady That- 
cher“ war, die zu diesem Prozeß 
der Demontage von Institutionen 
in Großbritannien in hohem Maße 
beigetragen hat. 


„In den achtziger Jahren“ - be- 
hauptet Rogaly - wurden die Pro- 
fessoren von Thatcher-Anhängern 
„entprofessionalisiert“, der Be- 
rufssinn von Lehrern und Erzie- 
hern zerstört und die Sozialarbei- 
ter zum Gespött gemacht. Die 
staatsbürgerliche Infrastruktur 
wurde systematisch zerstört, alles 
mit einer Tradition wurde als un- 
abdingbares Anrecht angesehen, 
das zu „übernehmen“ war und 
schließlich „privatisiert“ werden 
sollte. „Das politische Pantheon 
der Torys infizierte das Jahrzehnt 
mit dem falschen Glauben, daß al- 
les, was gut ist, seinen Preis hat 
und alles andere wertlos ist.“ 


Nun, so meint Rogaly ironisch, 
gerät der von Portillo repräsentier- 
te rechte Flügel des Thatcheris- 
mus mit seinem „moralischen 
Kreuzzug“ über die Auswirkun- 
gen ihrer eigenen Politik in Panik, 
wo die Kernfamilie, die Verant- 
wortungsbegriffe und die Achtung 
vor der Autorität zusammenbre- 
chen. „Wenn man 14 Jahre lang 
Respektlosigkeit gegenüber allem 
außer der Gewinn- und Verlust- 
rechnung gepredigt hat, dann ist 
das Ergebnis die neunziger Jah- 
re.“ Das „extreme anglo-amerika- 
nische Modell“ ist „nihilistisch in 
seinen Auswirkungen“, behaupte- 
te er und brachte die Hoffnung 
zum Ausdruck, daß Portillo und 
Hurd sich zusammensetzen, um 
einen neuen Ansatz für Großbri- 
tannien auszuarbeiten. 


„Die Kerle 
zu Fall bringen!“ 


Die Lage in Großbritannien wird 
durch die Tatsache unterstrichen, 
daß Portillo selbst der zentrale 
Protagonist in einer Geschichte 
ist, die in den vergangenen Wo- 


König George VI., gekrönt am 12. Mai 1937, Vater der heutigen Köni- 
gin, war ein schwacher und schwankender Monarch und trägt mit 
Churchill die Schuld am Verlust des britischen Empire. 


chen in London die Runde ge- 
macht hat. Während es keine In- 
formationen darüber gibt, die die 
Geschichte bestätigen, so wird 
doch die Tatsache in hochrangi- 
gen britischen Klatschkreisen um- 
fangreich diskutiert, daß Portillo 
der homosexuelle Liebhaber eines 


anderen Mitglieds des Major-Ka- 
binetts - Sozialminister Peter Lil- 
ley, ebenfalls ein treuer Anhänger 
des Thatcherismus - gewesen sein 
soll. Man erzählt sich, daß Portillo 
und Lilley in Nordfrankreich ein 
Haus besitzen, in dem sie regel- 
mäßigen Besuch von Jungen aus 


‚Königin Elizabeth eröffnet das 


Parlament. Der Herrscherthron 
im House of Lords symbolisiert 
die monarchische Grundlage der 
Regierung. 


Südfrankreich bekommen. Die 
Story sollte angeblich in der 
Sonntagsausgabe eines britischen 
Boulevardblatts vom 16. Januar 
veröffentlicht werden, was aus un- 
bekannten Gründen nicht ge- 
schah. 


Ein gut informierter britischer 
Journalist sagte, „die Regierung 
würde wie ein Kartenhaus zusam- 
menfallen‘“, wenn die Story veröf- 
fentlicht würde. Ein Vertrauter der 
britischen Königsfamilie meinte 
am 17. Januar, „viele hoffen, daß 
diese Portillo-Lilley-Angelegen- 
heit groß genug ist, um die Kerle 
zu Fall zu bringen“, das heißt, die 
Regierung Major zu stürzen. 


Fast jeden Tag kommen in Groß- 
britannien derzeit ein oder zwei 
Skandale ans Licht. Sie reichen 
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Britannien 


Das 
Historische 
Delemma 


von den britischen Waffenverkäu- 
fen an den Irak in den achtziger 
Jahren und den Versuchen John 
Majors, vor einem offiziellen Un- 
tersuchungsausschuß unbeholfen 
zu behaupten, daß er von solchen 
Verkäufen nichts wußte, über den 
Verdacht militärischer und wirt- 
schaftlicher Beziehungen mit Ma- 
laysia in der Regierungszeit von 
Mrs. Thatcher und die Manipula- 
tionen durch von Torys regierte 
Kommunen wie die Westminster 
City of London, die Häuser nur an 
ausgewählte Tory-Anhänger ver- 
kauften und sie jenen verweiger- 
ten, die kein Heim hatten, bis hin 
zu den undurchsichtigen Finanz- 
geschäften und sexuellen Bezie- 
hungen verschiedener Kabinetts- 
mitglieder und führender konser- 
vativer Parlamentarier. 


Ein großer Skandal bezieht sich 
auf die Rolle der Regierung bei 
der Vertuschung der Tatsache, daß 
Syrien für das Bombenattentat auf 
den Pan-American-Flug 103 am 
21. Dezember 1988 über Locker- 
bie, Schottland, verantwortlich ist; 
einflußreiche Quellen in Großbri- 
tannien, die Verbindungen zum 
Geheimdienst haben, versuchen 
diese schmutzige Geschichte zu 
enthüllen, und wenn alle Einzel- 
heiten aufgedeckt werden, dann 


hätte das Konsequenzen, die weit‘. 


über die Regierung Major als sol- 
che hinausreichen würden. 


Viele diskutieren 
den Schritt nach Rom 


In einer solchen Atmosphäre 
überrascht es nicht, daß eine Per- 
son des öffentlichen Lebens wie 
die Herzogin von Kent für viele 
zu einem moralischen Sammel- 
punkt geworden ist, in dem Sinne, 
daß ihr Übertritt von moralischen 
Motiven motiviert gewesen zu 
sein scheint - als eine positive Lö- 
sung für zahlreiche persönliche 
Krisen in der letzten Zeit. Es 
überrascht ebenfalls nicht, daß be- 
stimmte Briten - hauptsächlich, 
aber nicht ausschließlich, britische 
Katholiken oder solche, die in 
letzter Zeit von der anglikani- 
schen Kirche zum Katholizismus 
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übergetreten sind - darüber speku- 
lieren, daß es im Vereinigten Kö- 
nigreich in großem Umfang zu 
Übertritten zum Katholizismus 
kommen könnte. Solche Spekula- 
tionen werden durch Berichte ge- 
schürt, denen zufolge Prinzessin 
Diana mit Vorbereitungen für den 
Übertritt zum Katholizismus be- 
faßt sein soll. Diese Aussicht läßt 
führende Persönlichkeiten in der 
Kirche von England erzittern, 
denn es könnte für eine große 
Mehrheit den Schritt in Richtung 
Rom beschleunigen. 


Wenn eine solche geistige Bewe- 
gung mit der von Papst Johannes 
Paul II. geäußerten Weltsicht über 
solche Dinge wie Opposition ge- 
genüber dem Malthusianismus 
und seiner Charakterisierung des 
Thatcherischen Freihandels als 
„primitiver Kapitalismus“ in Ver- 
bindung gebracht würde, dann 
könnte das in Großbritannien zu 
einer ungewöhnlich positiven 
Evolution führen. 


Man erinnere sich daran, daß das 
geistige Oberhaupt der Kirche 
von England, Dr. George Carey, 
Erzbischof von Canterbury, im 
Mai/Juni 1992 unmittelbar vor 
dem Weltgipfel im brasilianischen 
Rio de Janeiro den Vatikan wegen 
seiner Opposition gegen die An- 
träge Großbritanniens, das Thema 
der Bevölkerungskontrolle an vor- 
derster Stelle auf die Tagesord- 
nung zu setzen, angriff. 


Die Tatsache, daß der Herzog von 
Kent - Ehemann der Herzogin von 


Kent - Chef der Vereinigten Frei- 
maurer-Großloge ist, die in den 
vergangenen Jahrzehnten in ver- 
schiedene Kämpfe mit der katho- 
lischen Kirche verwickelt war, 
paßt zu einer solchen möglichen 
Strategie. 


Diese Gefahr wird unterstrichen 
durch die Tatsache, daß einige der 
stimmgewaltigsten britischen Ka- 
tholiken selbst eingefleischte An- 
hänger des Thatcherismus sind. 
Lord William Rees-Mogg, der am 
13. Januar in der Londoner „Ti- 
mes‘ einen Artikel veröffentlich- 
te, in dem er sich für die Abschaf- 
fung des Act of Settlement und 
die Möglichkeit, daß ein Katholik 
Monarch wird, aussprach, ist ein 
Geschäftspartner des Börsenspe- 
kulanten George Soros und von 
Lord Jacob Rothschild. Im Jahre 
1993 machte Rees-Mogg dadurch 
von sich reden, daß er sich dafür 
einsetzte, Mrs. Thatcher solle 
wieder das Amt der Premiermini- 
sterin übernehmen. Sein Lob für 
die Herzogin von Kent, die ge- 
genüber dem „Herumkämpfen um 
kurzfristige sexuelle oder finanzi- 
elle Gewinne“ eine Alternative 
darstellt, wirkt heuchlerisch ange- 
sichts seines offenen Engage- 
ments für den Thatcherismus. 


Im gleichen Sinne schrieb Paul 
Johnson vom „Daily Mail“ - ein 
weiterer Befürworter für die Ab- 
schaffung des Act of Settlement 
und ein zum Thatcher-Anhänger 
gewordener Fabianer - im Oktober 
1993 einen auch in dem italieni- 
schen Wochenblatt „L’Espresso“ 


Die damalige britische Premier- 
ministerin Thatcher war der un- 


gute Geist, die US-Präsident 
Bush zum Krieg am Golf riet. 


abgedruckten Artikel, in dem er 
sich für die Schaffung von UNO- 
Protektoraten“ über zerstörte Län- 
der der dritten Welt aussprach, 
wobei eine Großmacht bestimmt 
werden sollte, die die Verwaltung 
„wie bei einer Kolonie“ über- 
nimmt. Er beklagte das Fehlen 
von politischen Führern wie That- 
cher auf der Weltbühne und mein- 
te, es fehle der nötige Weitblick, 
um den geopolitischen Problemen 
ins Auge zu sehen. 


Wie die Londoner „Times“ an- 
deutete, möchten solche Katholi- 
ken - die es dem Namen nach sind 
- gerne ihren Einfluß geltend ma- 
chen, um die Weltsicht der Katho- 
liken in Großbritannien und auf 
internationaler Ebene weg vom 
Papst und zu den Ansichten des 
neoliberalen Katholiken Michael 
Novak in den Vereinigten Staaten 
hin zu verändern. 


Doch wenn die Briten mit einer 
solchen Alternative herumspielen, 
sollten sie sich bewußt sein, daß 
es nun auch Großbritanniens eige- 
ne Zerstörung sichern wird, wenn 
sie für die gleiche Völkermordpo- 
litik, die von der britischen Elite 
in den letzten Jahrhunderten - und 
mit Leidenschaft in der Thatcher- 
Ära - propagiert wurde, den 
„Deckmantel des Katholizismus“ 
benutzen. 


Britannien 


Protest gegen 
Lehrpläne in 
den Schulen 


April Turner 


Die westliche Kultur wird von speziellen Minderheitsgruppen an- 
gegriffen und stößt dabei nur selten auf Opposition. Doch ein Ar- 
beiterviertel in London schlägt zurück. 


Für Amerikaner, die es gewöhnt 
sind, daß ihre Gründerväter von 
radikalen Feministinnen, homose- 
xueller Lobby und verschiedenen 
antiamerikanischen Gruppen be- 
schuldigt werden, Rassisten und 
männliche Chauvinistenschweine 
gewesen zu sein, mag es nicht 
überraschend erscheinen, daß ih- 
re britischen Freunde jetzt mit 
Shakespeare höchstpersönlich auf 
Kriegsfuß stehen. 


Die Herrschaft von Fanati- 
kern und Homosexuellen 


Seit Jahren haben die Vollzugsbe- 
amten und Kommissare politi- 
scher Korrektheit in den Erzie- 
hungsministerien versucht die Ge- 
schichte zu verändern und den 
Schülern, über die sie die Kon- 
trolle ausüben, einen neuen sozia- 
len Lehrplan aufzuerlegen. 


In England steht die Lehrerge- 
werkschaft seit Jahrzehnten unter 
der eisernen Herrschaft linker Fa- 
natiker und militanter Homosexu- 
eller einschließlich pädophiler 
Organisationen, die die Mündig- 
keitsgrenze - ab der Heranwach- 
sende sich in pervertierte Akti- 
vitäten mit Erwachsenen einlas- 
sen dürfen - von 21 Jahre auf 16 
Jahre senken wollen. Eltern in 
Großbritannien hatten es schwer, 
Schulen ohne solch Gehirnwä- 
sche betreibende „Lehrer“ zu fin- 
den, und sie mußten eine Menge 
Geld ausgeben, um ihre Kinder in 
Privatschulen unterzubringen, die 
sich nur mit Erziehung und Aus- 
bildung beschäftigten und nicht 


mit den sogenannten Sozialwis- 
senschaften der Linken. 


Es war ein harter Kampf mit Pro- 
testen auf jeder Ebene und immer 
ignoriert oder lächerlich gemacht 
von den Massenmedien, die aus- 
nahmslos die Lehrer und deren 
homosexuelle Verbündete unter- 
stützt haben. Dies trotz der Tatsa- 
che, daß nun offiziell bestätigt 
wurde, daß die homosexuelle Be- 
völkerung in England nur ein Pro- 
zent der Gesamtbevölkerung re- 
präsentiert. 


Ermutigt durch die Jahre des Dik- 
tats ihrer sozialen Agenda über ei- 
ne gefesselte Zuhörerschaft be- 
nachteiligter Kinder, beschloß die 
homosexuelle Lobby ihren Vorteil 
auszunutzen und Shakespeare als 
das darzustellen, was er wirklich 


war: „ein männlicher heterosexu- . 


eller Chauvinist“. Die Angriffe 


blieben fast unbemerkt, bis die 
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ganze Tyrannei politischer Kor- 
rektheit durch ein ungewöhnliches 
Ereignis aufgedeckt wurde und 
‚roße Empörung in der breiten 
Öffentlichkeit hervorgerufen hat. 


Gehirnwäsche 
für hilflose Kinder 


Es passierte den Schülern der 
Kingsmead Primary School in 
Ostlondon. Die Kinder kommen 
aus wirtschaftlich benachteiligten 
Verhältnissen und haben keine an- 
dere Wahl, als den Launen der 
Bildungsintrige der Linken ausge- 
setzt zu werden. Paradoxerweise 
war es der linke Verleger und Mil- 
lionär Paul Hamyln, der die Kette 
der Ereignisse in Gang setzte, in- 
dem er beschloß, den benachtei- 
ligten Kindern einen Besuch der 
Aufführung von Shakespeares 
„Romeo und Julia“ mit der Musik 
von Prokofjew und dem Royal 
Ballet im Royal Opera House zu 
bezahlen. Für die armen Kinder 
der Kingsmead-Schule sollte das 
die Sensation des Lebens werden. 
Sie sollten mit Kindern von ande- 
ren Londoner Schulen zusammen- 
treffen, und sie waren ganz aufge- 
regt über das, was sie erwartete; 
auch ihre Eltern waren höchst er- 
freut. 


Auf die Bühne tritt nun Jane 
Hardman-Brown, die militante 
lesbische Schulleiterin der Kings- 
mead Primary School. Miss Hard- 
man-Brown war im Jahr 1991 
selbst von dem linken Schulaus- 
schuß als ungeeignet abgelehnt 
worden und mußte warten, bis ih- 
re Freundin Nicki Thorogood - 
mit der sie ein Haus teilte - vor- 
übergehend den Vorsitz beim ört- 
lichen Schulausschuß innehatte, 
um an die Schulleiterposition zu 
gelangen. 


Sobald sie im Amt war, verlor 
Miss Hardman-Brown keine Zeit 
und setzte ihren persönlichen, po- 
litisch korrekten Lehrplan durch. 
Sie führte den politisch korrekten 
Jargon ein, nannte berühmte eng- 
lische Schriftsteller Sexisten, 
Chauvinisten und Rassisten und 
lud Homosexuelle ein, um ihren 
Lebensstil als den überlegeneren 
zu präsentieren im Vergleich zu 
dem „rassistischen heterosexuel- 
len Lebensstil“, der von der 
Mehrheit praktiziert wird. Sie 
schrieb die Geschichte von Chri- 
sti Geburt, die alljährlich zur 
Weihnachtszeit von den Kindern 
in Form eines Krippenspiels dar- 
gestellt wurde, zu einer homose- 
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xuellen Pantomime um und strafte 
weiße Kinder, weil sie mit ihrer 
„Körpersprache rassistisch aus- 
sähen‘“. 


Auch wenn ihre Ernennung zur 
Schuldirektion höchst regelwidrig 
verlaufen war, so erntete sie doch 
durch ihren Eifer bei der Durch- 
setzung der sozialistischen und 
homosexuellen Agenda rasch den 
Beifall der Lehrergewerkschaft 
und deren verschiedener Verbün- 
deter. Als die Hamlyn-Organisati- 
on bezüglich der Einladung nach- 
fragte, die sie für die Kinder aus- 
gesprochen hatte, nahm Miss 
Hardman-Brown sie wegen fort- 
gesetzten „Rassismus und Homo- 
phobismus‘“ ins Gebet. Angesichts 
des ausgezeichneten linken Leu- 
munds des Gründers Paul Hamlyn 
wirkte es wie ein Schock, als man 
erfuhr, daß Miss Hardman-Brown 
die Einladung abgelehnt und den 
Kindern verboten hatte, sich eine 
„Geschichte“ anzusehen, „die 
ausschließlich auf heterosexueller 
Liebe basiert.“ 


Ingrid Haitink von der Paul-Ham- 
lyn-Stiftung überprüfte persönlich 
Miss Hardman-Browns Position. 
Die homosexuelle Lobby war be- 
geistert. Ein weiterer Schlag war 
gegen die „männlichen heterose- 
xuellen Rassisten‘ erfolgt. Ihr Tri- 
umph war jedoch von kurzer Dau- 
er. Die Story sickerte zum „Eve- 
ning Standard“ durch, und die 
Zeitung brachte sie in ihrer 
ganzen Ausführlichkeit. 


Die allgemeine Öffentlichkeit war 
empört und verursachte im Parla- 
ment große Furore, wodurch 
schließlich auch noch Premiermi- 
nister John Major hineingezogen 
wurde. Die Telefone liefen heiß, 
weil Eltern ihre Proteste loswer- 
den wollten, und im Parlament 
hieß es, man habe nie so viele bö- 
se Briefe zu einem Thema erhal- 
ten. Die Eltern aus dem Arbeiter- 
viertel Hackney, in dem die 
Kingsmead-Schule liegt, unter- 
zeichneten eine Petition, in der 
verlangt wurde, daß sowohl Miss 
Hardman-Brown als auch ihre 
Freundin, Miss Thorogood, gefeu- 
ert werden, und der Premiermini- 
ster gab die öffentliche Meinung 


43 [®SJODE 54 


wieder, als er sagte, was zu viel 
sei, sei zu viel, und man werde et- 
was unternehmen. 


Miss Hardman-Brown sagte, sie 
sei „bestürzt über den Kummer“, 
der bei Eltern, Schülern und im 
Parlament durch ihre Maßnahme 
hervorgerufen worden sei. 


Premierminister John Major 
mußte sich in den Elternprotest 
gegen homosexuelle Lehrer ein- 
schalten. 


Der Schulrat von Hackney, Gus 
John, bezeichnete ihre Maßnahme 
als „ideologischen Schwachsinn 
und kulturelles Philistertum‘“. „‚Sie 
wollte dem Inhalt des Stückes ei- 
ne Reihe ideologischer Betrach- 
tungen hinzufügen, und das war 
völlig unangebracht“, sagte Mr. 
John zu Reportern. Er fürchte, die 
Schule habe ihre Chance verloren, 
die Aufführung zu sehen, aber er 
fügte hinzu, wenn die Gelegenheit 
noch bestehen würde, dann glau- 
be er, die Schule würde sie gerne 
ergreifen. 


Kollegen an der Schule verteidig- 
ten Miss Hardman-Browns Ent- 
scheidung. „Sie will nicht die Ho- 
mosexualität propagieren. Sie 
wollte nur versuchen zu verhin- 
dern, daß die Kinder ständig nur 
mit Bandenkämpfen und Mord 
konfrontiert werden.« 

Die Agenda der zwei politisch 
korrekten Frauen wird von Vertre- 
tern der Schulbehörde überprüft, 
wobei die Lehrergewerkschaft sie 
unterstützt. Das Ergebnis ist noch 
offen. Doch die Sozialwissen- 
schaftler haben immerhin etwas 
von ihrer Arroganz verloren. ID 


Naher Osten 


Destabilisierung 
durch Bruch 
des irakischen 


George Smith 


Internationalen Quellen aus der Industrie zufolge sollen die Ölprei- 
se weltweit bis zum August dieses Jahres extrem fallen. Das sind 
gute Nachrichten für die Verbraucher, aber schlechte für die mei- 


sten Ölproduzenten. 


Die Aufhebung des Embargos ge- 
gen den Irak beschwört das Sin- 
ken der Ölpreise herauf. Um Bar- 
geld zu bekommen, wird erwartet, 
daß die Regierung Saddam Hus- 
seins - ungeachtet des Preises - so 
viel Öl wie möglich auf den 
Markt werfen wird. Das wird die 
Ölpreise weltweit natürlich in den 
Keller treiben, was wiederum die 
bereits wackligen Regime der ara- 
bischen ölproduzierenden Länder 
gefährlich in Bedrängnis bringen 
wird. 


Probleme für 
viele Regierungen 


Wenn Israel Amerika dazu bringt, 
den Versuch zu machen, die kor- 
rupten Regime zu retten, könnte 
die Reaktion von Seiten der isla- 
mischen Fundamentalisten die 
Regierungen von Ägypten, Alge- 
rien, Tunesien und Syrien zu Fall 
bringen. Wenn kein Versuch ge- 
macht wird, die Regierungen zu 
stützen, die sich als durch Israel 
und die Vereinigten Staaten form- 
bar erwiesen haben, könnte der 
sinkende Cash-flow den Nieder- 
gang der gleichen Regime bedeu- 
ten. 


Wir könnten einer absoluten Ver- 
lierersituation ins Auge sehen, 
und zwar nicht nur in den oben 
genannten Staaten, sondern auch 
in jenen, die als stabiler angese- 
hen werden, einschließlich Ku- 
waits und Saudi-Arabiens. 


Nach Wüstensturm wurde festge- 
stellt, daß rund fünf Milliarden 
Dollar an kuwaitischem Vermö- 
gen einfach verschwunden waren. 
In der arabischen Welt wird davon 
ausgegangen, daß es sich bei die- 
sen fünf Milliarden Dollar um 
Gelder handelt, die von den herr- 
schenden Sabahs ausgegeben 
wurden, um verschiedene auslän- 
dische Regierungen zu bestechen 
- nicht zuletzt auch die Regierung 
von George Bush -, um sie nach 
der Invasion durch den Irak wie- 
der an die Macht zu bringen. 


Die Sabahs hatten schon vor der 
irakischen Invasion die Gelegen- 
heit erhalten, Saddam Hussein 
auszuzahlen, doch sie hatten es 
abgelehnt. Damals sagte die ame- 
rikanische Botschafterin im Irak, 
April Glaspie, zu Saddam, die 
Vereinigten Staaten interessierten 
sich nicht dafür, welche Maßnah- 
men der Irak gegenüber Kuwait 
ergreifen würde. 


Diese Informationen wurden erst- 
mals exklusiv von „The Spot- 
light“ am 8. Oktober 1990 ent- 
hüllt und sechs Monate später be- 
stätigt, als Miss Glaspie durch 
den US-Kongreß befragt wurde. 


Miss Glaspie tat das, was sie nach 
den Anweisungen ihrer Bosse 
vom Außenministerium zu tun 
hatte. 


Saddam nahm das als ein Signal 
zur Intervention. Die Sabahs öff- 


neten - von panischem Schrecken 
gepackt - den Geldbeutel, und die 
Iraker wurden hinausgeschmissen. 
Vielleicht nicht ganz zufällig ging 
das Gerücht, Bush habe eine 
größere Summe Geldes erhalten, 
und er machte sich rasch daran, 
amerikanische Steuergelder aus- 
zugeben, um die kurzlebige anti- 
irakische Koalition ins Leben zu 
rufen. Doch die Demokratie - von 
Präsident George Bush dem iraki- 
schen Volk versprochen - hat sich 
nicht verwirklicht. 


Das Volk glaubt, die Herr- 
scher hätten Allah beleidigt 


Die Kuwaiter sind der Ansicht, 
daß die ganze Angelegenheit 
falsch gehandhabt worden ist und 
sowohl hinsichtlich Geld als auch 
hinsichtlich des sozialen Um- 
bruchs allzu kostspielig war, und 
sie verlangen eine Rechnungsle- 
gung. Hinzu kommt der Fauxpas 
der kuwaitischen Regierung, ei- 
nen britischen Staatsbürger ku- 
waitischer Abstammung - Sulei- 
man al-Adsani - ins Gefängnis ge- 
worfen zu haben, der in den 
antiirakischen Widerstand ver- 
wickelt gewesen sein soll. Er wur- 
de auf der Straße aufgegriffen, als 
die Sabahs durch die Operation 
Wüstensturm wieder an die 
Macht kamen, und soll angeblich 
auch gefoltert worden sein. 


Die kuwaitische Regierung be- 
schuldigt al-Adsani pornographi- 
sche Filme mit Mitgliedern der 
königlichen Familie hergestellt 
und in Umlauf gebracht zu haben. 
Die Filme sollen bekannte Mit- 
glieder des Herrscherhauses bei 
heterosexuellen und homosexuel- 
len Orgien zeigen. Ob die An- 
schuldigung stimmt oder nicht - 
das Volk neigt dazu, die Ge- 
schichten über die Orgien zu glau- 
ben, und meint, ihre Herrscher 
hätten Allah beleidigt. 


Nun sieht sich Kuwait einem zor- 
nigen Volk und einer gleicher- 
maßen zornigen internationalen 
Gemeinde gegenüber. Nur mit 
viel Geld können die Dinge noch 
unter Kontrolle gehalten werden - 
und wenn die Ölpreise fallen, geht 
damit auch das große Spiel dahin. 


Das gleiche 
Spiel in Saudi-Arabien 


Die Situation ist fast die gleiche - 
wenn auch vielleicht weniger hef- 
tig an der Oberfläche - in Saudi- 


Saddam Hussein, Iraks Präsident, droht nach Ende des Embargos, so- 
viel Ol wie möglich auf den Markt zu werfen. 


US-Präsident George Bush wurde abgewählt, Sadda 


m 


Hussein dage- 


gen wird die Aktion Wüstensturm überstehen. 


Arabien, wo die königliche Fami- 
lie sämtliche Vermögenswerte des 
Landes für ihr persönliches Ei- 
gentum hält. Jahrelang hat die kö- 
nigliche Familie Bargeld aus dem 
Land genommen und es investiert 
- oder ausgegeben. Das Ergebnis 
ist, daß die Saudis den Cash-flow 
aus den Ölprofiten brauchen, um 
das Land in Gang zu halten. 


Hinzu kommt die Unruhe unter 
den ausländischen Arbeitern, die 
dem Königshaus keine Gefolg- 
schaftstreue schulden, und schon 
haben wir eine Regierung, die er- 
heblich wackelt. 


Vielleicht hat Saudi-Arabiens Kö- 
nig Fahd ibn-Abdul Asis dies vor 
Augen gehabt, als er Ende De- 
zember 1993 die erste Majlise- 
Shura (beratende Versammlung) 
eingesetzt hat. Sie hat 60 Mitglie- 
der, die vom König aus der allge- 
meinen Öffentlichkeit, die nicht 
zur herrschenden al-Saud-Familie 
gehört, ernannt werden. Sie haben 
am 28. Dezember 1993 ihren 
Amtseid geleistet. 


Prominente Moslems haben die- 
sen „historischen Schritt“ begrüßt. 
König Fahd sagte: „Saudi-Arabi- 
en wurde auf dem Prinzip der 
Konsultation gegründet und ist 


entschlossen, entlang dem islami- 
schen Pfad fortzufahren.“ 


Es sollte darauf hingewiesen wer- 
den, daß es in dem Königreich 
keine allgemeinen Wahlen gibt. 


Hungrige Banken 
und die alte Taktik 


Und es ist kein Geheimnis, daß 
den Banken - die von den Ölgel- 
dern überquellen - in Erwartung 
des Zusammenbruchs einer oder 
aller Regierungen der ölproduzie- 
renden Staaten das Wasser im 
Mund zusammenläuft. Das wird 
ihnen nämlich die Chance geben, 
die Gelder der entmachteten Herr- 
scher einzufrieren und sie für im- 
mer zu behalten. Dies ist keine 
neue Taktik. Die Privatkonten des 
verstorbenen Ferdinand Marcos 
von den Philippinen, die sich seit 
1947 auf Schweizer Banken be- 
fanden, wurden nach Marcos’ 
Entmachtung unter dem Vorwand 
eingefroren, sie gehörten den Phi- 
lippinen und nicht Marcos persön- 
lich. 


Doch als die neue Präsidentin 
Corazon Aquino versuchte, an die 
Gelder heranzukommen, hatte sie 
keinen Erfolg. Nach Ausgabe von 
76 Millionen Dollar und Jahren 
intensiver Gerichtsprozesse be- 
kam sie dennoch keinen Pfennig. 
Eins zu Null für die Banken. 


Nun sind scheinbar die Regieren- 
den der Ölländer in Nahost an der 
Reihe. Das Ironische daran ist, 
daß diese Herrscher vielleicht ge- 
stürzt werden, weil sie das Vermö- 
gen ihres jeweiligen Landes nur 
deswegen gestohlen haben, damit 
es dann in die Hände der interna- 
tionalen Banken fällt. 


Ein bankrotter Naher Osten wäre 
noch instabiler als ein reicher. Der 
einzige Herrscher, von dem man 
glaubt, daß er an der Macht blei- 
ben wird, ist Saddam Hussein - 
der einzige, von dem die Verei- 
nigten Staaten und ihre Verbünde- 
ten allerdings sicher sind, daß er 
gehen wird. OD 
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Wirtschaftliche 
Probleme des 
Gaza-Jericho- 
Abkommens 


John Springfield 


Anfang Januar dieses Jahres unterzeichneten die Palästinensische 
Befreiungsorganisation (PLO) und Jordanien eine Vereinbarung 
zur Koordination der Wirtschafts- und Währungspolitik in den be- 
setzten Gebieten, die unter palästinensische Selbstherrschaft fallen 
sollen. Der Vertrag bedeutet, daß die jordanischen Banken, die nach 
dem Krieg von 1967 geschlossen wurden, im Westjordanland und 
in Gazastreifen wieder geöffnet und unter der Kontrolle der Zen- 
tralbank von Jordanien stehen werden, die ihrerseits wiederum von 
der Bank von Israel Weisung erhält. 


Der jordanische Dinar, der dort 
bereits in Umlauf ist, wird als 
Hauptzahlungsmittel eingesetzt, 
wenn auch „internationale und 
arabische Währungen“ - die 
ägyptische Währung und der 
Dollar werden im Gazastreifen in 
Umlauf sein - zwar nicht als lega- 
les Zahlungsmittel, so doch als 
ein „Mittel, um Rechnungen zwi- 
schen der palästinensischen Na- 
tionalbehörde und den von der 
Weltbank finanzierten Projekten 
zu begleichen“, verwendet wer- 
den - so die PLO-Wirtschafts- 
und Planungskommission. Die 
PLO wird bei politischen Ent- 
scheidungen in hohem Maße das 
Sagen haben, da die jordanischen 
Banken nur „nach Rücksprache 
mit der PLO“ geöffnet werden, 
und ein „gemeinsamer techni- 
scher Ausschuß wird sich um die 
finanziellen, steuerlichen und mo- 
netären Fragen in den besetzten 
Gebieten kümmern“. 


Die Vereinbarung 
zwischen PLO und 
Jordanien 


Eine Versammlung der Gouver- 
neure des palästinensischen Wirt- 
schaftsrats, die wenige Tage spä- 
ter in Tunis stattfand, hat die zwi- 
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schen der PLO und der Weltbank 
diskutierten Prioritäten genehmigt 
und die technischen Berater und 
Projektvorhaben bestimmt. Die 
Projekte, zu denen öffentliche 
Straßen, Schulen, Unterkünfte in 
den Lagern und die Abwasserent- 
sorgung gehören, könnten sofort 
beginnen. Innerhalb von zwei 
Monaten könnten schon Fort- 
schritte sichtbar werden. 


Die Vereinbarung zwischen der 
PLO und Jordanien kam nach 
Monaten der Untersuchungen und 
Diskussionen nicht ohne Kontro- 
versen zustande. In einem 26 Sei- 
ten langen Dokument, das die 
PLO-Wirtschaftskommission im 
Oktober 1993 fertiggestellt hat, 
sprach man sich für die Verwen- 
dung des jordanischen Dinars und 
dafür aus, daß die Zentralbank 
von Jordanien in der Übergangs- 
zeit und in Koordination mit den 
palästinensischen Behörden eine 
wichtige Rolle übernehmen soll- 
te. 


Inzwischen wird in einer Studie 
vorgeschlagen, daß Schritte unter- 
nommen werden sollten, um die 
Zentralbank von Jordanien zu ei- 
ner föderierten Zentralbank zu 
machen, die von dem palästinen- 
sischen und jordanischen ‚Staat 


zusammen geleitet wird. Dies ist 
jedoch nicht geschehen, und es ist 
eher wahrscheinlich, daß eine 
palästinensische Zentralbank auf 
der Tagesordnung stehen bleibt. 
PLO-Führer haben die Bedeutung 
einer unabhängigen Zentralbank 
betont, um eine Kontrolle über die 
monetäre und Wirtschaftspolitik 
zu ermöglichen - eine Vorausset- 
zung für eine echte Souveränität. 


Die Befürchtungen 
Jordaniens 


Was vor der Vereinbarung Span- 
nungen zwischen der PLO und 
Jordanien erzeugt hat, waren die 
Befürchtungen in Amman, daß 
Arafat in den Pariser Gesprächen 
über wirtschaftliche Zusammenar- 
beit im November 1993 mit Israel 
Vereinbarungen getroffen haben 
könnte, die der jordanischen Wirt- 
schaft schaden könnten. Der jor- 
danische Wirtschaftswissenschaft- 
ler Fahed Fanek berichtete, daß 
durchgesickert sei, die PLO und 
Israel hätten sich untereinander 
auf einen zollfreien Verkehr geei- 
nigt, aber gegen Jordanien eine 
„Zollunion“ gebildet. 


König Hussein richtete zum Jah- 
resende in einer Rede vor dem 
Offizierskorps eine eindeutige 
Botschaft an Arafat, daß die PLO 
ihre Kooperation mit Jordanien zu 
einem Abschluß bringen müsse, 
andernfalls würde Jordanien Prä- 
ferenzvereinbarungen mit Israel 
abschließen. Jordanien hatte von 
Israel - das das Bankwesen in den 
besetzten Gebieten seit dem Jahre 
1967 kontrolliert hat - nämlich 
ohne Zustimmung der PLO die 
Genehmigung erhalten, seine 
Banken wieder zu eröffnen. Kurz 
danach wurde das Abkommen 
darüber mit der PLO geschlossen. 


Die italienische Tageszeitung 
„Corriere della Sera“ bot eine Er- 
klärung für die dreiseitige Riva- 
lität, die unter den Handelspart- 
nern in der Region aufgekommen 
zu sein schien; sie meinte, der 
Streit zwischen Israel und Jorda- 
nien darüber, wer einen wirt- 
schaftlichen Kooperationsvertrag 
mit der PLO abschließen würde, 
sei aufgekommen, weil beide Zu- 
gang zu den schätzungsweise zwei 
Milliarden Dollar der Weltbank 
haben wollten. Dies würde Israels 
Bemühungen erklären, das Bank- 
wesen in den Gebieten zu kontrol- 
lieren, ebenso wie Jordaniens Be- 
gierde, dort wieder hineinzukom- 
men. 


Wie das Thema der Zollunion 
zeigt, gibt es außerdem einen 
Wettlauf zwischen Jordanien und 
Israel um die Kontrolle über den 
palästinensischen Markt und sei- 
ne Produkte. Die Israeli sagen, sie 
fürchten jordanische Billigpro- 
dukte, meinte Fanek. 


Jordanien kann Elektrizität zu 65 
Prozent des israelischen Preises 
verkaufen und kann Zement zu 
zwei Drittel des israelischen Prei- 
ses anbieten. „Israel möchte das 
Westjordanland also als nur für 
den Eigenbedarf bestimmten 
Markt behalten“, sagte Fancek, auf 
dem sie nur ihre eigenen Produkte 
verkaufen und die jordanischen 
durch Zölle draußen halten wol- 
len. 


Die Falle der 
freien Marktwirtschaft 


Hinter diesem unklugen Denken 
steht der ökonomisch falsche Ge- 
danke, daß Reichtum durch 
„Märkte“ bestimmt wird. In Wirk- 
lichkeit ist der einzige Parameter 
für wirklichen Reichtum in einer 
Volkswirtschaft die betriebliche 
Leistungsfähigkeit der Arbeits- 
kräfte. Um im Nahen Osten 
Reichtum zu produzieren, müssen 
deshalb der Lebensstandard und 
die Fachkenntnisse der palästinen- 
sischen Bevölkerung, insbesonde- 
re durch massive Infrastruktur und 
die Einführung fortgeschrittener 
Technologien, erhöht werden. 
Durch Wiederholung dieses Pro- 
zesses in verschiedenen Ländern 
und durch kooperative Bemühun- 
gen um die regionale Infrastruktur 
wird die Wirtschaft der ganzen 
Region fundamental umgewan- 
delt. Es wird sich eine echte 
Nachfrage nach Industrie- und 
Konsumgütern entwickeln, die je- 
de technologisch sich weiterent- 
wickelnde Gesellschaft benötigt. 


Anstatt sich auf diese Aufgaben 
zu konzentrieren, beschränkte 
sich die Debatte auf die Visionen 
des freien Marktwirtschaftlers von 
den raschen Profiten durch den 
Verkauf von Waren, die mit vor- 
handenen Technologien herge- 
stellt werden, auch wenn diese 
veraltet sind. Die Debatte hat 
Punkte völliger Absurdität er- 
reicht. Uri Menasce, ein Vor- 
standsmitglied der Industrie- und 
Handelskammer in Tel Aviv, 
äußerte beispielsweise gegenüber 
der deutschen Wirtschaftszeitung 
„Handelsblatt“ Ende Dezember: 
„Israel und Jordanien produzieren 
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benötigen. Es ist also unverant- 
wortlich, 400 Millionen Dollar zu 
verschwenden, um in dem autono- 
men Gebiet eine Zementfabrik zu 
bauen.“ Mit dieser Bemerkung 
sollten palästinensische Pläne 
mißbilligt werden, einen selbstän- 
digen Bausektor zu entwickeln. 


Angesichts des Fehlens angemes- 
sener Unterkünfte für die Bewoh- 
ner des Gazastreifens, die derzeit 
in Flüchtlingslagern eingepfercht 
sind, ist eine lebhafte Bauindustrie 
ein offensichtliches Muß. Selbst 
wenn Israel und Jordanien Ze- 
ment für Hunderttausende neuer 
Wohnhäuser hätten, müßte man 
nach vernünftigen ökonomischen 
Überlegungen für den Bau palä- 
stinensischer Zementfabriken und 
damit verbundene Bauaktivitäten 
sein, um ungelernte Arbeitskräfte 
zu schulen. 


Anstatt Atomenergie zu importie- 
ren, ist es z. B. aus den gleichen 
Gründen für eine sich entwickeln- 
de Volkswirtschaft wichtig, die 
Technologie als Teil des Schu- 
lungsprozesses moderner Arbeits- 
kräfte selbst zu beherrschen. 


Ein weiteres absurdes Argument, 
das in die Debatte geworfen wur- 
de, lautet: Da Israel und Jordani- 
en in Haifa, Ashdod und Agaba 
Häfen besitzen, ist der Hafen, den 
die PLO im Gazastreifen bauen 
will, „nicht nötig“. Mit dieser An- 
sicht geht man wohl offensichtlich 
davon aus, daß es zu keinem 
wirklichen Wachstum kommen 
wird, das die Expansion des 
Transportwesens für Handels- 
zwecke erfordern würde. 


Das Wasser und der sy- 
risch-israelische Konflikt 


Die gleiche falsche Methodik 
wird in dem Kampf um das Was- 
ser deutlich. Während sich das 
Treffen zwischen US-Präsident 
Bill Clinton und Syriens Präsident 
Hafez al-Assad im Januar um po- 
litische und militärische Angele- 
genheiten zu drehen schien, kann 
die wirtschaftliche Realität der sy- 
risch-israelischen Differenzen 
nicht ignoriert werden. Es zirku- 
lierten verschiedene Szenarios, 
die den Inhalt der Gespräche zwi- 
schen Clinton und Assad wieder- 
geben sollten. Unter anderem ein 
Angebot der Amerikaner, Syrien 
im Austausch gegen den Frieden 
mit Israel von der Terroristenliste 
zu streichen; eine Vereinbarung 


Präsident Hafez al-Assad, Syriens 
Staatschef, weiß, daß es bei einer 
Verständigung mit Israel um die 
Wasserfrage geht. 


König Hussein von Jordanien 
will künftig das Bankwesen in 
den von Israel besetzten Gebieten 
kontrollieren. 


für die Golan-Höhen, nach der 
Syrien de jure Souveränität erhält, 
Israel de facto aber immer noch 
der Zugang erlaubt ist; ein Ange- 
bot der Amerikaner, „Frieden- 
struppen“ zur Verfügung zu stel- 
len, die die formell entmilitari- 
sierten Golan-Höhen überwachen 
sollen. 


Was steht wirklich hinter den 
Szenarios? Die französische Ta- 
geszeitung „Lib&ration“ intervie- 
wte General Ariel Shaliv vom Jaf- 
fee-Zentrum für Strategische Stu- 
dien in Tel Aviv. In bezug auf die 
Golan-Höhen sagte Shaliv: „Israel 
sollte sich von Golan und den 
Siedlungen - die nicht unter syri- 
scher Souveränität bleiben wür- 
den - größtenteils zurückziehen.“ 


Auf die Bitte von „Liberation“, 
dies doch weiter zu erläutern, 
meinte General Shaliv: „Meiner 


Ansicht nach sollte ein zwei bis 
drei Kilometer langer Streifen in 
unserer Hand bleiben, damit wir 
unser Grenzgebiet kontrollieren 
können und die Kontrolle über 
das Wasser vom See Tiberias (See 
Genezareth) behalten. Die Grenze 
müßte geändert werden, auch 
wenn das für Assad schwer zu ak- 
zeptieren ist.“ 


Die Wasserfrage 
muß geklärt werden 


Der schmale Landstrich in Gene- 
ral Shalivs Plan entspricht einer 
Option für den israelischen Rück- 
zug, die im Jaffee-Zentrum ent- 
wickelt wurde und im Oktober 
1993 erstmals an die Presse 
durchsickerte. Damals schrieb die 
israelische Tageszeitung „Haa- 
retz“, daß sowohl die Regierung 
Shamir als auch die Regierung 
Rabin die Veröffentlichung der 
Studie blockiert hätten, die erste- 
re, weil in der Studie ein territo- 
rialer Kompromiß diskutiert wür- 
de, und die zweite, weil die lau- 
fenden Verhandlungen mit der 
PLO gestört werden könnten, 
wenn die Öffentlichkeit von der 
Studie Kenntnis erhält. 


In der Studie wurden genaue Plä- 
ne mit Landkarten für den mi- 
litärischen Rückzug von den Go- 
lan-Höhen und vom Westjordan- 
land ausgearbeitet, ebenso wie 
besondere Richtlinien. „Haaretz“ 
zufolge wurde in der Studie „ein 
wichtiges Prinzip betont: Israel 
muß alles tun, um die Wasserre- 
serven, die sich jetzt in ihren Hän- 
den befinden, zu schützen“. 


In der Studie wurde der Rückzug 
Israels von Golan mit fortgesetz- 
ten Kontrollrechten über die Was- 
serreserven erwogen, wozu auch 
die Quelle in Jordanien gehört. 
Die in „Haaretz‘“ veröffentlichten 
Karten zeigten Golan wieder in 
syrischer Hand, mit Ausnahme 
„einer Pufferzone von durch- 
schnittlich über 10 km Breite um 
den See Genezareth“ - so berich- 
tete die „Jordan Times“ am 10. 
Oktober 1993. Mit einer derarti- 
gen Pufferzone wäre ein Monopol 
über die Wasserreserven garan- 
tiert. 

Es ist sehr wohl bekannt, daß Is- 
raels militärische Inbesitznahme 
der Golan-Höhen mit ihrem Plan, 
Kontrolle über die Wasserreser- 
ven zu erhalten, in Einklang 
stand. Es wird für die „territoria- 
le“ Frage der Souveränität keine 
Lösung geben, solange die Was- 


serfrage nicht völlig neu definiert 
ist. Anstatt sich um knappe Was- 
servorräte zu streiten, die in weni- 
ger als einem Jahrzehnt ohnehin 
nicht mehr ausreichen werden, 
sollte man sich auf die Entwick- 
lung fortgeschrittener Technologi- 
en wie Nuklearanlagen konzen- 
trieren, um das Meerwasser zu 
entsalzen. Der Unterschied in den 
beiden Lösungen liegt in einem 
fundamentalen Unterschied in der 
ökonomischen Denkweise - die 
eine falsch und die andere richtig. 


Erfolg oder Scheitern der Ge- 
spräche, ob mit Jordanien oder 
Syrien und dem Libanon, wird 
von der ökonomischen Methode 
abhängen, die sich durchsetzen 
wird. Wenn die Philosophie der 
freien Marktwirtschaft die Ober- 
hand gewinnt, stehen Probleme 
ins Haus. In diesem Zusammen- 
hang sind Nachrichten über das 
Programm des Weltwirtschaftsfo- 
rums, das vom 27. Januar bis 1. 
Februar in Davos in der Schweiz 
stattfand, beunruhigend. 


„Le Figaro“ zufolge sollen auf 
dem Symposium Pläne für einen 
Nahost-Freihandelsvertrag (MEF- 
TA) - ein NAFTA für die Nahost- 
Region - enthüllt worden sein. Zu 
denjenigen, die das Abkommen in 
Davos wahrscheinlich ausarbeite- 
ten, - so schreibt die Zeitung - 
gehören die Protagonisten der 
Friedensverhandlungen: PLO- 
Chef Yassir Arafat, Jordaniens 
Kronprinz Hassan bin-Talal, der 
libanesische Premierminister Ra- 
fic Hariri, der israelische Außen- 
minister Schimon Peres, Mitglie- 
der der ägyptischen und wahr- 
scheinlich auch syrischen 
Regierung sowie verschiedene 
Wirtschaftsexperten aus der Regi- 
on. 


Wie es im „Le Figaro“ heißt, 
„wurden geheime Vorbereitungs- 
gespräche für diesen MEFTA seit 
mehreren Wochen abgehalten“, 
und weitere Gespräche sollen in 
nächster Zeit in verschiedenen 
Hauptstädten „auf höchster Ebe- 
ne“ stattfinden. m) 


see [SODE 51 


Hintergrund- 


Journal 


Opposition in 
Asien gegenüber 
Sanktionen für 
Nordkorea 


Südkorea, Japan und die Volksre- 
publik China sind alle gegen die 
Vorstellung von UNO-Sanktionen 
gegenüber Nordkorea und fürch- 
ten, daß das Regime von Kim Il- 
Sung damit in die Ecke getrieben 
wird. 


Der südkoreanische Außenmini- 
ster Han Sung-Joo besuchte Was- 
hington, um zu versuchen, die 
Sanktionen-Dampfwalze zu stop- 
pen. Amerikanischen Journalisten 
gegenüber äußerte er, Japan und 
Südkorea hätten sich darüber ge- 
einigt, daß es keine unmittelbaren 
Sanktionen geben solle, auch 
wenn die Internationale Atom- 
energiebehörde (IAEA) die Atom- 
frage an den UN-Sicherheitsrat 
verweist. Der damalige japanische 
Premierminister Morihiro Hoso- 
kawa sprach sich ebenfalls gegen 
eine übereilte Aktion aus, und 
China, ein traditioneller Ölliefe- 
rant Nordkoreas, soll sich eben- 
falls wiederholt gegen die Sank- 
tionen ausgesprochen haben. 


Paraguay fürch- 
tet Aufstand . 
nach mexikani- 
schem Modell 


Die argentinische Wochenzeitung 
„El Informador Publico“ berichte- 
te, die Streitkräfte Paraguays 
fürchteten einen „Zapatista“-ähn- 
lichen Aufstand vergleichbar mit 
demjenigen, der im mexikani- 
schen Staat Chiapas ausgebrochen 
ist. Dem Bericht zufolge könnte 
dies unter anderem durch ver- 
stärkte Verwicklung des US Sou- 
thern Command in Paraguay pro- 
voziert werden. 


Wie aus Militärquellen verlautet, 
wird der US Southern Command 
im Mai ein Programm in der Re- 
gion von San Pedro beginnen, das 
den Namen „Strong Roads 1994 
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South“ trägt und eine „Überwa- 
chung der Region von San Pedro 
durch das Ausland“ vorsieht. Da 
die fragliche Region recht instabil 
ist - sehr arm und mit einem ho- 
hen indianischen Bevölkerungs- 
anteil -, fürchten brasilianische 
Militärexperten, daß dies von 
„neuen linken Gruppierungen auf 
dem Kontinent, die im südlichen 
Teil Südamerikas ‘Zapatista’-Er- 
fahrungen entfesseln wollen, zum 
Anlaß genommen werden könnte, 
sich dabei gleichzeitig leicht zu 
manipulierende ethnische Grup- 
pen zunutze zu machen.“ 


Die indianischen Guarani-Stäm- 
me in Paraguay, die auch in Teilen 
Brasiliens, Boliviens und Nordar- 
gentiniens zu finden sind, wurden 
in diesem Jahrhundert von An- 
thropologen stark dafür Konditio- 
niert. Somit ist die Region, die für 
Großbritannien immer von geopo- 
litischem Interesse war, für ethni- 
sche Konflikte vorprogrammiert. 
Der argentinische Psychoanalyti- 
ker Enrique Pichon-Riviere, der in 
den vierziger Jahren im Londoner 
Tavistock-Institut, dem ersten In- 
stitut für psychologische Kriegs- 
führung, studiert hat, hat einige 
seiner ersten Studien über die Gu- 
aranis in Argentinien durchge- 
führt. 8) 


Iranischer 
Führer sieht Re- 
volution voraus 


Der iranische Oppositionsführer 
Dariush Foruhar, Chef der „Iran 
Nation Party“, sagte in einem im 
Londoner „Independent“ veröf- 
fentlichten Interview, eine landes- 
weite Volksbewegung sei bereit, 
in Aktion zu treten und das ge- 
genwärtige tyrannische, diktatori- 
sche System auszulöschen, um es 
durch ein wirklich demokratisches 
System zu ersetzen, das in der La- 
ge sei, den Iran vor der Katastro- 
phe zu retten. 


Obwohl sich Foruhar öffentlich 
gegen das iranische Regime aus- 
gesprochen hat, hat die Regierung 
nichts gegen ihn unternommen 
und erlaubte ihm sogar, ins Aus- 
land zu reisen. In der Schah-Zeit 
saß er im Gefängnis, und im er- 
sten Regime nach der Revolution 
hatte er einen Ministerposten in- 
ne. 


In dem Interview forderte Foruhar 
die Regimeführer auf, „den Platz 
zügig zu räumen und einem de- 


mokratischen Volksregime die 
Möglichkeit zu geben, das Land 
aus dem Abgrund zu retten, in 
den es gestürzt ist, seit die macht- 
hungrigen Mullahs die Macht er- 
griffen, das Land isoliert und in 
das dunkelste Mittelalter gestürzt 
haben.“ 


Foruhar wies auf die derzeitigen 
Wirtschaftsprobleme des Landes 
hin: eine hohe Arbeitslosenrate, 
Knappheit in vielen Bereichen 
und schlechte Ausbildung. 


Foruhars Aussagen folgen auf das 
versuchte Attentat auf Präsident 
Ali Akbar Hashemi Rafsanjani 
am 1. Februar 1994 und Aufstän- 
de in einer Provinzstadt. Das ira- 
nische Regime behauptete, der 
Mann, der versucht habe, Rafsan- 
jani zu töten, sei ein Mitglied ei- 
ner geheimen Terrorgruppe mit 
Bindungen zu ausländischen Bot- 
schaften. 


Schirinowski 
sagt „Inferno“ 
in Zentralasien 
voraus 


Es werde 20 oder 30 Jahre lang 
Krieg in Afghanistan herrschen, 
und dann würden die Leute aus 
der Region Rußland bitten, ihnen 
den Frieden zu bringen, erklärte 
Wladimir Schirinowski in einem 
Interview mit der geopolitischen 
Vierteljahresschrift „Limes“. 


„Die ganze Region wird unterge- 
hen“, sagte Schirinowski. „Der 
Iran, die Türkei und Afghanistan 
werden intervenieren, und es wird 
ein Inferno geben, das dem des 
Libanon oder dem Nordirlands 
gleicht. Und dann - 20 oder 30 
Jahre später - werden sie mit Trä- 
nen in den Augen darum bitten, 
daß Rußland ihnen den Weg hin- 
aus zeigen möge - in erster Linie 
auf psychologischer Ebene. Von 
Moskau aus können wir sicher- 
stellen, daß diese Militäroperatio- 
nen aufhören. Wenn man die Stär- 
ke der russischen Wirtschaft und 
die Macht der russischen Armee 
kennt, wird all das ein Ende fin- 
den. Die UNO wird uns bitten, 
doch nur wenn sie uns dafür be- 
zahlt, werden wir die Katastrophe 
stoppen, das ist sicher.“ 


Was den Transkaukasus angeht, 
sagte Schirinowski: „Wir wollen 
diese Territorien nicht. Es gibt nur 
Kriminelle dort, keine vernünftige 


Wirtschaft und keine Möglichkei- 
ten für Rußland, Gewinne zu ma- 
chen. Der Iran übernimmt viel- 
leicht Aserbaidschan. Armenien 
und Georgien werden an die Tür- 
kei fallen. Diese Staaten sind nie 
unabhängig gewesen.“ 


Schirinowski erklärte auch, Est- 
land werde ein Teil von Rußland 
werden, ebenso wie Weißrußland, 
die östliche Ukraine, die Moldau 
und Slowakien. Was Kasachstan 
angehe, „so ist das nie ein unab- 
hängiger Staat gewesen, es gehört 
zu Rußland.“ 


Alternatives 
Wirtschaftspro- 
gramm enthüllt 


Ein alternatives Wirtschaftspro- 
gramm mit dem Titel „Soziale 
und wirtschaftliche Transforma- 
tionen in Rußland: die moderne 
Situation und neue Ansätze“ sei 
Präsident Boris Jelzin und den 
Parlamentsabgeordneten vorgelegt 
worden, so berichtete die Nach- 
richtenagentur „Interfax“. Zu den 
Autoren dieses Programms gehör- 
ten Leonid Abalkin, Nikolai Pe- 
trakow und Stanislaw Schatalin. 


Das Programm soll während der 
Bildung einer Marktwirtschaft ak- 
tiven staatlichen Dirigismus be- 
fürworten, die gesellschaftlichen 
Leistungen wie Mindestlohn, 
Aufrechterhaltung der Arbeits- 
plätze, Beihilfen auf dem Ausbil- 
dungs- und Gesundheitssektor be- 
tonen und die Kürzungen von 
„populistischen Privatisierungen“ 
empfehlen. 


Am 1. Februar 1994 entledigte 
sich Jelzin zweier weiterer radika- 
ler Reformer, Umweltminister 
Viktor Danilow und Gesundheits- 
minister Eduard Netschajew aus 
dem Sicherheitsrat, der höchsten 
Exekutive der Landes. 


Unterdessen meinte Juri Skokow, 
Chef des russischen Verbandes 
der Warenhersteller, daß „fast die 
Hälfte aller Unternehmen prak- 
tisch kurz vor der Schließung 
steht. Das bedeutet, daß Millionen 
von Arbeitslosen, die die Arbeits- 
losigkeit noch nie gekannt haben, 
auf der Straße stehen werden. Das 
heißt, Chaos und Bürgerkrieg“, 
sagte er. Skokow meinte, die rus- 
sische Industrie „erlebt einen Zu- 
sammenbruch, der unvermeidlich 
zum Zusammenbruch des russi- 
schen Staates führen wird.“ 


Weltgetreide- 
ernte sinkt 
weiterhin 


Im gegenwärtigen Finanzjahr (das 
am 30. Juni endet) werde die 
Weltgetreideernte einschließlich 
Reis wahrscheinlich nur 1,878 
Milliarden Tonnen erreichen, so 
berichtete „Agra-Europe“. Das 
seien vier Prozent weniger als im 
Vorjahr. Die Lebensmittel- und 
Landwirtschaftsorganisation der 
UNO berichtet, die Versorgungs- 
situation sei weltweit „stark ange- 
spannt“. Vor allem die Herstel- 
lung von Futtergetreide sei in den 
Industrieländern im Vergleich zu 
1992 erheblich gesunken. 


Diese Situation wird dazu führen, 
daß die Getreidevorräte weltweit 
erheblich sinken werden. Von Ver- 
sorgungsmängeln in einzelnen 
Gebieten wird berichtet, und 
gleichzeitig steigen die Getreide- 
preise auf den Weltmärkten. 


Während die niedrigen Ernteerträ- 
ge in Kenia, Eritrea, Äthiopien, 
dem Sudan, Burundi und Angola 
sowie die Engpässe im Irak, auf 
Haiti und in den kaukasischen Re- 
publiken die Nachfrage nach Le- 
bensmittelhilfen erhöhen werden, 
haben die Geberländer ihre Hilfen 
gekürzt. Für die Nahrungsmittel- 
hilfen wird Getreide etwa zu ei- 
nem Drittel - oder 11,4 Millionen 
Tonnen - weniger zur Verfügung 
stehen als im Vorjahr. 


OAU über 
Schulden 
besorgt 


Die Organisation für Afrikanische 
Einheit (OAU) hat ihre „große 
Sorge“ über die Schuldenlast der 
Länder Afrikas zum Ausdruck ge- 
bracht, und sie stellt in einem Be- 
richt an die 59. ordentliche Sit- 
zung des Ministerrats der OAU 
fest, daß die „sozioökonomischen 
Bedingungen in der Mehrzahl der 
Mitgliedsstaaten trotz der Refor- 
mpolitik“, das heißt, der vom In- 
ternationalen Währungsfonds auf- 
erlegten Politik, „die von den Re- 
gierungen seit Anfang der 
achtziger Jahre eingeführt worden 
ist, im Jahre 1993 keine wesentli- 
chen Verbesserungen zeigen.“ 
Dies berichtete der PANA-Nach- 
richtendienst. 


Auch wenn die Zahlen für das 


Jahr 1993 noch nicht veröffent- 
licht wurden, sagte die OAU, „ist 
es sicher, daß ihre Größenordnung 
nicht auf das gewünschte Niveau 
gesunken ist, um die afrikani- 
schen Länder von einem Schul- 
denüberhang zu befreien.“ PANA 
zufolge sind die Schulden seit 
dem Jahre 1985, als die Mit- 
gliedsstaaten die gemeinsame Po- 
sition über die Schulden Afrikas 
annahmen, von 184,89 auf 275,15 
Milliarden Dollar im Jahre 1992 - 
mit anderen Worten um 49 Pro- 
zent - gestiegen. 


Gleichzeitig ist der Geldfluß kon- 
tinuierlich gesunken. „Die Situati- 
on ist noch alarmierender, wenn 
man die Gesamtschulden mit den 
Gesamtexporten oder dem gesam- 
ten Bruttoinlandsprodukt ver- 
gleicht“, meinte die OAU. Das 
Verhältnis Schulden/Export stieg 
beispielsweise von 361 Prozent 
im Jahre 1990 auf 373 Prozent im 
Jahre 1992. Das Verhältnis des 
Schuldendienstes zu den Exporten 
stieg im gleichen Zeitraum eben- 
falls von 30 auf 35 Prozent. 


Zu den Faktoren, die zu Afrikas 
schlechter Leistung beitragen, 
gehören „falsche volkswirt- 
schaftspolitische Maßnahmen“, 
Verschlechterung des Wechsel- 
kurses, niedrige Warenpreise, ge- 
tinges Investitionsniveau und po- 
litische Instabilität. 


Japan startet 
seine erste 
eigene Rakete 


Japan hat seine erste im eigenen 
Land hergestellte Rakete gestartet, 
die in der Lage ist, Satelliten in 
den Weltraum zu senden. Ihre 
früheren Abschußgeräte basierten 
auf US-Technologie, die den Japa- 
nern unter der Voraussetzung zur 
Verfügung gestellt wurde, daß sie 
die Genehmigung von Washing- 
ton erhalten, die Satelliten von 
Drittländern in den Weltraum zu 
senden. Ein Konsortium von über 
70 japanischen Firmen bildete die 
Rocket Systems Corporation, um 
die Rakete zu vermarkten. 


„Das Wichtigste ist, daß es sich 
um unsere eigene Technologie 
handelt“, sagte Masayuki Yoshi- 
no, ein Sprecher der Nationalen 
Raumfahrtentwicklungsbehörde 

Japans, von der Rakete, die den 
Namen H-2 trägt. „Wir wollen 
zeigen, daß Japan das selbst tun 
kann. Die Benutzung der Techno- 


logie anderer Länder ist mit zu 
vielen Vorschriften verbunden.“ 


In der Londoner „Times“ heißt es 
unter der Überschrift „Japanische 
Rakete heizt Befürchtungen über 
einen Rüstungswettlauf in Ostasi- 
en an“, diese Rakete „könnte auch 
als Interkontinentalrakete einge- 
setzt werden und wäre damit eine 
Atomwaffe, ... die den ganzen 
Globus überqueren kann, bevor 
sie wieder in die Atmosphäre ein- 
trıtt. 


Und die Tatsache, daß die H-2 im 
Gegensatz zu früheren japani- 
schen Raketen nicht mit US-Tech- 
nologie gebaut wurde, bedeutet, 
daß Japan das Raketenprogramm 
den USA nicht zur Überprüfung 
preisgeben muß.“ 


Soros arbeitet 

mit GE zusam- 
men, um Kraft- 
werke zu bauen 


Der Spekulant George Soros hat 
mit der GE Capital Corporation, 
dem finanzkräftigen Arm der 
amerikanischen Firma General 
Electric, eine Partnerschaft ge- 
gründet, um weltweit Kraftwerke 
zu verkaufen. Anfangs wird man 
sich auf Asien, insbesondere Chi- 
na, Indien und Indonesien, kon- 
zentrieren, und es gibt Pläne, bis 
nach Mexiko zu expandieren. 


Die GE Capital Corporation hat 
mehr Übernahmen durchgeführt 
als jede andere Firma - und über- 
trifft noch Michael Milken und 
Ivan Boesky -; zu ihren Investoren 
gehört Li Kai Shing, ein Gesell- 
schafter von Newmont Mining, 
der Bindungen zur Hongkong and 
Shanghai Bank hat. Die Hong- 
Shang kontrolliert die Produktion, 
Verteilung und die Geldwäsche 
von Opium und Heroin aus Asi- 
ens „Goldenem Dreieck“. 


Mit dem Fonds soll der Ge- 
schäftszweig des Kraftwerkbaus 
von GE auf Kosten seiner welt- 
weiten Wettbewerber wie Asea 
Brown Boveri angekurbelt wer- 
den; ABB produziert die gas- 
gekühlten Hochtemperaturreakto- 
ren (HTGR). Über einen neuen 
Fonds mit dem Namen Quantum 
Industrial Holdings und GE Capi- 
tal wird jeder 200 Millionen 
Dollar in das Geschäft stecken; 
weitere 50 Millionen Dollar wer- 
den von der International Finance 


Corporation, dem privaten Finan- 
zierungsarm der Weltbank, hin- 
eingesteckt. Die Partner stehen in 
Verhandlungen, um weitere 2,5 
Milliarden Dollar Grundkapital 
von einer Vielzahl von Unterneh- 
men zu erhalten. Q 


Ramos lehnt 
vom IWF 
angeordnete 
Benzinpreiser- 
höhungen ab 


Pressemeldungen zufolge hob der 
Präsident der Philippinen, Fidel 
Ramos, eine im Januar auferlegte 
15prozentige Benzinpreiser- 
höhung auf, nachdem er mit ei- 
nem Zusammenschluß von Grup- 
pen zusammengetroffen war, die 
gegen die Erhöhung waren. Ra- 
mos, der die vom Internationalen 
Währungsfonds (IWF) diktierten 
Richtlinien durchgeführt hat, hat 
kürzlich gegen einen Versuch des 
philippinischen Senats Einspruch 
erhoben, die Haushaltszuweisun- 
gen für Schuldendienstzahlungen 
zusammenzustreichen. 


Reuters zufolge besteht die Alli- 
anz aus 80 Organisationen und 
Einzelpersonen einschließlich 
Führern der katholischen Kirche, 
der Geschäftswelt, der Gewerk- 
schaften, Politikern und „sogar 
Militärrebellen, die hinter frühe- 
ren Coup-Versuchen standen“. 


„Er ist erstaunt“, sagte der philip- 
pinische Zeitungskolumnist Teo- 
doro Benigno. „Und er macht sich 
Sorgen darüber, daß massive Pro- 
testmärsche einen zügelnden Ef- 
fekt auf ausländische Investitio- 
nen haben werden.“ 


Die Regierung sagte, die Benzin- 
steuer habe an den Verbraucher 
weitergegeben werden müssen, 
um einen Ölpufferfonds wieder 
aufzufüllen, der bereits für die 
Deckung des Einnahmedefizits 
benutzt worden sei. Die Preiser- 
höhung wird nun für drei Wochen 
ausgesetzt, während ein Gremium 
von Kabinettsministern und Geg- 
nern der Preiserhöhung nach an- 
deren Geldquellen schauen wird. 
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Naher Osten 


Die Freunde 
des Rabbi 
Meir Kahane 


Joe Bronstein 


Am 11. Oktober 1985 flog das kalifornische Büro des Arabisch- 
Amerikanischen Anti-Diskriminationskomitees (AADC) in Santa 
Monica in die Luft, wobei der Regionaldirektor Alex Odeh getötet 
wurde. Nur wenige Stunden vor der Explosion stieg ein Mitglied 
der Jüdischen Verteidigungsliga (JDL), das die Bombe gelegt hat- 
te, auf dem Internationalen Flughafen von Los Angeles in ein Flug- 
zeug und flog zurück nach Israel. Schon kurz nach der Explosion 
wurden drei Angehörige der Jüdischen Verteidigungsliga vor Ort 
vom FBI als die Urheber des Attentats identifiziert. 


Wie kommt es, daß das FBI die 
Identitäten und sogar die Reise- 
route der Männer kennt, die FBI- 
Direktor William Webster unge- 
fragt als Amerikas gefährlichste 
Terroristen bezeichnet? Zwei von 
ihnen - Keith Fuchs und Andy 
Green - waren von New York über 
Minneapolis bis Los Angeles von 
einem FBI-Überwachungsteam 
verfolgt worden. Das FBI-Team 
„verlor“ die beiden unmittelbar 
nach ihrer Ankunft an der West- 
küste, weniger als 25 Stunden vor 
dem Bombenattentat. Aus den 
Unterlagen der Reiseagentur, die 
das FBI beschlagnahmte, geht 
außerdem hervor, daß die Flug- 
tickets der JDLer - einschließlich 
ihres Fluchtwegs nach Israel - auf 
den Namen eines dritten Mit- 
glieds des Bombenteams, Robert 
Manning, mit einer American-Ex- 
press-Karte im voraus bezahlt 
worden waren. Manning war be- 
reits im Jahre 1980 in einem Fall, 
bei dem es um bezahlten Mord 
ging, in den schwerreiche JDLer - 
William Ross und ein Rivale - im 
Zusammenhang mit einem Immo- 
bilienstreit verwickelt waren, ein 
Verdächtiger. 


Das FBI kannte 
die Einzelheiten 


Alle drei Männer entkamen also 
trotz Überwachung durch das FBI 
nach Israel und trotz der Tatsache, 
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daß sie seit Anfang August über 
ganz Amerika eine Serie von 
Bombenattentaten ausgeführt hat- 
ten.Alex Odeh war die zweite Per- 
son, die durch eine Bombenexplo- 
sion getötet worden ist. Am 15. 
August 1985 hatte eine ähnlich 
raffinierte Bombe Tscherim 
Soobzokov, einen Amerikaner 
tscherkessischer Abstammung 
(Tscherkessen ist eine Völker- 
gruppe im Kaukasus) getötet, der 
vom amerikanischen Justizmini- 
sterium fälschlicherweise beschul- 
digt worden war, Nazi-Kriegsver- 
brechen begangen zu haben, und 
der in den Tagen vor dem Bombe- 
nanschlag auf sein Haus in Pater- 
son, New Jersey, von JDL-Mit- 
glied Mordechai Levy extrem 
schikaniert worden ist. Soobzokov 
starb einige Monate später an den 
Folgen der Verletzungen, die er 
durch das Bombenattentat erlitten 
hatte. In der Bombenserie der 
JDL des Jahres 1985 wurden 
AADC-Büros in Washington und 
Boston und das Haus eines weite- 
ren angeblichen Nazi-Kriegsver- 
brechers, Elmars Sprogis, in Long 
Island, New York, in die Luft ge- 
sprengt. 


Daß Manning, Fuchs und Green 
entkommen sind, war aller Wahr- 
scheinlichkeit nach kein Fall von 
nachlässiger Polizeiarbeit. IJDL- 
Terrorkommandos haben die Ver- 
einigten Staaten seit Jahrzehnten 
ungestraft terrorisiert, wobei so- 


wjetische Diplomaten und Vertre- 
ter der Palästinensischen Befrei- 
ungsorganisation (PLO) ihre Zie- 
le waren, und wenn auch fast je- 
des prominente Mitglied der JDL 
hier und da einmal wegen gering- 
fügiger Anklagen verhaftet wor- 
den ist, ist die Gruppe selbst jur- 
istisch nie ernsthaft unter die 
Lupe genommen worden. 


Selbst nach der Bombenserie im 
Jahre 1985 wurde die JDL weiter- 
hin nie in besonders hohem Maße 
strafrechtlich verfolgt. Einem ehe- 
maligen AADC-Mitglied, das 
nach der Ermordung von Alex 
Odeh eng mit dem FBI zusam- 
menarbeitete, hat ein FBI-Agent 
einmal verschämt gestanden, das 
amerikanische Justizministerium 
würde „aus politischen Gründen“ 
JDL-Killer niemals anklagen. Das 
einzige, worauf das AADC hoffen 
könne, so sagte man ihm, sei ein 
Verbot für die JDL-Terrorgrup- 
pen, in die Vereinigten Staaten 
zurückzukehren. 


Das FBI schwieg 
aus politischen Gründe 


Das Massaker in Hebron am 25. 
Februar 1994 ist ein Vermächtnis 
dieser Vertuschung. Um die „po- 
litischen Gründe“ hinter der Ver- 
tuschung der Morde an Odeh und 
Soobzokov vollständig verstehen 
zu können, muß man sich den 
Werdegang des verstorbenen Rab- 
bi Meir Kahane, Gründer der Jü- 
dischen Verteidigungsliga (IDL) 
und deren Zweigorganisation in 
Israel - die Kach-Bewegung - an- 
schauen. Während seiner ganzen 
Laufbahn genoß Kahane das 
Wohlwollen und die Protektion ei- 
ner ganzen Reihe von „Freunden 
an hohen Stellen“. 


Von Jabotinsky 
bis J. Edgar Hoover 


Als Ronald Reagan im Januar 
1981 seine feierliche Amtsein- 
führung als Präsident der Verei- 
nigten Staaten hatte, waren diese 
„Freunde“ inzwischen in wichtige 
Positionen im Bereich der natio- 
nalen Sicherheit und in Bereichen 
der Rechtsdurchsetzung sowohl in 
Amerika als auch in Israel aufge- 
stiegen. Ihr anhaltender Einfluß - 
selbst nach Kahanes Ermordung 
am 5. November 1990 - ist ein 
wichtiger Grund dafür, daß die 
Ereignisse von Hebron möglich 
waren. 

Meir Kahane war der Sohn von 


Charles und Sonja Kahane. Sein 
Vater war ein enger Verbündeter 
von Vladimir Jabotinsky, dem 
Gründer der sogenannten Revisio- 
nistischen Bewegung und der mi- 
litanten Zionisten-Organisationen 
Betar und Irgun. In Kahanes Ju- 
gend wohnte Jabotinsky während 
seiner Spendensammel-Reisen 
nach New York im Haus der Ka- 
hanes, und Meir wurde schon früh 
in der Betar aktiv. Seine Mutter 
war in der russischen Revolution 
des Jahres 1905 eine junge Revo- 
lutionärin gewesen. 


Durch einen Freund aus der Kind- 
heit, der aus Brooklyn stammende 
Joseph Churba, wurde Meir Ka- 
hane dann Anfang der sechziger 
Jahre in die Welt der amerikani- 
schen und israelischen Mantel- 
und-Degen-Geschichten hineinge- 
zogen. Churba bewegte sich seit 
Mitte der fünfziger Jahre zwi- 
schen Israel, Washington und 
New York hin und her und arbei- 
tete dabei für eine Vielzahl von 
Geheimdienstbehörden. 


Im Jahre 1963 arbeite Rabbi Meir 
Kahane unter dem Pseudonym 
„Michael King“ für die Abteilung 
Fünf des FBl und war in die John 
Birch Society (JBS) eingeschleust 
worden. Die JBS war zusammen 
mit einer Reihe kommunistischer 
Frontgruppierungen das Ziel des 
Cointelpro (Gegenspionagepro- 
gramms) des FBl. Robert I. Fried- 
man zufolge, der 1990 eine unau- 
torisierte Biographie von Kahane 
(„King“) verfaßt hat, sammelte 
„King“ Informationen über die 
Geldgeber der Birch Society, die 
dann von FBI-Agenten einge- 
schüchtert wurden. 


Mit 
Hilfe des CIA 


Als der Vietnamkrieg im Frühling 
1965 immer intensiver wurde, 
gründeten Kahane und Churba ei- 
ne Gruppe mit dem Namen „July 
Fourth Movement“, um an ameri- 
kanischen Universitäten und in- 
nerhalb der jüdischen Gemeinde 
für die amerikanischen Kriegs- 
bemühungen Propaganda zu ma- 
chen. Die Initiatoren waren unge- 
nannte „amerikanische Regie- 
rungsbehörden“ und die 
Abteilung für Internationale An- 
gelegenheiten von AFL-CIO. Die 
IAD war bekannt als Kanal für 
CIA-Operationen, und die „July 
Fourth Movement“ war eindeutig 
eine dieser einheimischen CIA- 
Fassaden. Die Gruppe wurde von 


zwei bekannten Ex-Mitgliedern 
der „rechten Opposition“ der 
kommunistischen Partei geför- 
dert, die zu CIA-Akteuren gewor- 
den sind und offiziell zur Labor- 
Bewegung gehörten, nämlich Jay 
Lovestone und Irving Brown. 


Der Kampf gegen 
schwarze Aktivisten 


Churba und Kahane brachten die 
Idee, die hinter der „July-Fourth“- 
Bewegung stand, den beiden CIA- 
Vertretern nahe, und die Kassen 
begannen zu klingeln. Kahane 
und Churba bekamen Hilfe auf 
dem Campus von Irving Browns 
Sohn Robert - damals Student an 
der Universität von New York Ci- 
ty - und Roy Godson, Sohn eines 
anderen CIA-Mitarbeiters, der ge- 
rade sein Studium an der Univer- 
sität von Columbia abschloß. Das 
„July-Fourth“-Projekt hatte nie ei- 
ne große Gefolgschaft, doch es si- 
cherte für Kahane und Churba ei- 
nen stetigen Geldfluß. Churba war 
es, der 1968 ein Propagandabuch 
mit dem Titel „The Jewish Stake 
in Vietnam“ („Der Jüdische Ein- 
satz in Vietnam“) schrieb, das bei 
Crossroads Publishers, einem ver- 


mutlich vom CIA unterstützten 
Verlagshaus in New York City, er- 
schienen ist. 


Im Jahre 1968 stattete Kahane Is- 
rael einen kurzen Besuch ab, wo 
er mit einer Reihe alter Betar-Be- 
kannter seines Vaters, darunter 
auch Menachim Begin, zusam- 
menkam. Am 18. Juni 1968 - dem 
Tag, als er nach New York 
zurückkehrte - hielt er die Grün- 
dungsversammlung für die „Je- 
wish Defense League“ (Jüdische 
Verteidigungsliga, JDL) ab. Auch 
wenn er eindeutig die Billigung 
der Irgun-Stern-Gang in Israel er- 
halten hatte, machte Kahane wei- 
terhin beim FBI mit. In den ersten 
18 Monaten ihres Daseins kon- 
zentrierte sich die JDL fast aus- 
schließlich auf die schwarze mili- 
tante Bewegung, insbesondere die 
„Black Panther Party“, und be- 
zichtigte sie des Antisemitismus. 


Angeheuerte JDL-Schlägertrupps 
kämpften in den Schmelztiegeln 
von Brooklyn und Manhattan ge- 
gen schwarze Aktivisten. Wie aus 
Unterlagen hervorgeht, die im 
Rahmen des Gesetzes über die In- 
formationsfreiheit freigegeben 
wurden, hatte das FBI beschlos- 


sen, die JDL in ihre geheime 
Cointelpro-Kampagne zu integrie- 
ren, um die Bürgerrechtsbewe- 
gung und die militante Bewegung 
der Schwarzen zu zerschlagen. 
Am 5. September 1969 schrieb 
der Sonderagent, der das New 
Yorker FBI-Büro leitete, an Direk- 
tor Hoover: „Die NYO erwägt 
derzeit einen Kontaktversuch und 
die Etablierung einer Beziehung 
zu der Jüdischen Verteidigungsli- 
ga, um sie mit Informationen ver- 
sorgen zu können, die das FBI in 
einer Gegenspionagetechnik ein- 
gesetzt sehen möchte.“ 


Am 22. September 1969 schrieb 
der Chef der Abteilung Fünf des 
FBI, G. C. Moore, bereits eine 
Aktennotiz an den stellvertreten- 
den Direktor des FBI, William 
Sullivan, in der er die Kollusion 
zwischen FBI und JDL skizzierte: 
„Die Black Panther Party und an- 
dere extremistische Gruppen sind 
antisemitisch. Es wurden schon 
viele antisemitische Zwischenfäl- 
le der BPP wahrgenommen. Wenn 
diese Informationen in die Hände 
der JDL geraten, so könnte das 
sehr leicht den Interessen der BPP 
zuwiderlaufen und zu deren Auf- 
lösung führen. Es ist unsere Ab- 


Rabbi Meir Kahane, Gründer der 
JDL, wurde am 5. November 
1990 ermordet. Seine Kach-Be- 
wegung wurde jetzt in Israel ver- 
boten. 


sicht, eine fiktive Informations- 
quelle zu schaffen, die an Rabbi 
Meir Kahane ... Daten liefert.“ 


Das Komplott 
CIA-FBI mit Kahane 


Das FBI bat zwei Agenturen um 
Mithilfe dabei, die JDL gegen die 
Black Panthers aufzuhetzen, und 
zwar die Anti-Defamations-Liga 
(ADL) von B’nai B’rith und den 
Ausschuß des Repräsentantenhau- 
ses für unamerikanische Aktivitä- 
ten (HUAC). Im Jahre 1967 hatte 
die ADL ihre langjährige Kollusi- 
on mit dem FBI durch die Grün- 
dung einer internen Untersu- 
chungsabteilung unter Leitung 
von Irwin Suall - einem Proteg& 
von Jay Lovestone - verbessert, 
der im Ruskin Labor College der 
Oxford-Universität in Arbeiter- 
gegenrevolte geschult worden 
war. 

Sualls junger Stellvertreter Carl 
Gershman wurde beauftragt, in 
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Universitäten und in politischen 
und Arbeitergruppen im ganzen 
Land Daten über die Vermögens- 
situation der ADL zusammenzu- 
tragen und Geheimdienstberichte 
über die „Black Panther Party“ 
und andere militante Gruppen zu 
sammeln, die dann an J. Edgar 
Hoover weitergeleitet wurden. 


Der Leiter des HUAC-Ausschus- 
ses, Herb Romerstein, ein weite- 
rer ehemaliger Kommunist, der 
sowohl mit dem FBI als auch mit 
der ADL eng zusammenarbeitete, 
erhielt die Aufgabe, Kahane als 
„Experte“ für militante schwarze 
Organisationen zu propagieren. 
Romerstein stellte Kahane in öf- 
fentlichen HUAC-Anhörungen 
zur Schau und eröffnete im New 
Yorker Büro der ADL selbst ein 
eigenes Büro. Im gleichen Zeit- 
raum hatte Romerstein zusammen 
mit einem Spion britischer Ab- 
stammung, John Rees, seine eige- 
ne „private“ Cointelpro-Operation 
laufen. Rees’ aktuelle Frontgrup- 
pe, das Maldon-Institut, wird of- 
fen von der ADL finanziert. 


Ende der sechziger Jahre gaben 
Romerstein und Rees unter dem 
Deckmantel einer Beratungsfirma 
mit Namen „National Goals“ der 
Polizei von New Jersey und New 
York Ratschlage darüber, wie man 
den schwarzen Aktivisten entge- 
gentritt. Über sein Büro im JDL- 
Hauptquartier leitete Romerstein 
FBI- und ADL-Informationen an 
Kahane weiter, der seinerseits sei- 
ne JDL-Günstlinge in eine Reihe 
weithin publizierter Straßenkra- 
walle mit den Black Panthers ent- 
sandte. 


Die Verschiebung 
der Ziele 


Robert I. Friedman zufolge erhielt 
Kahane im Dezember 1969 in 
New York Besuch von Geula Co- 
hen, einem weiteren alten Irgun- 
Terroristen, der zu dem Zeitpunkt 
ein Mitglied des israelischen Par- 
laments, der Knesset, war. Cohen 
wurde von Bernard Deutch, dem 
Chef der mächtigen Brooklyn- 
Gruppe der ADL und damaligen 
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FBI-Direktor William Webster 
sieht in der JDL Amerikas ge- 
fährlichste Terroristen. 


Joseph Churba, ein Freund von 
Kahane, arbeitete für eine Viel- 
zahl von Geheimdiensten. 


Unter der Präsidentschaft von Ronald Reagan waren Kahane und seine 
Freunde eine wohl angesehene Institution. 


Leiter einer Sondergruppe mit 
Namen Internationale Liga für die 
Rückführung Russischer Juden 
(ILRRJ), zu Kahane geführt. Die 
ILRRJ wurde von einem jungen 
Stabsmitglied von Senator Henry 
Jackson (demokratischer Abge- 
ordneter des Staates Washington) 
namens Richard Perle auf dem 
Kapitolhügel eingeführt. 


Die Botschaft von Deutch und 
Cohen an Kahane war sehr ein- 
fach: 

Die JDL sollte ihre Bemühungen 


nicht mehr auf die Black 
Panthers, sondern auf sowjetische 
und arabische Diplomaten lenken 
und ihnen das Leben zur Hölle 
machen. Dafür würde Kahane aus 
israelischen und amerikanischen 
Jabotinsky-Kreisen starke finanzi- 
elle Unterstützung bekommen, die 
über Deutchs ADL geleitet wür- 
den; das militärische Training 
würden seine jungen Hooligans 
von Veteranen der Stern-Gang aus 
dem terroristischen Untergrund 
erhalten. 

Yitzhak Schamir, der damalige 


Operationschef des israelischen 
Geheimdienstes - der Mossad - 
und spätere israelische Premier- 
minister, war das dritte Mitglied 
des Triumvirats, das Kahane und 
die JDL-Terroroffensive leitete. 


Deutch war Anfang der siebziger 
Jahre ein vielbeschäftigter Mann, 
der zwischen Israel, der Schweiz 
und New York hin- und herreiste 
und an Kahane Geld und Marsch- 
ordnungen weiterreichte. Als Ka- 
hane nach August 1971 nach Isra- 
el zog, war Deutch de facto Leiter 
der JDL, während er gleichzeitig 
seine Rolle bei ADL und ILRRJ 
hatte. Deutchs Karriere als Super- 
spion der Mossad wurde 1975 jäh 
unterbrochen, als er wegen Akti- 
enbetrugs und Steuerhinterzie- 
hung verurteilt wurde. 


Burt Zweibon, Mitbegründer der 
JDL und jetzigem Chef der zioni- 
stischen Lobbygruppe „Ameri- 
cans for a Safe Israel“ (,„‚Amerika- 
ner für ein Sicheres Israel“), zu- 
folge, wäre die JDL erledigt 
gewesen, wenn die ganze Ge- 
schichte über Deutchs schmutzige 
Finanzgeschäfte bei dem Prozeß 
ans Licht gekommen wäre. 


Kahane-Anhängern geht 
es unter Reagan/Casey gut 


Während Kahane sich in Israel 
niederließ, setzten seine Anhänger 
ihre  Nonstop-Terrorkampagne 
fort, ohne daß amerikanische oder 
israelische Behörden besonders 
eingriffen. Mitte der siebziger 
Jahre wurden die paramilitäri- 
schen Schulungscamps der JDL in 
den Catskill Mountains von New 
York und im israelisch besetzten 
Westjordanland von Amihai Pa- 
glin geleitet, dem früheren Irgun- 
Operationschef, der im Jahre 
1977 durch den neugewählten 
Premierminister Menachim Begin 
von der Likud-Partei zum „Terror- 
gegen-Terror“-Chef ernannt wor- 
den war. 


Über das Büro „Terror gegen Ter- 
ror“ lief eine große Anzahl von 
Geheimoperationen, darunter die 
Ermordung von angeblichen Fein- 
den des israelischen Staates; es 
war ein offenes Geheimnis, daß 
die JDL-Trupps an diesen Opera- 
tionen beteiligt waren. 


Gleichzeitig stiegen viele von Ka- 
hanes enthusiastischen Anhängern 
und Kollaborateuren während der 
Gründungszeit der JDL in Ameri- 
ka die Karriereleiter im Geheim- 


dienst und in den Institutionen, in 
denen das Recht durchgesetzt 
wird, auf. Zu dem Zeitpunkt, als 
Ronald Reagan im Weißen Haus 
als US-Präsident residierte, war 
ihr Leumundszeugnis beein- 
druckend: 


Joseph Churba, Kahanes ältester 
Freund und der Mann, der den 
jungen Rabbi in die Welt des Ge- 
heimdienstes einführte, war Nah- 
ostberater bei Reagan und später 
politischer Berater der Behörde 
für Rüstungskontrolle und Abrü- 
stung. Churbas „private“ Denkfa- 
brik - das Zentrum für Internatio- 
nale Sicherheit - besaß mit dem 
israelischen Spionagechef Rafi 
Eytan und einer Reihe Pentagon- 
und CIA-Veteranen an der Spitze 
alle Merkmale einer CIA-Mos- 
sad-Tarnorganisation. 


Herb Romerstein, HUAC-Stabs- 
mitglied und Mitarbeiter der An- 
ti-Defamation League (ADL). 
wurde Berater bei der US-Infor- 
mationsbehörde und war für die 
Überwachung der sowjetischen 
Desinformationsoperationen ver- 
antwortlich. 


Carl Gershman vom ADL-Unter- 
suchungsausschuß wurde zum 
Chef der Nationalen Stiftung für 
Demokratie (NED), einer wichti- 
gen Tarnorganisation für die ge- 
heimen Aktivitäten des Weißen 
Hauses, in die Oberst Oliver 
North und die ganze Iran-Contra- 
Gesellschaft verwickelt waren. 
Gershman ernannte David Lowe, 
einen Mitarbeiter der ADL, zu 
seinem Stellvertreter. 


Roy Godson, der Kampusführer 
von Kahanes „July-Fourth“-Be- 
wegung, kam in den Nationalen 
Sicherheitsrat, der sich auch mit 
sowjetischen Geheimdienstopera- 
tionen befaßt. An Godsons Arbeit 
im Weißen Haus war auch Dr. Uri 
Ra’anan, ein ehemaliger Mossad- 
offizier, beteiligt, der damals an 
der zur Tufts-Universität gehören- 
den Fletcher School of Diplomacy 
in Boston über Nationale Sicher- 
heit lehrte. 


Ra’anan war es, der ursprünglich 
den israelisch-sowjetischen Spion 
Jonathan Jay Pollard ebenso wie 
Mira Lansky Boland von der 
ADL in Washington rekrutiert 
hatte. 


Ein anderes Mitglied des Godson- 
Teams vom Weißen Haus war der 
CIA-Offizier Walter Raymond, 
der mit Godsons Vater zusammen 


Mitglieder der Jüdischen Verteidigungsliga (JDL) prüfen Zielscheiben 


in einem Ausbildungszentrum in der Nähe von Los Angeles. 


Der ehemalige israelische Präsident Yitzhak Schamir wird wegen sei- 
ner Haltung ‚vom göttlichen Recht“, das heißt, wenn ein Jude was tut, 
muß das richtig sein, kritisiert. 


in London Geheimoperationen 
ausführte. Raymond leitete eine 
geheime Einheit im Weißen Haus 
mit dem Namen „Public Diplo- 
macy“, die der Deckmantel für 
die Iran-Contra-Operationen von 
North-Secord war, indem sie die 
Unterstützung für die Geheimpro- 
gramme der Reagan-Bush-Regie- 
rung auf dem Privatsektor koordi- 
nierte. 


Mit solchen Freunden in Macht- 
positionen in Washington ist es 
kein Wunder, daß sich Kahane im 
August 1984 in der Lage sah, den 


harten Kern seiner Terrorkämpfer 
nach Amerika zu schicken, um 
den Terror zu eskalieren. Im Au- 
gust 1983 gingen Andy Green, 
Kahanes persönlicher Sekretär im 
Hauptquartier der Kach-Bewe- 
gung, und Robert Manning 
zurück nach New York City, wo 
sie eine Firma für private Ermitt- 
lungen aufmachten. Das Unter- 
nehmen spezialisierte sich auf die 
Entführung und „Deprogrammie- 
rung“ von Mitgliedern von Grup- 
pen, die als „Sekten“ bezeichnet 
wurden. _ 

Das Geschäft war lukrativ und 


stellte einen weiteren Annähe- 
rungspunkt zwischen Kahanes 
Schlägern und der ADL dar. Die 
ADL ist auch der Hauptsponsor 
des „Cult Awareness Network“ 
(CAN), einer landesweiten Unter- 
grundgruppierung, die Ent- 
führung auf Bezahlung durch- 
führt. Galen Kelly, der Chefkid- 
napper und Deprogrammierer von 
CAN, arbeitete im gleichen Zeit- 
raum für Graham Knowles Asso- 
ciates, eine andere New Yorker 
Firma für private Ermittlungen, 
die verschiedenen Informanten 
zufolge eine Tarnorganisation der 
ADL war und ist. Kelly setzte re- 
gelmäßig JDLer und Mitglieder 
der Lubavitcher-Sekte als Kidnap- 
per ein. In Interviews gab er zu, 
daß der CAN-Apparat von ver- 
schiedenen amerikanischen Bun- 
desbehörden, besonders dem FBI, 
praktisch eine „Entführungsge- 
nehmigung“ besitze. 


Entführung 
und Mord 


Am 20. Februar 1985 wurden 
Green und Manning kurz von der 
Polizei in Warwick, Rhode Island, 
festgehalten, nachdem eine Suite 
im „Suisse Chalet Hotel“, die sie 
seit Oktober 1984 angemietet hat- 
ten, durchsucht worden war. In 
diesem Hotel hielten sie ihre Ent- 
führungsopfer gefangen. Der 
Mann, der die Suite angemietet 
hatte - der JDL-Anhänger Leo- 
nard Leitner aus Boston - wurde 
ungefähr zur gleichen Zeit wegen 
Handels mit Kokain festgenom- 
men. 
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Naher Osten 


Das Massaker 
von Hebron 


und die 


Drahtzieher 


Joe Bronstein 


In seiner Rede im israelischen Parlament (Knesset) am 28. Februar 
1994 verurteilte Yitzhak Rabin Baruch Goldstein und seine Freun- 
de in der Siedlung der Jüdischen Verteidigungsliga (IJDL) von 
Kiryat Arba aufs heftigste, weil sie für das Massaker am 25. Febru- 
ar an über 50 betenden Moslems in Hebron verantwortlich seien. 


„Der Mord geschah aus einem 
marginal politischen Kontext her- 
aus. Er entstand aus einem 
Sumpf, dessen mörderische Quel- 
len hier und über dem Meer zu 
finden sind; sie sind dem Juden- 
tum fremd“, sagte Rabin. „Zu 
ihm und solchen wie ihm sagen 
wir: Du bist uns fremd; eine böse 
Saat. Das Judentum verachtet 
Dich. Du hast Dich außerhalb der 
Grenzen jüdischer Gesetze ge- 
stellt. Du bist eine Schande für 
den Zionismus und peinlich für 
das Judentum.“ 


Wer hat 
die böse Saat gesät? 


Einen Tag zuvor hatte die JDL in 
New York eine internationale 
Presseverlautbarung herausgege- 
ben, in der Goldsteins „Märtyrer- 
tum“ gepriesen wurde. „Daß 
Goldstein am Freitag in Hebron 
in der Höhle der Patriarchen 64 
Araber erschossen und über 300 
weitere verletzt hat, war ein Akt 
der Heiligung von Gottes Namen, 
ein Akt der Selbstaufopferung für 
das jüdische Volk“, hieß es in der 
Erklärung. 


„Am Vorabend des Purim, des 
Feiertags, an dem die Erlösung 
der leiblichen Zerstörung der Ju- 
den im Alten Persien gefeiert 
wird, hat Baruch Goldstein eine 
moderne prophetische Botschaft 
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an die Feinde der kampfbereiten 
Juden von heute gesandt. ... Der 
Jude, der stirbt, um das Leben sei- 
nes Volkes zu retten, kommt le- 
bend in den Himmel und wird 
von der Qual des Fegefeuers ver- 
schont.“ 


Eine „böse Saat“ im Judentum? 
Außerhalb der jüdischen Gesetze? 
Natürlich. Aber wer hat diese Saat 
gesät, und wer hat sie großgezo- 
gen? 


Bei der jüdischen „Siedlungsbe- 
wegung‘“, zu der Goldstein gehör- 
te und die Araber seit Jahren tötet, 
handelt es sich in Wirklichkeit um 
eine gänzlich vom britischen Ge- 
heimdienst geschaffene Schöp- 
fung. Es ist eine Erweiterung des 
zionistischen Netzwerks von Vla- 
dimir Jabotinsky, dem britischen 
Agenten, der die terroristische 
Bewegung Irgun gegründet hat, 
und dessen Proteg£&s, zu denen der 
verstorbene Premierminister 
Menachim Begin, der ehemalige 
Premierminister Yitzhak Schamir 
und der Möchtegern-Diktator Ge- 
neral Ariel Scharon gehören. 


Ein Komplott 
der Freimaurer 


Der von Jabotinsky repräsentierte 
Zionismus und die heutige Sied- 
lungsbewegung lassen sich auf 
die Kabbalah, die mystische jüdi- 


sche Häresie, zurückführen, die 
das babylonische Priestertum in 
den ersten Jahrhunderten des 
christlichen Zeitalters dem mosai- 
schen Judentum auferlegt hatte 
und die später von der veneziani- 
schen Oligarchie unterstützt wur- 
de. Zumindest dieser Zweig des 
Zionismus hat sich immer der 
Zerstörung der heiligen Stätten 
des Islams und des Christentums, 
der Schaffung eines heidnischen 
Judentums mit Tieropfern in ei- 
nem wiederaufgebauten Tempel 
von Salomo in Jerusalem und der 
Förderung des allgemeinen Reli- 
gionskriegs in der Region gewid- 
met, den seine Freimaurer-Spon- 
soren als nötig ansehen, damit es 
zum Entscheidungskampf (Arma- 
geddon) kommt. 


Auch wenn diese Elemente inner- 
halb der zionistischen Bewegung 
immer diesem heidnischen Ziel 
gewidmet waren, so wurde ihr 
Schlachtplan erst in Gang gesetzt, 
als die israelische Armee im Jahre 
1967 die Kontrolle über Ostjeru- 
salem und das Westjordanland an 
sich riß, wo sich viele der wich- 
tigsten heiligen Stätten des Islams 
und des Christentums befinden. 
In jenem Jahr kam Asher Kauf- 
man, ein Mitglied der Londoner 
Quattuor-Coronati-Freimaurerlo- 
ge nach Jerusalem, um dort den 
Überfall auf christliche und isla- 
mische heilige Stätten zu überwa- 
chen. 


Die Zerstörung 
des Tempelbergs 


Dieser Angriff hatte zwei Phasen. 
Bei der ersten Phase - mit der die 
Siedlungsbewegung am meisten 
in Verbindung gebracht wurde - 
handelt es sich um den Wieder- 
aufbau des Tempels von Salomo 
auf dem Al-Haram Al-Sharif (Ed- 
len Heiligtum) in Jerusalem - der- 
zeit die Stätte der Al-Agsa- und 
der Felsendom-Moschee. Dies 
wird von den Freimaurern und 
den kabbalistischen Fanatikern 
„Tlempelberg“ genannt. Bei seiner 
Ankunft begann Kaufman die „ar- 
chäologischen“ Arbeiten im Zu- 
sammenhang mit dem Wiederauf- 
bau des Tempels zu unterstützen, 
im Zuge dessen die heiligen Stät- 
ten des Islams zerstört und ein re- 
ligiös-terroristisches Netzwerk 
aufgebaut wurde. 


Die zweite Phase, zu der das 
Jüngste Massaker gehört, besteht 
aus einem Plan zur Übernahme 
oder Zerstörung aller heiligen 


Stätten des Islams oder des Chri- 
stentums in Israel und den besetz- 
ten Gebieten. Die Kabbalisten 
wollen die Höhe der Patriarchen, 
das berühmte Grab Abrahams, 
das derzeit von den Moslems ver- 
waltet wird, ausschließlich für 
sich. Was die christlichen Stätten 
angeht - die derzeit alle von den 
Katholiken oder orthodoxen Kon- 
fessionen verwaltet werden -, so 
sollen sie unter die Kontrolle des 
Ministeriums für Religiöse Ange- 
legenheiten und de facto unter die 
der anglikanischen Kirche und die 
der Verbündeten Freimaurer-An- 
ordnungen fallen. 


In Israel wurde die Idee des Tem- 
pelwiederaufbaus und der Zer- 
störung der heiligen Stätten des 
Islams seit langem von Rabbi Ab- 
raham Isaac Kook befürwortet, 
dem ersten Chief Rabbi von Israel 
und dem geistigen Führer von Ja- 
botinskys Irgun. Im Jahre 1921 
schuf Kook in Jerusalem die „To- 
rat Cohanim Yeshiva“, die die 
Kontrolle über den Al-Haram Al- 
Sharif an sich riß, um Salomos 
Tempel wiederaufzubauen. Diese 
Besessenheit mit Salomos Tem- 
pel, der im Jahre 586 v. Chr. zer- 
stört wurde, rührt von dem Be- 
richt aus dem Alten Testament 
her, in dem König Salomo mit ei- 
nem Projekt in Verbindung ge- 
bracht wurde, bei dem es darum 
ging, verschiedene babylonische 
Sekten mit dem Judentum be- 
kanntzumachen. 


Die Freimaurer behaup- 
ten, den Tempel gebaut 
zu haben 


Das Gründungsdokument für Ko- 
oks „Yeshiva“ (jüdische Tages- 
schule) macht den Zusammen- 
hang zwischen Jabotinskys Zio- 
nismus und dem kabbalistischen 
Heidentum deutlich. Es heißt dar- 
in unter anderem: „In dieser Epo- 
che nationalen Erwachens und an- 
gesichts der irdischen und mate- 
rialistischen Elemente, die die 
zionistische Bewegung ergriffen 
haben, ist eine Einrichtung wie 
diese von größter Bedeutung. Die 
wichtigste Säule unseres gegen- 
wärtigen Erweckungseifers ba- 
siert auf einer tiefen Hoffnung, 
die Priester und Leviten erneut ih- 
re priesterlichen Riten durch- 
führen zu sehen. Gottes Botschaft 
über den Wiederaufbau des Tem- 
pels und die Erneuerung der prie- 
sterlichen Riten wird sicherlich in 
Kürze erfüllt werden.“ 


Kooks Sohn - Rabbi Zvi Yehuda 
Kook - hat die Tradition seines 
Vaters weitergeführt. In dem 
Komplott gegen Al-Haram Al- 
Sharif, das im Jahre 1967 begann, 
wurde er sofort zum Hauptver- 
bündeten Kaufmans, und gleich- 
zeitig ließ er seine Gefolgsleute 
die Siedlung Kiryat Arba außer- 
halb Hebrons gründen und trug 
ihnen auf, die Höhle der Patriar- 
chen zu übernehmen. 


Einer der wichtigsten Proteges 
von Kook war Rabbi Meir Kaha- 
ne, Gründer der JDL. Ein weiterer 
wichtiger Proteg& war Rabbi Mos- 
he Levinger, Gründer der verei- 
nigten „Gush Emunim“ („Block 
der Gläubigen“), politischer Erbe 
Kahanes und geistiger Führer der 
Siedlung Kiryat Arba, die für das 
Massaker in Hebron verantwort- 
lich ist. 


Die Geschichte der sogenannten 
jüdischen Siedlungsbewegung - 
die von jedermann nachgelesen 
werden kann - zeigt, daß diese 
Bewegung immer der Erfüllung 
der Ziele der britischen Freimau- 
rer und ihrer kabbalistischen 
Schachfiguren gewidmet war. 

Kiryat Arba, die 5000 Mann star- 


ke Siedlung außerhalb Hebrons, 
aus der Goldstein kam, wurde 
1969 gegründet - zwei Jahre 
nachdem die Israelis das West- 
jordanland eroberten. In erster Li- 
nie von Mitgliedern der JDL- 
Kach-Bewegung und der Gush 
Emunim besetzt, war Kiryat Arba 
die erste - und bleibt die wichtig- 
ste - Siedlung des Westjordan- 
lands; sie war immer mit einem 
Krieg zwischen Judentum und Is- 
lam befaßt. 


Die Eroberung 
von Abrahams Grab 


Pläne zum Aufbau der Siedlung 
als ein Mittel zur Übernahme von 
Hebron und Abrahams Grab wur- 
den erstmals von Rabbi Zvi Kook 
in den Wochen vor dem Krieg des 
Jahres 1967 verkündet. „Wo ist 
Hebron?“ rief er. „Lassen wir es 
in Vergessenheit geraten? Und wo 
ist unser Schechem [Nablus] und 
unser Jericho? Das ganze Gebiet 
jenseits des Jordans gehört uns. 
Jeder einzelne Zentimeter, jeder 
Quadratmeter gehört dem Land 
Israel.“ 

Nach einem Jahr Krieg schickte 
Kook einen seiner fanatischeren 


und gewaltfreudigeren Schüler - 
Rabbi Moshe Levinger - in die 
Randgebiete von Hebron, um sie 
mit Juden zu besiedeln und die 
Vertreibung der Moslems vorzu- 
bereiten. Bis zum Jahre 1969 hat- 
ten sich ungefähr 40 Familien in 
der Siedlung niedergelassen. 


Im Jahre 1973 gründeten Levin- 
ger und Kook den „Gush Emu- 
nim,“ der der Vorstellung gewid- 
met war, daß zu Eretz Israel (dem 
Land Israel) alle erorberten Terri- 
torien gehörten und daß der Torah 
es verbietet, daß die Juden diese 
Territorien jemals wieder an die 
Moslems zurückgeben. Im Jahre 
1977 wurde Kook auch ein Förde- 
rer von Kahane und seiner Kach- 
Bewegung und unterstützte Kaha- 
nes Kampagne für die Knesset. 
Nachdem Kahane 1990 in New 
York ermordet worden war, gerie- 
ten die Kach-Bewegung und die 
JDL unter die Kontrolle Levingers 
und seines „Gush Emunim“. 


Im Jahre 1979 waren Levinger 
und Kook verärgert darüber, daß 
die Camp-David-Verträge mit 
Ägypten den Verzicht auf die Ter- 
ritorien bedeuten würden. In je- 
nem Jahr beschlossen der „Gush 


Die Zerstörung des Tempelbergs, 
der heiligen Stätten des Islams, 
ist immer wieder Ziel kabbalisti- 
scher Fanatiker. 


Emunim“ und die JDL, daß man 
die Verträge am besten durch 
Bombardierung des Felsendoms 
sabotieren könnte. 


„Ausgezeichnete Leute, die ei 
nen Fehler gemacht haben“ 


Im Jahre 1980 traf sich die glei- 
che Gruppe im Heim des „Gush 
Emunim“-Aktivisten Menachem 
Livni in Kiryat Arba, um die Er- 
mordung mehrerer arabischer 
Bürgermeister im Westjordanland 
zu verabreden, und zwar aus dem 
gleichen Grund: um den Frieden 
mit den Arabern zu sabotieren. 
Drei dieser Bürgermeister wurden 
in verschiedenen Bombenattenta- 
ten im Juni stark verstümmelt. Im 
Juli 1983 führte Levingers 
Schwiegersohn ein Kiryat-Arba- 
Team an, das das Islamische Col- 
lege in Hebron unter Maschinen- 
gewehrfeuer einnahm, wobei drei 
Studenten getötet und 30 weitere 
schwer verwundet wurden. 
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Naher Osten 


Das Massaker 
von Hebron 
und die 
Drahtzieher 


Anfang 1983 hatte Levinger den 
Hebron-Fonds gegründet, um für 
den Aufkauf Hebrons und der 
Höhle der Patriarchen - ohne 
Moslems - einen finanziellen Ka- 
nal für amerikanische Zionisten 
zu schaffen. Zu den prominenten 
Spendern gehörten kanadische 
Immobilienmakler, die drei 
Reichmann-Brüder von Olympia 
& York und Marc Belzberg - alles 
Strohmänner für die mit Meyer 
Lansky in Verbindung stehende 
Bronfman-Familie. Einer der 
Reichmann-Brüder und ein 
Bronfman saßen später im Auf- 
sichtsrat der Hollinger Corporati- 
on, ebenso wie der frühere Beam- 
te aus dem amerikanischen Ver- 
teidigungsministerium, Richard 
Perle, der auch den Fonds unter- 
stütze. 


Die Kampagne zur Vertreibung 
der Araber aus den Territorien 
ging weiter - mit Unterstützung 
durch die Regierung, die damals 
von dem Jabotinsky-Anhänger 
Yitzhak Schamir geführt wurde, 
und den gleichen amerikanischen 
Förderern mit Verbindungen zu 
Lansky und Bronfman, die die 
Siedlungsbewegung immer unter- 
stützt haben. 


Wiederaufbau 
von Salomos Tempel 


Im April 1984 versuchte Levin- 
gers Schwiegersohn zusammen 
mit anderen, arabische Busse in 
Ostjerusalem in die Luft zu jagen, 
um Krawalle zu schüren. Der Ver- 
such scheiterte, und mehrere Ter- 
roristen wurden verhaftet. Die 
JDL-Kach-Bewegung richtete 
dann einen legalen Verteidigungs- 
fonds in den Vereinigten Staaten 
ein; der größte Teil der gesam- 
melten 100 000 Dollar kam von 
Lanskys früherem Handlanger 
Charlie Fox. Nach ihrer Verurtei- 
lung, wo die 18 Angeklagten mil- 
de Urteile bekamen, lobte der da- 
malige Premierminister Yitzhak 
Schamir die Terroristen als „aus- 
gezeichnete Leute, die einen Feh- 
ler gemacht haben“. 
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Ariel Scharon, ehemaliger Verteidigungsminister Israels, gilt als här- 
tester Kritiker der Rabin-Regierung. 


Parallel zu der Verschwörung ge- 
gen die Höhle der Patriarchen in 
Hebron wurde die Siedlungsbe- 
wegung auch eingesetzt, um die 
Al-Agsa- und die Felsendom-Mo- 
schee auf dem Al-Haram Al-Sha- 
rif zu zerstören. 


Im Jahre 1978 gründeten zwei 
Anhänger von Rabbi Zvi Kook - 
Mattiyahu Dan und Rabbi Shlo- 
mo Aviner - die „Ateret Cohanim 
(Priesterkrone) Yeshiva‘“ im mos- 
lemischen Viertel des besetzten 
Teils von Ostjerusalem. Sowohl 
Dan als auch Aviner waren Beam- 
te des inländischen israelischen 
Geheimdienstes Shin Bet, die von 
Ariel Scharon eingesetzt worden. 


Das erklärte Ziel der „Yeshiva‘“ 
war es, rabbinische Studenten in 
der Opferung von Tieren anzulei- 
ten, die im neuen Tempel von Sa- 
lomo wieder eingeführt werden 
sollte, der nach der Zerstörung der 
Al-Agsa-Moschee und des Fel- 
sendoms wieder aufgebaut würde. 
Im Jahre 1980 startete Dan das 
Projekt der Rückforderung Jeru- 
salems, um die arabischen Viertel 
der Stadt aufzukaufen, damit Je- 
rusalem „moslemfrei“ würde. 
Ebenfalls 1980 wurden Kahane 
und sein Partner Andy Gren, ein 
weiterer Verbündeter Goldsteins 
in Kiryat Arba, verhaftet, weil sie 
geplant hatten, den Felsendom in 
die Luft zu sprengen. 


Im Jahre 1982 begannen Dan und 
andere als Teil ihrer Vorbereitun- 
gen zur Zerstörung der heiligen 
Stätte des Islam, den Al-Haram 
Al-Sharif heimlich zu untertun- 


neln. Ebenfalls 1982 betrat ein 
JDL-Mitglied, Alan Goodman, 
den Al-Haram Al-Sharif und be- 
gann auf betende Moslems zu 
schießen. Einer wurde dabei getö- 
tet. Kahane bezahlte die Gerichts- 
kosten. 


Im Jahre 1984 schloß sich der 
Chief Rabbi von Israel, Avraham 
Chana Shapira - ein weiterer Pro- 
teg& Kooks - einem Spendensam- 
melschreiben der „Ateret Coha- 
nim“ an. Im gleichen Jahr wurde 
die sogenannte „Lifta Gang“ - ei- 
ne JDL-Gush-Emunin-Zelle - un- 
schädlich gemacht, nachdem ihre 
Mitglieder versucht hatten, 30 
Pfund Dynamit an der Stätte zu 
deponieren. 


Der Kampf 
um den Tempelberg 


Ebenfalls 1984 gründete Irving 
Moskowitz aus Florida - ein Vor- 
standsmitglied der „Ateret Coha- 
nim“ - die „Amerikanischen 
Freunde von Ateret Cohanim“, 
um einen Finanzierungskanal für 
diese Terroristen zu schaffen. 
Spendengelder flossen unter an- 
derem von Belzberg und Cyril 
Stein, einer Topfigur aus dem bri- 
tischen Spielsyndikat. Zu den 
Fürsprechern oder Rednern bei 
Dinners anläßlich von Spenden- 
sammlungen in Amerika gehörten 
Malcolm Hoenlein, Direktor der 
Konferenz der Präsidenten wich- 
tiger amerikanisch-jüdischer Or- 
ganisationen, der damalige israe- 
lische Präsident Chaim Herzog 
(heute ein Mitglied im Hollinger- 


Vorstand), der Vorsitzende der.Li- 
kud-Partei Benjamin Netanyahu, 
Ariel Scharon sowie dessen enger 
Freund, der New Yorker Staatsan- 
walt Robert Morgenthau. 


Ebenfalls zu dem Terrorapparat 
gehört der Tempelberg-Gläubige 
Gershon Solomon, ein Anhänger 
von Jabotinsky und ein altes Ir- 
gun-Mitglied, der die Jugendver- 
tretung von Menachem Begins 
Herut-Partei geführt hatte. Nach- 
dem er die Herut-Partei wegen 
des Camp-David-Vertrages verlas- 
sen hatte, half Solomon auf Vor- 
schlag von Rabbi Zvi Kook bei 
der Gründung der Tehiya-Partei 
im Jahre 1979 mit; mit dabei wa- 
ren auch Yuval Neeman, der ehe- 
malige Chef des israelischen mi- 
litärischen Geheimdienstes, und 
Geula Cohen, der langjährige 
Kumpan Schamirs, der Kahane 
erstmals nach Israel gebracht hat- 
te. 


Im Jahre 1986 hielt die Gruppe ei- 
ne Andacht auf dem „Tempel- 
berg“ ab und löste damit Aufstän- 
de der Moslems aus. 1990 unter- 
nahm die Gruppe einen weiteren 
Anschlag gegen die Al-Aqsa-Mo- 
schee, der Krawalle auslöste, in 
deren Folge 20 Moslems starben. 


Zu denjenigen, die die Gruppe 
lenkten, gehört Stanley Goldfoot, 
ein Irgun-Veteran aus Südafrika, 
der den größten Teil des terroristi- 
schen Apparates in den besetzten 
Gebieten überwacht. Goldfoot 
hatte zuvor eine archäologische 
Expedition unter den Al-Haram 
Al-Sharif organisiert und war da- 
bei von den christlichen Evangeli- 
sten unterstützt worden, die den 
Wiederaufbau des Tempels befür- 
worten, um die zweite Ankunft 
Christi zu beschleunigen. Ange- 
führt von Terry Reisenhoover und 
Douglas Kreiger arbeitet die Tem- 
pelberg-Stiftung eng mit Kahanes 
Studienkolleg und JDL-Günder 
Joe Churba vom Geheimdienst 
der amerikanischen Luftwaffe zu- 


sammen. 


Balkan 


Die 


Intervention 
der UNO 


Mohammed Aly Khan 


Mohammed Aly Khan, albanischer Staatsbürger, schaut angesichts 
der jüngsten Entwicklungen auf den Balkan, und es gefällt ihm 
nicht, was sich dort politisch und militärisch ereignet. 


Ich bin der Überzeugung, daß der 
UNO-Chef Boutros Boutros-Gha- 
li jetzt, wo Dr. William Perry als 
US-Außenminister bestätigt wor- 
den ist, für die lange erwarteten 
Luftangriffe auf serbische Positio- 
nen im Gebiet von Sarajevo grü- 
nes Licht geben wird. 


Kommt ein 
dritter Balkankrieg? 


Ich muß hinzufügen, daß der 
plötzliche Rücktritt von Admiral 
Bobby Ray Inman vor allem auf 
sein Wissen um einen dritten Bal- 
kankrieg zurückzuführen ist. Dies 
wird ein weiterer Kampf ohne 
Sieger und Verlierer sein, in dem 
viele Amerikaner ihr Leben las- 
sen werden. 


Natürlich wird von den Medien 
allgemein publiziert, der Grund 
für Inmans Rücktritt sei aus- 
schließlich im Angriff des Ko- 
lumnisten William Safire von der 
„New York Times“ - zusammen 
mit weiterer, geringfügiger Kritik 
- zu suchen. Um seiner eigenen 
persönlichen Sicherheit willen hat 
Inman bei diesem angeblichen 
Konsens über seinen Rücktritt 
mitgemacht. 


Inman wollte nicht Teil eines 
zweiten Vietnams werden, doch 
im Vergleich zu dem kommenden 
dritten Balkankrieg würde Viet- 
nam wie ein Sonntagspicknick 
aussehen. Er verabschiedete sich 
elegant, um sich nicht die Hände 
mit dem Blut junger Amerikaner 
beschmutzen zu müssen. 

Die Gegenwart des britischen 
Außenministers Douglas Hurd in 


Bosnien-Herzegowina und der 
Streit unter den Militärkomman- 
dos am Boden wird zusammen 
mit dem Schrei nach einem sofor- 
tigen Luftangriff auf die serbi- 
schen Stellungen bald den voll- 
ständigen Rückzug des britischen 
UNO-Militärkontingents hervor- 
rufen, unmittelbar gefolgt von 
den Franzosen, um einen direkten 
Konflikt mit den serbischen 
Streitkräften zu vermeiden 


Gehen auch die 
britischen Soldaten? 


Sobald dies erreicht ist, werden 
die Medien die ganze Welt bom- 
bardieren und der naiven Öffent- 
lichkeit alle möglichen Arten von 
Greueltaten zeigen, die von den 
Serben begangen wurden - ähn- 
lich dem irakisch-somalischen 
Propagandaplan. Täglich mit die- 
sen Bildern bombardiert, wird die 
leichtgläubige Öffentlichkeit die 
Luftangriffe auf die Militärstel- 
lungen der Serben mit großem 
„Hurra“ begrüßen. 


Eigenartigerweise wird dies alles 
im richtigen Moment passieren, 
in dem sich die ultranationalisti- 
schen Kräfte in Rußland gegen 
den Westen erheben, und wie 
Wladimir Schirinowski es bei vie- 
len Gelegenheiten erwähnt hat: 
Wenn der Westen gegen ihre ser- 
bischen Brüder ins Feld zieht, 
dann werden sie ihre Schädel und 
Knochen auf serbischem Territo- 
rium zurücklassen. 


Die Russen betrachten die Serben 
als einen ihrer engsten Verbünde- 
ten, was auf im Westen längst 


vergessene - wenn überhaupt je 
zur Kenntnis genommene - 
Kämpfe im Laufe der vergange- 
nen Jahrhunderte zurückgeht. Ei- 
ne ähnliche Situation existiert 
zwischen Österreich und Sloweni- 
en. 


Die Luftangriffe werden stattfin- 
den, sobald Perry im US-Verteidi- 
gungsministerium sein Amt ange- 
treten hat, und ob er nun dabei un- 
ter Druck gesetzt wird oder nicht 
- er wird nach den Regeln der Tri- 
lateralen Kommission, des Coun- 
cil on Foreign Relations (CFR) 
und der Bilderberger spielen. 
Wenn die Briten und Franzosen 
dann außerhalb der Reichweite 
des serbischen Präsidenten Slobo- 
dan Milosevic sind, haben die Ser- 
ben nun die perfekte Gelegenheit, 
die lange erwartete Kosovo-Karte 
auszuspielen, deren Aktionen so 
grauenvoll sein werden, daß die 
ganze Welt wie gelähmt sein wird. 


Das nächste 
Ziel heißt Albanien 


Wenn die Serben so schreckliche 
Verbrechen gegen die Bosnier be- 
gangen haben, dann wagt man 
sich kaum vorzustellen, was sie 
mit den so sehr gehaßten Alba- 
niern in Kosovo tun werden. Mil- 
lionen von Flüchtlingen wären 
dann gezwungen, in das eigentli- 
che Albanien und nach Mazedoni- 
en zu fliehen, wodurch diese bei- 
den Länder vollständig destabili- 
siert würden. 


Daraufhin wird Albanien sich ein- 
schalten, um seine Staatsan- 
gehörigen zu verteidigen. Bulga- 
rien wird sich den größten Teil 
von Ostmazedonien schnappen, 
und Griechenland - unter dem 
Vorwand, seine Minderheiten zu 
verteidigen - wird rasch in Süd- 
mazedonien und Südalbanien ein- 
marschieren, um seine griechi- 
schen Minderheiten in diesen bei- 
den Regionen zu schützen und 
auch um schließlich den „alten 
hellenischen Traum“ - ein Groß- 
Epirus - zu verwirklichen. 


Die Annektierung Südalbaniens 
durch die Griechen wird die Itali- 
ener, Österreicher und folglich 
auch die Deutschen alarmieren - 
ganz zu schweigen von den ner- 
vösen Türken. Und wenn die Ita- 
liener, Österreicher und Deut- 
schen mit im Spiel sind, wird es 
zum größten Massaker und Krieg 
kommen, den es je in den Anna- 
len der Geschichte gegeben hat. 


Die Position der türkischen Regie- 
rung ist schwer zu bestimmen, da 
Premierministerin Tansu Ciller 
ein Werkzeug des Establishments 
und selbst Bankierin ist. 


Die Tragödie 
muß gestoppt werden 


Ich bin mir auch sicher, daß der 
Bundesnachrichtendienst und der 
französische militärische Geheim- 
dienst (DGSE) in der Beurteilung 
der bevorstehenden Weltereignis- 
se übereinstimmen; Herr 
Schmidtbauer, Chef des deutschen 
Geheimdienstes, und auch Claude 
Silberzahn, Chef des DGSE, sind 
eigenartigerweise Trainingsmit- 
glieder des iranischen Geheim- 
dienstes (VEVAK), wie deren Ge- 
heimdienstchef Asli Fallahan be- 
stätigte. 


In welchem Ausmaß ist der briti- 
sche MI6 involviert? Die jüngste 
Anwesenheit Hurds in Bosnien- 
Herzegowina löst das Rätsel. Ich 
behaupte, daß alle unter der Kon- 
trolle des israelischen Geheim- 
diensts Mossad stehen. 


Es gibt einen Weg, diese kom- 
menden Massaker zu stoppen, 
und zwar durch Unterrichtung der 
friedliebenden Völker dieser Er- 
de. Wenn die Amerikaner es ihrer 
Regierung erlauben, bei dem 
UNO-Plan des „begrenzten Enga- 
gements“ im ehemaligen Jugosla- 
wien mitzumachen, werden viele 
unschuldige Menschen sterben. 
Es ist eine Tragödie, die gestoppt 
werden muß, bevor sie beginnt - 
denn ich weiß nicht, was sie stop- 
pen könnte, wenn sie einmal be- 
gonnen hat. oO 
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Bosnien 


Das Drehbuch 
für den Holo- 
caust wurde 
in London 
geschrieben 


William Hunter 


Ende Februar marschierten zum ersten Mal in der Geschichte und 
auf Einladung der UNO - das heißt England - russische Truppen als 
Unprofor- (U. N. Protection Forces)-Blauhelme in das frühere Bos- 
nien ein; als sie die serbische Hochburg Pale außerhalb Sarajevos 
erreicht hatten, wurden sie von jubelnden serbischen Truppen mit 
Blumen, Brot und Salz begrüßt, die ihnen zuriefen: „Großserbien“ 


und „Lang lebe Rußland“. 


Serbische Soldaten sagten ge- 
genüber der Presse: „Es wird kei- 
ne Luftangriffe mehr geben. Die 
Russen sind auf unserer Seite.“ 
Am gleichen Tag sagte Vitali 
Churkin, der russische Sonderge- 
sandte auf dem Balkan, mit fast 
den gleichen Worten wie der rus- 
sische Luftwaffenchef Deinekin: 
„In Bosnien kann es keine Luftan- 
griffe und gleichzeitig Verhand- 
lungen geben. Entweder es wird 
verhandelt, oder es ist der totale 
Krieg.“ 


Der mitleidsvolle 
Abstieg der NATO 


Dieses gefährliche anglo-russi- 
sche Spiel läuft schon eine ganze 
Weile: Der italienische Rundfunk 
und Radio Sarajevo berichteten 
kürzlich, daß die Russen bereits 
Anfang Januar damit begonnen 
hatten, schwere Militärausrüstun- 
gen, darunter auch Luftabwehr- 
waffen, zu mobilisieren. Da die 
Bosnier keine Luftwaffe besitzen, 
während die NATO - so glaubt 
man zu wissen - eine hat, ist das 
eventuelle Ziel solcher Aufmerk- 
samkeit nicht unbedingt ein Ge- 
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wird der mitleidsvolle Abstieg der 
NATO in Bosnien in Wirklichkeit 
wie die strategische Umkehr vor- 
kommen, die den Vereinbarungen 
von Teheran und Jalta entspricht, 
und wie ein weiterer Schritt in 
Richtung Krieg. 


Wie Shakespeares Verräter lago, 
der nichts Wichtiges zu bieten 
hat, aber mit dem russischen 
Othello vorsichtig herumlaviert, 
haben die. Briten es zu einem 
Konfrontationskurs mit dem We- 
sten gebracht, indem sie Rußland 
durch geheime Verhandlungen in 
den Sturm auf den Balkan inte- 
griert haben; doch dieser Kon- 
frontationskurs ist gegen ihre ei- 
genen Interessen, und er kann nur 
durch eine kühne und entschiede- 
ne Aktion von Seiten der Verei- 
nigten Staaten abgelenkt werden. 


Nach der Tat muß Iago in die vier 
Winde schreien: „Ich tat’s!“ und 
tatsächlich - am 19. Februar 
konnte man das folgende Einge- 
ständnis im Londoner „Indepen- 
dent“ lesen: „Während John Ma- 
jors Besuch in Moskau in dieser 
Woche wurde ihm und Douglas 
Hurd gesagt, daß die Russen 
planten, Truppen nach Bosnien zu 
entsenden, doch Mr. Major be- 
schloß, dies nicht an die Verbün- 
deten weiterzugeben, denn es 


Lord Carrington und der britische Geheimdienst waren entscheidend 


an der Teilung Bosniens beteiligt. 


heimnis einiger Nachrichtendienste. 
Jedem Kenner der Geschichte 


wurde uns im Vertrauen erzählt 
und wir hatten den Eindruck, daß 


es nicht etwas war, was sie in der 
ganzen Welt verbreiten wollten.“ 
Ganz recht! Das also für viele, die 
noch unter der Illusion leiden, 
Großbritannien und die Vereinig- 
ten Staaten seien militärische Ver- 
bündete in einem zusammenge- 
brochenen alten Gebilde mit Na- 
men NATO. 


Der sogenannte serbische Rück- 
zug von Artilleriestellungen 
außerhalb Sarajevos bis 21. Fe- 
bruar Mitternacht unter „Andro- 
hung“ von NATO-Luftangriffen 
ist ein böser Scherz, ein offenes 
Geheimnis, das auf der Titelseite 
von Tageszeitungen wie der 
„Frankfurter Allgemeinen Zei- 
tung“ in Deutschland zu lesen ist: 
Die Serben haben nur kaputte, 
nutzlose Ausrüstung unter die 
„Kontrolle“ der UNO gestellt. Ge- 
schützt von ihren russischen 
Freunden haben sie die intakte 
Ausrüstung dann an die Frontlini- 
en gebracht, die noch besseren, 
um den Rest von Bosnien zu bela- 
gern: Maglaj, Bihac, Tuzla, alle 
belagert, alle der Schauplatz 
äußerst heftiger Kämpfe. 


Bosnien verlangt 
schriftliches Material 


Unmittelbar nach dem NATO-UI- 
timatum vom 10. Februar richtete 
der bosnische Präsident Alija Izet- 
begovic unter der Leitung von Vi- 
zepräsident Ejup Gänic ein Kri- 
senhauptquartier ein. Als die Rus- 
sen kamen und die NATO einen 
Rückzieher machte, sagte Gänic: 
„Was war das Ziel des Angreifers 
- und ich muß sagen, das Ziel ei- 
niger Staaten, die Truppen in Un- 
profor haben? Das Ziel war es, 
uns in sinnlose Verhandlungen am 
Flughafen hineinzuziehen, damit 
es - wenn die Frist abläuft - so 
aussieht, als ob wir uns mit den 
Serben über den Rückzug nicht 
einigen könnten und damit beide 
Seiten dafür verantwortlich ge- 
macht werden können, daß der 
NATO-Beschluß nicht ausgeführt 
wurde. 

Wir haben eine klare Strategie. 
Wir werden den Kontakt mit Un- 
profor auf strikt schriftlicher Ba- 
sis aufrechterhalten, wir werden 
auf Schriftlichem bestehen und 
darauf, daß alles peinlichst genau 
dokumentiert wird. Das bringt sie 
normalerweise zum Wahnsinn. ... 
Natürlich haben sie mit den Ser- 
ben innerhalb von diesen acht Ta- 
gen nichts erreicht. Unprofor 
hat einen schweren Fehler began- 
gen - der noch aufgeklärt werden 


muß -, denn sie benutzten das 
NATO-Ultimatum als arbeitsfähi- 
ge Grundlage für Verhandlungen 
mit den Serben. ... Das war das 
Ergebnis: Unprofor-Leute ver- 
streuten sich überall auf den Hü- 
geln und fanden Waffen. ... Das 
Ergebnis - das von Mr. Akashi 
von der UNO bestätigt wurde, der 
sagte, daß 20 Prozent der serbi- 
schen Waffen nicht unter Kontrol- 
le seien; doch in Wirklichkeit liegt 
dieser Prozentsatz viel höher. 
Deshalb wurde der NATO-Be- 
schluß vom Angreifer nicht re- 
spektiert.“ 


Die Briten spielen das große 
Spiel; sie haben bewiesen, daß sie 
nicht davor zurückschrecken, den 
Russen das ganze Adriatische und 
östliche Mittelmeer an den Hals 
zu werfen - was einen potentiellen 
thermonuklearen Krieg bedeu- 
tet -, um jede künftige russisch- 
amerikanische Wirtschaftsallianz 
mit dem kontinentalen Europa zu 
unterbinden. 


Während die britischen Schritte 
strategisch sind, wobei sie den 
Vertrag von Jalta unbeanstandet 
abändern und die Frontlinie des 
russischen Imperiums vergnügt 
von Osteuropa geradewegs bis hin 
zur italienischen Grenze ziehen - 
sogar die Parteizeitung der frühe- 
ren italienischen kommunisti- 
schen Partei (jetzt PDS) „Unitä“ 
forderte am 22. Februar ängstlich, 
daß man die territoriale Integrität 
von Bosnien um jeden Preis auf- 
rechterhalten müsse, und Premier- 
minister Carlo Azeglio Ciampi 
verlangte eine unmittelbare Er- 
höhung des italienischen Verteidi- 
gungshaushalts -, haben die Verei- 
nigten Staaten versucht die Briten 
mit Taktik zu überlisten. 


Kroatien und Bosnien 
unterzeichnen Vertrag 


Nicht, daß der Vertrag zwischen 
Kroatien und Bosnien, der am 
22./23. Februar durch den US-Di- 
plomaten Charles Redman in Za- 
greb zustande kam und von den 
kroatischen und bosnischen Kom- 
mandeuren unterzeichnet wurde, 
unwichtig ist - im Gegenteil -, 
denn er erkennt den Owen-Stol- 
tenberg-Plan für Bosnien als Ba- 
sis nicht an, sondern vielmehr die 
territoriale Integrität von Bosnien 
als Ganzes. Auch ist die amerika- 
nische Entscheidung, den Fall von 
Aldrich Ames, dem ehemaligen 
CIA-Chef für antisowjetische Ge- 
genspionage, aufzudecken, nicht 


Lord Owen vertritt das britische Machtspiel auf dem Balkan und ver- 
schlimmert damit den Holocaust in Bosnien. 


unbedeutend. Die Briten sind über 
den Skandal in der Tat weit mehr 
beunruhigt als die Russen. 
Während der Chef des russischen 
Geheimdienstes, Yuri Kobeladze, 
beiläufig bemerkte, der Fall Ames 
„betrifft uns nicht. Das war eine 
rein amerikanische Angelegen- 
heit“, findet London es weniger 
komisch. Ein hochrangiger briti- 
scher Geheimdienstoffizier äußer- 
te gegenüber dem „Guardian“: 
„Es ist ein Rückschlag, und der 
Zeitpunkt ist sehr ungünstig - 
jetzt, wo die Russen hilfreich sind 
und im Zusammenhang mit Bos- 
nien an Bord kommen. Es ist ein 
Echo auf den kalten Krieg, gerade 
jetzt, wo wir es nicht wollen.“ 


Es mag in den Vereinigten Staaten 
in der Tat ein Umdenken bezüg- 
lich Allianzen geben, aber es 
kommt nicht schnell genug, um 
zu verhindern, daß Bosnien von 
der Landkarte verschwindet. 


Am 23. Februar sagte Charles 
Kupchan, ehemaliger Chef vom 
Dienst für Europa im Nationalen 


Sicherheitsrat, gegenüber der 
französischen Tageszeitung „Le 
Figaro“: „In der historischen An- 
omalie des kalten Krieges hatte 
England die Oberhand, doch wir 
fangen jetzt an zu erkennen, daß 
Frankreich den Vereinigten Staa- 
ten mehr zu bieten hat. ... Clinton 
fühlt sich Frankreich näher als 
England. ... England versucht das 
sich zwischen Frankreich und 
Amerika entwickelnde Band zu 
zerschneiden, indem es sich bru- 
tal entgegenstellt. Eine unkluge 
Berechnung! Sie haben sich iso- 
liert, und schlimmer noch, sie ha- 
ben sich praktisch selbst an den 
Rand gedrängt.“ 


Und wieder eine Taktik - eine ir- 
ritierende Taktik - von Seiten der 
Vereinigten Staaten, bisher aber 
auch nicht mehr: die Ernennung 
von Admiral i. R. William Crowe 
zum Botschafter in London. Als 
Gegner des Krieges vom Persi- 
schen Golf wird er von der briti- 
schen Presse bereits als grober, 
übergroßer und übergewichtiger 
Cowboy gebrandmarkt. Unmittel- 


bar nach der Gerry-Adams-Affäre 
waren die Londoner Journalisten 
in diesen Tagen stark beunruhigt 
von der Ankunft des Kennedy- 
Clans in Belfast, der sich einfand, 
um den Iren Paul Hill von den 
Guildford Four gegen eine Mord- 
anklage zu verteidigen. Hill ist 
zufällig mit Courtney, der Tochter 
des verstorbenen amerikanischen 
Senators Robert Kennedy, verhei- 
ratet. 


Doch können die Vereinigten 
Staaten es sich erlauben, taktisch 
zu sein, wenn das Überleben von 
ganz Europa auf dem Spiel steht? 


Lyndon LaRouches Angriff auf 
die britische Weltpolitik wurde 
von den Bosniern, die im Hin- 
blick auf ihre Nahrungsmittellie- 
ferungen von den britischen Trup- 
pen abhängen und deshalb alles 
zu verlieren haben, kühn nachge- 
ahmt. Am 11. Februar, einem Tag 
nach Ablauf des NATO-Ultima- 
tums, verkündeten die britischen 
Kommandeure in Bosnien erneut, 
daß ihre Truppen keine Nahrungs- 
mittelkonvois mehr nach Zentral- 
bosnien begleiten würden, weil es 
wegen des Ultimatums „zu ge- 
fährlich“ sei! Angesichts dieser 
Erpressung sagte Stjepan Kluic, 
ein katholisches Mitglied der bos- 
nischen Führung, gegenüber der 
dänischen Tageszeitung „Politi- 
ken“: 


„Großbritannien, Frankreich und 
Rußland stehen auf der Seite der 
Serben. Zum ersten Mal in der 
Geschichte haben die Serben und 
die Russen den Drina überquert 
und befinden sich auf dem Weg 
zum Adriatischen Meer. Der We- 
sten erkennt nicht, daß die Russen 
versuchen, ihren jahrhunderteal- 
ten Traum - das Adriatische Meer 
zu erreichen - wahr zu machen. 
Was weder dem Zaren noch dem 
Kommunismus gelungen ist: Jel- 
zin ist es gelungen. Kein bosni- 
scher Flüchtling würde in Gebie- 
te zurückkehren, wo sich Russen 
befinden. Eine neue Berliner 
Mauer wird in Sarajevo errichtet 
werden. 


Lord Carrington und Lord Owen 
haben bei der Teilung Bosniens 
mit dem britischen Geheimdienst 
zusammengearbeitet. Es ist sehr 
aufschlußreich, daß es der briti- 
sche Kommandeur der UNO- 
Truppen in Bosnien - General Sir 
Michael Rose - war, der als erster 
gesagt hat, daß keine Luftangriffe 
gegen serbische Stellungen statt- 
finden würden.“ oO 
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Vertrauliches 


Ukrainische 
Demonstranten 
in Moskau 
verhaftet 


Mitglieder der Moskauer Abtei- 
lung von Rukh, der ukrainischen 
Unabhängigkeitsbewegung, und 
einer ukrainischen kulturellen 
Vereinigung mit dem Namen Sla- 
wutitsch, wurden am 14. Januar 
1994 vor der amerikanischen Bot- 
schaft in Moskau von der Polizei 
festgenommen, wo sie einen an 
Präsident Clinton gerichteten Auf- 
ruf abgegeben hatten. Die folgen- 
den Informationen über die Fest- 
nahmen wurden von dem Mo- 
skauer Büro für die Verteidigung 
der Menschenrechte über die 
Grenzen veröffentlicht. 


„Die Organisation der ukraini- 
schen nationalen Rukh ... hat ge- 
gen die Unterzeichnung des rus- 
sisch-amerikanisch-ukrainischen 
Vertrages über die nukleare Abrü- 
stung der Ukraine eine Protestde- 
monstration abgehalten. Die poli- 
tische Sektion der US-Botschaft 
wurde über die Demonstration un- 
terrichtet und um Annahme einer 
politischen Erklärung von der Or- 
ganisation gebeten. Der Text wur- 
de dem Sicherheitsposten am 
Nordeingang der Botschaft um 14 
Uhr übergeben, und es wurde ei- 
ne Empfangsbestätigung für das 
Dokument ausgestellt (die Sicher- 
heitsvorschriften erlaubten keine 
andere Art der Zustellung). Um 
14.30 Uhr ... begab sich die Dele- 
gation dann zu dem ‘alten’ US- 
Botschaftsgebäude, wo alle vier 
innerhalb von 15 Sekunden von 
einer Polizeieinheit verhaftet und 
zum 11. Polizeirevier gebracht 
wurden. Die Verhafteten wurden 
unter Druck gesetzt, ein Protokoll 
zu unterzeichnen, in dem solche 
Sätze enthalten waren wie: ‘Strei- 
ken, Rufen von Schlagworten und 
Störung des Verkehrs.’ Nichts von 
alldem traf auf die friedliche Art 
der Demonstration zu. Die Ver- 
hafteten lehnten die Unterzeich- 
nung dieses Protokolls ab.“ 


Drei der vier Teilnehmer an der 
Demonstration sind Bürger des 
russischen Staatenbundes. D 
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Kardinal _ 
beschuldigt die 
Europäer der 
Feigheit 


„Europa stirbt auf dem Balkan“, 
sagt Kardinal Roger Etchegerray, 
Leiter der Justiz- und Friedensor- 
ganisation, in einem Schreiben an 
die römisch-katholischen Bischö- 
fe. Der Brief ist die schärfste Er- 
klärung, die vom Vatikan bisher 
über den Völkermord auf dem 
Balkan abgegeben wurde. 


Das Schreiben wurde in der itali- 
enischen Tageszeitung „Corriere 
della Sera“ unter der Überschrift 
„Der Vatikan exkommuniziert Eu- 
ropa“ abgedruckt. 


„Es ist der Frieden in Europa, der 
auf dem Spiel steht“, schreibt Et- 
chegerray. Europäische Führer 
hätten bei der Behandlung des 
Bosnien-Themas „schändliche 
Feigheit“ gezeigt, „eine kriminelle 
Sünde der Unterlassung“ und 
„kollektive Abdankung“ began- 
gen. 


In dem Schreiben heißt es, ein 
Frieden basierend auf der Teilung 
Bosniens oder dem Austausch 
von Territorien sollte nicht zuge- 
lassen werden. „Der Mensch wur- 
de nicht geschaffen, um nach den 
Gesetzen des Dschungels zu le- 
ben“, heißt es in dem Brief, und 
eine „ethnische Säuberung“ wird 
als „gegen die Natur“ verurteilt. 


In dem Brief heißt es weiter: „Wir 
brauchen mehr Mut, um Frieden 
zu schaffen, als um Krieg zu 
führen. Es ist eine kriminelle Un- 
terlassung von Hilfeleistung, 
wenn man zuläßt, daß Menschen 
sich gegenseitig töten, um einen 
Frieden zu haben, der die faule 
Frucht von Erschöpfung und Ver- 
nichtung ist. ... Ein Frieden auf 
der Grundlage des Austauschs 
von Territorien kann nicht sehr 
lange halten. Jede Verschlimme- 
rung von Nationalismus kann nur 
zu einem falschen Frieden 
führen.“ 


Die Haltung der europäischen 
Führer trage angesichts dieser Si- 
tuation „die makabre Form 
schändlichster Feigheit.“ 


In dem Schreiben heißt es weiter, 
Frieden auf dem Balkan sei unter 
der Voraussetzung möglich, daß 
„die internationale Gemeinde auf 
allen Ebenen den Mut zeigt, die 


volle Verantwortung zu überneh- 
men und dafür zu sorgen, daß die 
Menschenrechte, die humanitären 
Rechte und die nationalen Rechte 


respektiert werden.“ DO 
Rußland . 
verbessert seinen 


Geheimdienst 


Es sei dringend erforderlich, daß 
Rußland seine Gegenmaßnahmen 
gegen die Spionage aus dem We- 
sten verbessere und insbesondere 
den Atomtechnologiesektor sowie 
andere wichtige Sektoren der 
Wirtschaft vor der Durchdringung 
durch westliche Agenten und Sa- 
boteure schütze, erklärte Sergei 
Stephaschin, Chef der Gegenspio- 
nage des russischen Staatenbun- 
des in Moskau. 


Stepaschin griff die „aggressiven 
Methoden“ der westlichen Spio- 
nagedienste, die innerhalb Ruß- 
lands arbeiten, an, weil sie eine 
Gefahr für das nationale Verteidi- 
gungssystem darstellten, so daß 
eine unbarmherzige Intervention 
von russischer Seite erforderlich 
sei, um die Sicherheitsinteressen 
des Landes zu verteidigen. 


Entlang der gleichen Linie berich- 
tet der Geheimdienstexperte Frie- 
drich Wilhelm Schlomann in der 
Monatszeitung „European Securi- 
ty“, daß Jewgeni Primakow, Chef 
des russischen Geheimdienstes im 
Ausland, im November 1993 sag- 
te, Rußland sei „weiterhin eine 
Großmacht, und eine Großmacht 
braucht auch einen starken Ge- 
heimdienst«. 


Der Schwerpunkt der russischen 
Operationen nach KGB-Zeiten 
liege im Westen, sagt Schlomann, 
insbesondere Deutschland, von 
wo eine Verdoppelung der Akti- 
vitäten von russischer Seite be- 
richtet wird. Der SWR - der jetzt 
die ausländischen Geheimdienst- 
funktionen des KGB wahrnimmt - 
hat hart daran gearbeitet, um die 
Agententätigkeit in Westdeutsch- 
land von der Zeit vor 1990 auf- 
rechtzuerhalten und um nach dem 
Fall des kommunistischen Regi- 
mes in Mitteldeutschland dort die 
Kontrolle über die Dinge zu be- 
halten. 


Die gefährlichste und auch die ef- 
fizienteste Operation wird aller- 
dings von GRU (dem militäri- 
schen Geheimdienst) ausgeführt, 
die sicherstellen wollen, daß kein 


Geheimdienstloch entsteht, sobald 
Ende August der letzte russische 
Soldat deutschen Boden verlassen 
haben wird. 


Nordkorea 
stimmt Untersu- 
chung von 
Atomkraftwer- 
ken durch die 

OÖ zu 


Auf einem Treffen in Wien mit 
der Internationalen Atomenergie- 
behörde stimmte Nordkorea zu, 
daß die UNO Kraftwerke in ihrem 
Land untersucht. Vertreter der 
Behörde sagten, sie wollten sie- 
ben nordkoreanische Kraftwerke 
untersuchen und damit die ablau- 
fende Frist abfangen, nach der sie 
Nordkorea als mit UN-Vereinba- 
rungen im Verzug erklären müß- 
ten, was Sanktionen und eine 
ernsthafte Krise nach sich ziehen 
würde. 


Die Vereinbarung erstreckt sich 
nicht auf den vollen Zugang der 
beiden anderen Nuklearanlagen in 
Yongbyon, von denen westliche 
Regierungen glauben, daß Nord- 
korea dort Atomwaffen ent- 
wickelt; einige Untersuchungen 
sind allerdings auch dort erlaubt. 
Die Vereinigten Staaten haben im 
UNO-Hauptquartier in New York 
auch direkte Gespräche mit Nord- 
korea wieder aufgenommen, die 
zur Aufnahme formeller diploma- 
tischer Beziehungen führen sol- 
len. Südkoreanischen Pressebe- 
richten zufolge bieten die USA 
vielleicht die Aussetzung des für 
dieses Jahr mit Seoul geplanten 
Manövers „Team Spirit“ an. 


Walesa bezeich- 
net NATO-Part- 
nerschaft als 
„Erpressung“ 


Ein Sprecher der polnischen Re- 
gierung bestätigte Berichte, denen 
zufolge der polnische Präsident 
Lech Walesa den Plan „Partner- 
schaft für den Frieden“ von Präsi- 
dent Clinton als „Erpressung“ be- 
zeichnet haben soll. Der Plan, der 
auf dem NATO-Gipfel Anfang Ja- 
nuar dieses Jahres von anderen 
Staatsoberhäuptern unterstützt 
wurde, ist als Ersatz für die sofor- 
tige volle NATO-Mitgliedschaft 


der Länder des früheren Sowjet- 
blocks gedacht. 


Der Sprecher meinte, die polni- 
sche Regierung habe sich in einer 
Kabinettssitzung, bei der alle an- 
wesend waren, dennoch gezwun- 
gen gefühlt, der Partnerschaft auf 
vorläufiger Basis beizutreten, bis 
ein detaillierter endgültiger Plan 
ausgearbeitet sein werde und eine 
endgültig Entscheidung getroffen 
werden könne. Er fügte hinzu, 
nachdem Wladimir Schirinowski, 
Rußlands Ideologe für ein Drittes 
Rom, die Teilung Polens verlangt 
habe, was im Westen einigen An- 
klang gefunden hat, brauche Po- 
len dringend strategische Unter- 
stützung. 


Eine der schlimmsten Folgen der 
Partnerschaft für den Frieden sei, 
daß sie das Visegrad-Bündnis zer- 
stört habe, das im Jahre 1991 zwi- 
schen der Tschechischen Repu- 
blik, Polen, Slowakien und Un- 
garn geschlossen worden sei, weil 
die Partnerschaft für den Frieden 
eher individuelle als kollektive 
Pläne verlange, um zu einer even- 
tuellen NATO-Mitgliedschaft zu 
gelangen. 


Präsident Walesa kritisierte US- 
Präsident Clinton, weil dieser auf 
die russischen Forderungen 
gehört habe, die eine volle NATO- 
Mitgliedschaft ausschließen: „Im 
Augenblick gibt es keine Anzei- 
chen für eine Partnerschaft. Da ist 
Rußland, das droht; da ist der or- 
ganisierte Westen, der Angst hat, 
und da sind diejenigen mitten un- 
ter uns, die sagen: es gibt nichts, 
wovor man Angst haben muß, 
man sollte versuchen, das physi- 
kalische und technische Potential 
für Westeuropa zu erhöhen. Wir 
verstehen die Gründe, warum der 
Westen und insbesondere die Ver- 
einigten Staaten über Rußlands 
Reaktion so besorgt sind. Wir sind 
über die Reaktion Rußlands eben- 
falls besorgt.“ im] 


Privatisierung , 
von ELF signali- 
siert Frank- 
reichs Rückzug 


Nach der Abwertung des CFA- 
Franc in Afrika bestätige die zur 
Zeit laufende Privatisierung von 
ELF Aquitaine - Frankreichs 
größter Ölgesellschaft -, daß 


Frankreich sich aus Afrika 
zurückziehe, so Jean Pierre Tu- 
quoi in der Pariser Tageszeitung 
„Le Monde“. Tuquoi kritisierte 
die Entscheidung von Premiermi- 
nister Edouard Balladur, Afrika 
dem Internationalen Währungs- 
fonds und der Weltbank zu über- 
lassen. 


Mit dem Ende der öffentlichen 
Kontrolle über ELF wird der Staat 
ein Schlüsselwerkzeug seiner 
Afrikapolitik verlieren. Gegründet 
im Jahre 1966 von Charles de 
Gaulle und geführt von Pierre 
Guillaumat, einem früheren Mit- 
glied von de Gaulles Geheim- 
dienst in London im Zweiten 
Weltkrieg, war ELF ein Teil von 
de Gaulles Plan, ein selbständiges 
Netzwerk an Ölvorräten zu schaf- 
fen, damit Frankreich eine unab- 
hängige Politik betreiben kann. 
ELF entwickelte diese Eigen- 
schaften zum Teil in Afrika, wo 
die Untersuchung und Entwick- 
lung von Produktions- und Ver- 
teilnetzen auch im Interesse der 
Länder Afrikas war. 


Der weitere Rückzug Frankreichs 
aus Afrika wird die bereits 
schrecklichen Bedingungen, die 
dort herrschen, nur noch ver- 
schlimmern. ELF ist für viele 
Länder Afrikas in ökonomischer 
Sicht lebenswichtig. 


Im Kongo beispielsweise ist ELF 
für 75 Prozent der Ölproduktion 
des Landes verantwortlich und der 
wichtigste Steuerzahler des Lan- 
des. Die Beziehungen zwischen 
ELF und den Staatsfinanzen sind 
derart verflochten, daß die Ölre- 
serven des Landes wegen Vor- 
schußzahlungen, die ELF geleistet 
hat, für die nächsten vier Jahre be- 
reits an ELF verpfändet sind. 


In Angola, Gabun und Kamerun 
ist die Situation ähnlich. Zwei 
Drittel der Rohölproduktion von 
ELF in Höhe von 30 Millionen 
Tonnen kommt aus Afrika. 


Will Douglas 
Hurd ein neues 
russisches 
Imperium? 


Versucht der britische Außenmini- 
ster Douglas Hurd die europäi- 
schen Grenzen von der Zeit vor 
dem Ersten Weltkrieg zugunsten 
Rußlands wiederherzustellen? 
Diese Frage taucht in einem Arti- 


kel von Dr. Jonathan Eyal, For- 
schungsdirektor des Londoner 
„Royal United Services Institute“ 
auf, der in der Londoner Tageszei- 
tung „Independent“ erschienen 
1st. 


Hurd hielt vor kurzem eine Rede, 
in der er sagte, das Wasser des 
Wistula sei „sowohl polnisch wie 
russisch“. Eyal meint, dieser Ge- 
danke sei sicher „überholt“, denn 
das letzte Mal, als der Wistula 
durch russisches Territorium floß, 
war vor dem Ersten Weltkrieg! 


Hurds Aussage sei nur ein Zei- 
chen unter vielen, daß der Gedan- 
ke vom russischen Imperium „in 
den Vorstellungen des Westens 
weiterlebt‘“, schreibt Eyal in ei- 
nem Artikel mit dem Titel „Diese 
Angelegenheit wird mit Tränen 
enden. Der Westen habe alle Ele- 
mente für ein künftiges Appease- 
ment hingesetzt“, schreibt er. 
„Wie in den dreißiger Jahren wird 
die militärische Bereitschaft redu- 
ziert, während die Sicherheitsrisi- 
ken steigen. Wie damals 
verschleiert eine Reihe willkom- 
mener Rechtfertigungen die uner- 
freulichen Realitäten.“ 


Es sei reine Heuchelei, Jelzins 
„Demokratie“ weiterhin zu prei- 
sen, und es sei dumm, den Erfolg 
Wladimir Schirinowskis als rei- 
nen „Weckruf“ für den Westen 
darzustellen. Schirinowski habe 
ein tiefes „Gefühl nationaler Er- 
niedrigung“ in den Russen ge- 
weckt, sagte Eyal. OD 


War Japan Ziel 
eines Wirt- 
schaftskriegs? 


Mehrere führende japanische Ver- 
treter aus Politik und Wirtschaft 
seien jetzt der Meinung, daß es 
sich bei der gegenwärtigen „Re- 
zession“ in Japan um die Folge ei- 
nes fünfjährigen Wirtschaftskriegs 
handle, der von der Wall Street 
und einer Einheit des amerikani- 
schen Geheimdienstes geführt 
worden sei, so berichten japani- 
sche Quellen. 


Unter der „Webster-Doktrin“ (des 
ehemaligen CIA-Direktors Wil- 
liam Webster), die die wirtschaft- 
liche Leistungsfähigkeit amerika- 
nischer Verbündeter als eine 
Gefährdung der nationalen Si- 
cherheit der Vereinigten Staaten 


ansieht, hat der US-Geheimdienst 
japanische Finanz- und Wirt- 
schaftsinstitutionen durchdrungen 
und kritisches Geheimdienstmate- 
rial geliefert, um die dirigistischen 
Wirtschaftsinstitutionen Japans zu 
schwächen. 


Ein japanischer Informant äußer- 
te, Tokio werde beginnen, die 
Rolle verschiedener wichtiger 
Mitarbeiter im amerikanischen Fi- 
nanz-, Wirtschafts- und Außenmi- 
nisterium und die des Nationalen 
Wirtschaftsrats als Teil der statt- 
findenden Destabilisierung zu be- 
trachten. Dieser Informant sagte 
auch, die von Maurice Greenberg 
- einem Geschäftspartner und per- 
sönlichen Freund Henry Kissin- 
gers - geführte American Interna- 
tional Group spiele eine führende 
Rolle bei der Forderung, die japa- 
nischen Versicherungsgesellschaf- 
ten sollten ihre Finanzangelegen- 
heiten von einschränkenden Be- 
stimmungen befreien. Ein Teil der 
Operation kommt den Tokioter 
Quellen zufolge von Kroll Asso- 
ciates, das nun teilweise der AIG 
gehört. Krolls Büro in Tokio be- 
findet sich im Gebäude der AIG 
im Stadtzentrum. 


Japanische Beobachter sind der 
Meinung, daß ein Potential für ei- 
ne „nationalistische“ Reaktion ge- 
gen den laufenden Wirtschafts- 
krieg vorhanden ist. Nach Pre- 
mierminister Morihiro Hosokawas 
Treffen mit Präsident Clinton 
könnten japanische Vertreter ihre 
Meinung über das Wesen der der- 
zeitigen ökonomischen Schwie- 
rigkeiten neu zu überdenken be- 
ginnen und zu der Ansicht über- 
gehen, daß der Vorstoß in 


Richtung Globalisierung und De- 
regulation - was von den westli- 
chen Finanzinstitutionen verlangt 
wird - doch nicht die Richtung ist, 
die Japan einschlagen sollte. 
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Briefe 


Betr.: Bonn „Gefährli- 
cher Weg auf dem Ar- 
beitsmarkt“, Nr. 11/93 


Die Arbeitslosigkeit ist in einer 
arbeitsteiligen Wirtschaft die 
zwangsläufige Folge des Geld- 
mangels im Wirtschaftskreislauf, 
der durch den Mechanismus des 
Zinsgeldwesens hervorgerufen 
wird. Stellt man diesen Mechanis- 
mus ab, so ist sofort genug Arbeit 
für jeden da! Denn Arbeit gibt es 
immer genug, wenn das Geld in 
den Händen derer ist, die Bedarf 
haben! 


Gibt es etwas Dümmeres, als 
Mangel dadurch entstehen zu las- 
sen, daß die, die mit ihrer Hände 
Arbeit den Mangel beheben kön- 
nen, das deswegen nicht tun kön- 
nen, weil das Geld zur Bezahlung 
dieser Arbeit fehlt? 


Alle Staaten folgen da heutzutage 
einer falschen Programmierung! 
Sie überlassen die Geldherstel- 
lung und -inverkehrbringung den 
Bankinhabern, erlauben, daß sie 
für das Ausleihen des von ihnen 
hergestellten Geldes Zinsen for- 
dern. Sie verstehen die Geldzu- 
sammenhänge nicht, wissen nicht, 
daß das Geld, das auf Zinsen aus- 
geliehen wird, stets einen Geld- 
mangel in der Wirtschaft bewirkt. 
Denn die Geldmenge, die zusätz- 
lich als Zins gefordert wird, 
kommt nie mit dem Leihgeld zu- 
sammen in den Kreislauf, kann al- 
so darin nicht vorhanden sein! So 
enthält das Zinsgeldwesen den 
Mechanismus, daß es stets zuneh- 
mende Verschuldung und Wirt- 
schaftskrisen verursacht. 


Würde das Erstgeld - das neu ge- 
machte Geld, das noch nicht Ar- 
beitslohn war, aber durch sein 
Vorhandensein Bezahlung von 
Arbeitslöhnen in Geld erst mög- 
lich macht - nicht als Leihgeld in 
den Kreislauf kommen, sondern 
gleichmäßig als Existenzgrund- 
rente allen Bewohnern eines 
Staatsgebietes zugeteilt, als ihr Ei- 
gentum, von Geburt an jedem 
monatlich gleich viel, so wäre das 
Geld für den Grundlebensbedarf 
in den Händen der Bevölkerung. 
Es würde immer ausgegeben und 
würde damit Arbeit schaffen. 
Denn am Grundlebensbedarf spart 
niemand ohne Not, kann eigent- 
lich niemand sparen. Und so wür- 
den die Arbeiten, die den Grund- 
lebensbedarf schaffen, immer be- 
zahlt werden können. Damit 


wären in dem Staat, der so ver- 
fährt, der Mangel und die Not, die 
durch Arbeitslosigkeit entstehen, 
sofort ausgeschaltet! 


Wenn ein Staat die Herstellung 
des Geldes, das seine Bevölke- 
rung benötigt, in eigene Hände 
nimmt und das Erstgeld der Be- 
völkerung zuteilt, braucht es kei- 
ne Arbeitsbeschaffungsmaßnah- 
men (ABM). Es gibt wirklich auf 
dem freien Markt Arbeit für je- 
den. 


Der Arbeitsmarkt ist frei, sobald 
die zinsfreie Wirtschaftsordnung 
eingeführt ist. Denn dann braucht 
vom Arbeitslohn nichts mehr ab- 
gezogen zu werden, weder für 
Steuern noch für Soziallasten! Die 
Soziallasten sind durch die Exi- 
stenzgrundrente für jeden ersetzt. 
Damit, daß jemand existiert, hat 
er Bedarf und muß Hände zur 
Deckung dieses Bedarfes in 
Tätigkeit setzen können. Dies 
eben wird durch die Existenz- 
grundrente bewirkt. Sie gibt es 
deswegen von Geburt an das 
ganze Leben hindurch. Verliert ei- 
ner seinen Arbeitsplatz, so sichert 
ihn die Existenzgrundrente vor 
Not. Sie sichert ihn aber auch da- 
vor, sich im Lohn drücken lassen 
zu müssen. Das Aushandeln ge- 
rechter Arbeitslöhne wird leicht, 
weil jeder auf einen Arbeitsplatz 
verzichten kann, dessen Lohn ihm 
nicht gerecht erscheint. Es kann 
daher aber auch jeder auf einen 
Arbeitsplatz verzichten, wo die 
Tätigkeit gesundheitsschädlich ist 
oder sonst nicht mit einem guten 
Gewissen vereinbar. 


In der zinsfreien Wirtschaftsord- 
nung gibt es nur noch zwei Steu- 
erarten: die Bodensteuer, in die al- 
le früheren Steuerpflichten eines 
Unternehmens einschließlich der 
Lohnsteuern, die es seinen Mitar- 
beitern abziehen mußte, umge- 
rechnet sind, und die Geldsteuer, 
die einmal im Jahr beim Jahres- 
wechsel in Form von Umtausch 
der alten Geldscheine in solche 
für das neue Jahr zu einem Um- 
tauschsatz 12 alte Einheiten gegen 
10 neue erhoben wird. 


Der Umtauschsatz bringt das Geld 
für die staatliche Verwaltungsar- 
beit jedes Jahr wieder in die 
Staatskasse. Die Bodensteuer be- 
wirkt, daß die Bodenpreise so 
niedrig werden, daß jeder, der Bo- 
den haben möchte, sich solchen 
zuteilen lassen kann, ohne ande- 
ren Kaufpreis als die Übernahme 


der auf dem Boden liegenden 
Steuerpflicht. Statt Hypotheken- 
schulden abzuzahlen, zahlt man 
dann also Steuern. Andere Steu- 
ern als die Bodensteuer und die 
genannte Geldsteuer gibt es nicht. 
Daher braucht vom Arbeitslohn 
keine Steuer mehr abgezogen zu 
werden. Der Unsinn, daß Arbeiten 
verboten wird, weil es „Schwarz- 
arbeit‘ ist, weil davon keine Steu- 
ern und Soziallasten abgeführt 
werden, hört auf. Jede Arbeit, die 
gewünscht wird und die einer an- 
bieten kann, kann frei vereinbart 
werden. 


Nur Tätigkeiten, die gesundheits- 
schädlich, umweltschädlich, sozi- 
alschädlich oder sittenwidrig sind, 
müssen unterbleiben. Im übrigen 
ist die Arbeit frei! Wer wird sich 
das nicht wünschen? 

Brigitte Cornelius, Schorndorf 


Betr.: Deutschland 
„Maastricht-Urteil ist 
eine Farce“, Nr. 2/94 


Angesichts der Massenarbeitslo- 
sigkeit in der Bundesrepublik ist 
ein Einwanderungsverbot drin- 
gend erforderlich. Sie ist die di- 
rekte Folge des unter liberalisti- 
schen Gesichtspunkten durchge- 
drückten Gilobalhandels. Es 
verblüfft, daß Bonn mit seiner 
Musterschüler-Mentalität im Al- 
leingang alle Einfuhrbeschrän- 
kungen für Waren aus Osteuropa 
und anderen östlich gelegenen 
Ländern aufgehoben hat, was 
über die Forderungen der Eu- 
ropäischen Union und GATT hin- 
ausgeht. 


Nach einer Veröffentlichung des 
Deutschen Industrie- und Han- 
delstages wurden durch hiesige 
Unternehmen im Ausland jährlich 
70 000 Arbeitsplätze geschaffen. 


In den kommenden drei Jahren 
sollen 250 000 weitere Arbeits- 
plätze im Ausland entstehen, 
während das Heer der Erwerbslo- 
sen in Deutschland immer größer 
wird. 


Noch ein Beispiel: Zur Sicherung 
der Arbeitsplätze in Frankreich 
kaufte die Telekom bis jetzt mehr 
als 6000 Renaults für die Bundes- 
post. Im umgekehrten Fall kann 
solches Entgegenkommen kaum 
erwartet werden. 


Deshalb müssen EG-Projekte un- 
ter ökologischen Aspekten und 


unter dem Gesichtspunkt der 
Konkurrenz gesehen werden. 
Auch muß Bonn seinen Beitrag 
zur EU-Kasse um mindestens das 
Dreiviertelfache verringern. 

Gerd Wedemeyer, Wiesbaden 


Betr.: Vertrauliches „Hu- 
man-Gentherapie führt 
zu Erfolgen“, Nr. 2/94 


Im Bericht werden die Segnungen 
der Gentechnik anhand „dramati- 
scher“ Erfolge laut „Los Angeles 
Times“ aufgezeigt. Damit werden 
auch Hoffnungen auf die schier 
unbegrenzten Möglichkeiten der 
Gentechnik geweckt. 


Die andere Seite der Medaille: 
Die mit viel Voraus-Lorbeeren be- 
dachte Gentechnik hat bisher min- 
destens 24 Todesopfer und rund 
1500 Schwerverletzte gefordert. 
Dies wurde bisher von den Produ- 
zenten, den Massenmedien und 
den zuständigen Behörden durch 
eine Allianz des Schweigens der 
Laienöffentlichkeit verheimlicht. 


Die Ursache lag in der Produktion 
des in den USA frei verkäuflichen 
Beruhigungsmittels Tryptophan 
durch Einsatz genetisch veränder- 
ter Bakterien. Dabei entstand als 
Nebenprodukt eine Art zusam- 
mengekoppeltes Tryptophan, des- 
sen fatale Nebenwirkung Tod und 
Siechtum war. Es ist daher verant- 
wortungslos, wenn von interes- 
sierter Seite stets die absolute 
Harmlosigkeit der Gentechnik be- 
tont wird. 


Weitgehend unbekannt bleibt der 
Laienöffentlichkeit auch, daß in 
den großen Militärlabors der Welt 
längst über genetisch manipulierte 
Mikroorganismen-Biowaffen zur 
Verbreitung von Seuchen ent- 
wickelt werden, gegen die im 
wahrsten Sinne des Wortes kein 
Kraut gewachsen ist. Dies zeigt 
nur wieder einmal die Janusge- 
sichtigkeit aller Dinge; von der 
Gentechnik nur die Aktiva über- 
nehmen zu wollen gliche der Un- 
möglichkeit, sich von einem Stab- 
magneten nur den Südpol abzu- 
schneiden. 


Alles hat seinen Preis - auch 
durch die Gentechnik wird es kein 
Paradies aus Menschenhand ge- 
ben, auch wenn die Hohenpriester 
dieser Technik dies täglich ver- 
künden. 


Dr. Kurt Dannhäuser, Ettlingen 
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